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Prof. Dr. J�rgen Taeger, Oldenburg*

Daten�bermittlung an Auskunfteien und das Scoring

Kreditinstitute, Handels- und Telekommunikationsunter-
nehmen �berpr�fen regelm�ßig vor Abschluss von Darle-
hensvertr�gen oder von Vertr�gen mit Finanzierungshilfen
die Bonit�t ihrer k�nftigen Kunden. Bevor Unternehmen
kreditorische Risiken eingehen, wollen sie die Wahrschein-
lichkeit pr�fen, mit der die Kunden ihre Leistungspflichten
auch erf�llen werden.1 Entweder f�hren sie selbst diese
Risikoabsch�tzung durch (internes Scoring) oder sie neh-
men den Service einer Auskunftei in Anspruch (externes
Scoring), die auf der Grundlage der ihr vorliegenden Infor-
mationen einen branchenspezifischen Score errechnet, der
die Erf�llungswahrscheinlichkeit ausdr�ckt. Diese als Sco-
ring bezeichnete Risikoabsch�tzung, mit der ein bestimmtes
zuk�nftiges Verhalten von Personen auf der Grundlage
wissenschaftlicher Verfahren errechnet wird, war in den
letzten Jahren bisweilen kritisch gesehen worden.

Es gab Meinungen von Seiten einzelner Aufsichtsbehçrden
f�r den Datenschutz bei nicht-çffentlichen Stellen und von
Verbraucherschutzorganisationen, die aus ihrer Sicht nicht
nachvollziehbare und intransparente Scoring-Verfahren be-
klagten. Insbesondere von Seiten der schleswig-holsteini-
schen Aufsichtsbehçrde f�r den Datenschutz wurden Boni-
t�tspr�fungen und das Scoring kritisiert.2 Das damalige
Bundesministerium f�r Verbraucherschutz, Ern�hrung und
Landwirtschaft gab ein Gutachten in Auftrag, das sich
ebenfalls kritisch �ber Bildung eines Scorewertes zur Risi-
koabsch�tzung bez�glich eines bestimmten zuk�nftigen
Verhaltens von Personen durch Auskunfteien �ußerte.3

Nachdem es zwischen 2007 und 2009 einige besonders
aufsehenerregende und das allgemeine Datenschutzbe-
wusstsein sch�rfende Datenschutzaff�ren gab, darunter bei
der Deutschen Bahn AG und der Deutschen Telekom AG,4

novellierte der deutsche Gesetzgeber, der im Jahr 2001 die
EG-Richtlinie zum Datenschutz in nationales Recht trans-
formiert hatte, das BDSG 2009 erneut. Obwohl die in der
�ffentlichkeit Aufsehen erregenden F�lle nichts mit dem
Verfahren von Auskunfteien oder mit Scoring zu tun hatten,
wurden auch diese Bereiche nun im Rahmen der BDSG-
Novellierung speziell geregelt. Der Gesetzgeber f�hrte mit
der Begr�ndung, mehr Rechtssicherheit bez�glich des Sco-
rings herzustellen, Sondervorschriften f�r die Daten�ber-
mittlung an Auskunfteien (§ 28 a BDSG) und zum Scoring
(§ 28 b BDSG) ein.

Soweit das Scoring in Deutschland im Bundesdatenschutz-
gesetz mit § 28 b BDSG und im Kreditwirtschaftsgesetz mit
§§ 10 Abs. 2, 18 Abs. 2 KWG reguliert ist, wird damit der
Zweck verfolgt, die ausdr�cklich gew�nschte Berechnung
von Wahrscheinlichkeitswerten bei der Vertragsanbahnung
datenschutzrechtlich zu begleiten. Es sollten Rahmenbedin-
gungen geschaffen werden, um einerseits die Wirtschaft vor
Kreditausf�llen zu sch�tzen und gleichzeitig unzul�ssige
Eingriffe in die Persçnlichkeitsrechte der Betroffenen zu
vermeiden. Die Regulierung erfolgte auch mit dem Schutz-
ziel, den Datenschutz f�r die Betroffenen in dieser sehr
speziellen Frage n�her zu regeln.

Das BDSG normiert nun mit dem § 28 a BDSG die �ber-
mittlung von Daten speziell an Auskunfteien und mit § 28 b

BDSG das Scoring durch nicht-çffentliche Stellen und çf-
fentliche Wettbewerbsunternehmen. In § 10 Abs. 2 KWG
findet sich eine aufsichtsrechtliche Sonderregelung f�r Kre-
ditinstitute.

Durch die Einf�hrung dieser Sondervorschriften brachte der
Gesetzgeber zum Ausdruck, dass die Daten�bermittlung an
Auskunfteien und die Berechnung von Wahrscheinlich-
keitswerten zur Risikoabsch�tzung (Scoring) durch Unter-
nehmen selbst oder durch Auskunfteien zum Zweck der
�bermittlung bei Beachtung der gesetzlichen Anforderun-
gen grunds�tzlich zul�ssig ist und ein berechtigtes Interesse
der Wirtschaft an Bonit�tspr�fungen besteht.5

Rechtsprechung und wissenschaftliche Literatur6 haben auf
die Bedeutung des Kredit Scoring sowohl f�r die Wirtschaft
als auch f�r den Verbraucher hingewiesen. So hob etwa
Roßnagel hervor, dass „eine funktionierende Kreditbranche
f�r eine Wachstumswirtschaft, die auf Investitionen ange-
wiesen ist, von entscheidender Bedeutung“ ist. Sie kçnne
ihre Aufgaben nur erf�llen, wenn sie das jeweilige Kredit-
risiko einigermaßen zutreffend einsch�tzen kann, was Aus-
kunfteien wie die Schufa �bern�hmen.7 Der Branchenver-
band BITKOM verwies darauf, dass Unternehmen insbe-
sondere bei Distanzgesch�ften mit einem erheblichen Risi-
ko in Vorleistung treten, wenn sie Waren gegen Rechnung
versenden oder, wie etwa bei Abschluss von Mobilfunk-
vertr�gen mit verbundenem Handy-Kauf �blich, Leistungen
erbringen, f�r die die Gegenleistung erst �ber eine l�ngere
Vertragslaufzeit erbracht wird.8 Auch Kreditinstitute geben
zu bedenken, dass Kunden und Kreditinstitute gleicherma-
ßen vom Einsatz rechnergest�tzter Scoringverfahren bei der
Kreditvergabe profitieren, weil das Kreditscoring eine sta-
tistisch ausgereifte und daher sehr genaue Entscheidungs-
grundlage liefere; geringe Bearbeitungskosten und g�ns-
tigere Kreditzinsen kçnnten an den Kunden weitergegeben
werden, und manche Kunden w�rden dadurch vor �ber-
schuldung gesch�tzt.9

Deshalb kamen auch Piltz/Holl�nder zu dem Schluss, dass
„die Kreditw�rdigkeit und Zahlungsf�higkeit von Kunden
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* Mehr �ber den Autor erfahren Sie auf S. 32. Die Studie wurde f�r den
Verband ‚Die Wirtschaftsauskunfteien‘, Neuss, erstellt.

1 Siehe zur Funktion der Wirtschaftsauskunfteien im Gesch�ftsverkehr Rie-
mann, RDV 2014, 144. Die çkonomische Bedeutung des Credit Scorings
beleuchten Schrçder/Lang/Lerbs/Radev, �konomische Bedeutung und
Funktionsweise von Credit Scoring, in: Schrçder/Taeger (Hrsg.), Scoring
im Fokus, 2014, S. 8 - 90.

2 Kamp/Weichert, Scoringsysteme zur Beurteilung der Kreditw�rdigkeit –
Chancen und Risiken f�r Verbraucher, 2005.

3 Korczak/Wilken, Verbraucherinformation Scoring, 2009.
4 Beide Konzerne haben darauf musterg�ltig reagiert und nicht nur Organ-

vertreter verantwortlich gemacht, sondern anerkanntermaßen hoch effi-
ziente Datenschutzorganisationen in ihren H�usern etabliert sowie Daten-
schutzbeir�te mit externen Fachleuten, Gewerkschaftern und Personen aus
der Politik geschaffen.

5 Ebenso Kamlah, in: Plath, BDSG, 2013, § 28 a Rn. 10; Gola/Schomerus,
BDSG, 11. Aufl. 2012, § 28 a Rn. 5.

6 Heyer, Restschuldbefreiung und Verbraucherinsolvenz in der Praxis,
2013, S. 118; Taeger, in: Brunner/Seeger/Turturica (Hrsg.), Fremdfinan-
zierung von Gebrauchsg�tern, 2010, S. 53, 63 ff.

7 Roßnagel, ZD-aktuell 2011, 118.
8 So der BITKOM e. V., Stellungnahme zum Gesetzentwurf, zitiert nach

Taeger, in: Brunner/Seeger/Turturica (Fn. 6), S. 53, 54.
9 Vgl, dazu den Zentralen Kreditausschuss der Bankenfachverb�nde, Stel-

lungnahme vom 21. 11. 2008, zitiert nach Taeger (Fn. 6).



zu bewerten, . . . aus volks- und betriebswirtschaftlichen
Gr�nden zur Minimierung des Ausfallrisikos und zum
Schutz der Verbraucher vor �berschuldung grunds�tzlich
nicht zu beanstanden“ ist.10

Der BGH betonte 2011 in �bereinstimmung mit seiner
fr�heren Rechtsprechung, dass die Erteilung von zutreffen-
den Bonit�tsausk�nften f�r das Funktionieren der Wirt-
schaft von erheblicher Bedeutung ist.11 Er verwies in sei-
nem Urteil darauf, dass „Angaben einer Wirtschaftsaus-
kunftei, die geeignet sind, etwaige Kreditgeber zu einer
sorgf�ltigen Bonit�tspr�fung zu veranlassen, f�r das Kre-
ditgewerbe erforderlich und vom Betroffenen grunds�tzlich
hinzunehmen sind“. Deshalb sei auch die bei einer Anfrage
bei einer Auskunftei danach, ob Negativdaten oder ein
Score vorliegen, stattfindende �bermittlung des Namens
und der Anschrift eines potentiellen Kunden nach § 28
Abs. 1 S. 1 Nr. 2 BDSG zul�ssig, weil die �bermittlung
zur Wahrung berechtigter Interessen der verantwortlichen
Stelle erforderlich ist und kein Grund zu der Annahme
besteht, dass das schutzw�rdige Interesse des Betroffenen
an dem Ausschluss der Verarbeitung oder Nutzung �ber-
wiegt.12

Das OLG Schleswig-Holstein betont, dass das Recht auf
informationelle Selbstbestimmung nicht vor sachlich gehal-
tenen Informationen am Markt sch�tze, „die f�r das wett-
bewerbliche Verhalten der Marktteilnehmer von Bedeutung
sein kçnnen, selbst wenn die Inhalte sich auf einzelne Wett-
bewerbspositionen nachteilig auswirken“.13 Das Kammer-
gericht entschied, dass es ein berechtigtes Schutzbed�rfnis
der Allgemeinheit gibt, vor der Vergabe von Krediten bei
Auskunfteien anzufragen, ob Negativmerkmale gespeichert
sind, die Hinweise auf eine fehlende Bonit�t geben kçnnten.
Durch eine Nachfrage kçnne das Risiko vermindert werden,
mit einem Zahlungsunf�higen bzw. -unwilligen einen Kre-
ditvertrag zu schließen.14

Auch der Europ�ische Gerichtshof befasste sich 2006 mit
der Funktion von Kreditinformationssystemen, in denen
negative Angaben �ber Zahlungsausf�lle und positive An-
gaben, etwa �ber Gl�ubigerguthaben, B�rgschaften, Sicher-
heiten und Garantien, Leasinggesch�fte oder die zeitlich
begrenzte Bereitstellung von Kapital gespeichert und zur
�bermittlung zur Verf�gung stehen. Der EuGH stellte fest,
dass es ein wesentlicher Zweck von Systemen zum Aus-
tausch von Kreditinformationen ist, „Kreditgebern aussage-
f�hige Informationen �ber vorhandene oder potenzielle
Kreditnehmer, und zwar insbesondere �ber die Art und
Weise ihrer bisherigen Schuldenbegleichung, zur Verf�-
gung zu stellen“.15 Die Natur der verf�gbaren Informatio-
nen richtet sich nach der Art des Systems. Im Ausgangs-
verfahren beim EuGH enthielt das Register, wie der Ge-
neralanwalt in den Nummern 46 und 47 seiner Schluss-
antr�ge festgestellt hat, negative Angaben etwa �ber Zah-
lungsausf�lle und positive Angaben etwa �ber Gl�ubiger-
guthaben, B�rgschaften, Sicherheiten und Garantien, Lea-
singgesch�fte oder die zeitlich begrenzte Bereitstellung von
Kapital. In Nummer 47 heißt es, dass es Register mit Kredit-
informationen in zahlreichen Staaten gibt und diese die
Kenntnisse der Kreditinstitute �ber potenzielle Kreditneh-
mer verbessern, „indem sie die Ungleichheit des Informa-
tionsstands von Gl�ubiger und Schuldner verringern, was
die Vorhersehbarkeit der R�ckzahlungswahrscheinlichkeit
verbessert. Damit sind diese Register grunds�tzlich geeig-
net, die Ausfallquote von Kreditnehmern zu verringern und
dadurch den Wirkungsgrad des Kreditangebots zu erhç-
hen.“

Datenschutz-Aufsichtsbehçrden f�r den Datenschutz haben
die Gesetzes�nderungen von 2009 mit der Regulierung des
Scorings begr�ßt.16 Einige Aufsichtsbehçrden halten dage-
gen auch nach der Novellierung des BDSG von 2009 an
ihrer kritischen Auffassung zum Scoring fest. Weil sich in
Beschwerdeverfahren gezeigt habe, dass der Scorewert we-
gen mangelnder Datenbasis die reale Situation verfehle,
hatten die Datenschutzaufsichtsbehçrden in der Sitzung
der Arbeitsgruppe „Auskunfteien“ des D�sseldorfer Kreises
im November 2012 eine Nachbesserung der gesetzlichen
Regelung f�r das Scoring angeregt.17 Die Verbraucher-
schutzministerkonferenz forderte im Mai 2013 den Bund
zu weiteren Versch�rfungen des Scorings, insbesondere zu
einem Verbot der Ber�cksichtigung von Wohnumfelddaten
bei der Wahrscheinlichkeitsberechnung auf.18

Derartige Empfehlungen sind Anlass, mit den folgenden
Beitr�gen die nationalen Regelungen zu beschreiben, mit
Regelungen in anderen ausgew�hlten Staaten zu verglei-
chen und zu einer kritischen Bestandsaufnahme zu kom-
men.
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Prof. Dr. J�rgen Taeger, Oldenburg*

Rechtlicher Regelungsrahmen des Scorings in Deutschland

I. Daten�bermittlung an Auskunfteien
Zum 1. 4. 2010 trat eine Novelle des Bundesdatenschutz-
gesetzes in Kraft, mit der der Gesetzgeber in den §§ 28 a
und 28 b BDSG erstmals ausdr�cklich die Voraussetzung
f�r Daten�bermittlungen an Auskunfteien und die Durch-
f�hrung von Scoring gesetzlich regelte. Außerdem wurde
mit zwei neuen Abs�tzen in § 34 BDSG der Auskunfts-
anspruch von Betroffenen erweitert, die nun auf Anfrage
auch �ber das Zustandekommen und die Bedeutung von
Scorewerten einzelfallbezogen und nachvollziehbar in all-
gemein verst�ndlicher Form informiert werden m�ssen.

Der neue § 28 a BDSG findet gem. § 27 BDSG auf alle
nicht-çffentlichen Stellen sowie die çffentlichen Stellen,
die am Wettbewerb teilnehmen, Anwendung. Die Vor-
schrift geht, soweit sie anwendbar ist, dem § 28 BDSG vor.
Der § 28 Abs. 2 BDSG regelt allgemein, unter welchen
Voraussetzungen personenbezogene Daten f�r einen ande-
ren Zweck als f�r die Erf�llung eigener Gesch�ftszwecke an
Dritte �bermittelt werden d�rfen. Diese allgemeine Vor-
schrift des § 28 Abs. 2 BDSG wird hinsichtlich der Zul�s-
sigkeitsvoraussetzungen einer �bermittlung durch § 28 a
BDSG dann verdr�ngt, wenn der Empf�nger der Daten,
die gem�ß § 28 BDSG erhoben wurden und verarbeitet
werden, eine Auskunftei ist und es sich um Daten �ber
geschuldete Leistungen handelt, die trotz F�lligkeit nicht
erbracht wurden. Die Anforderungen an die der �bermitt-
lung vorausgehende Erhebung und Speicherung von per-
sonenbezogenen Daten, die an eine Auskunftei �bermittelt
werden sollen, ergeben sich, soweit nicht eine Einwilligung
vorliegt, aber weiterhin aus dem gesetzlichen Erlaubnistat-
bestand des § 28 BDSG.

II. Tatbestandsvoraussetzungen der �bermitt-
lung an Auskunfteien

§ 28 a Abs. 1 BDSG nimmt zwei Sachverhalte in den Blick:
nach seinem S. 1 regelt er die Voraussetzungen einer �ber-
mittlung personenbezogener Daten mit einem Forderungs-
bezug an Auskunfteien. Allein hierauf bezieht sich auch die
�berschrift der Vorschrift. Tats�chlich regelt § 28 a Abs. 1
BDSG in seinem S. 2 ‚klarstellend‘ auch die zweck�ndern-
de, im BDSG nicht definierte ‚Verwendung‘ der von der
verantwortlichen Stelle gespeicherten forderungsbezoge-
nen Daten f�r Zwecke der �bermittlung an Dritte zur Be-
wertung der Kreditw�rdigkeit, wodurch die verantwortliche
Stelle selbst (auch) als Auskunftei t�tig wird.1 Der von der
Norm erfasste Regelfall wird aber die �bermittlung gem.
§ 28 a Abs. 1 S. 1 BDSG an eine Auskunftei sein, was auch
die Norm�berschrift zum Ausdruck bringt.

1. Auskunftei
Die Sondervorschrift des § 28 a BDSG ist nur dann anzu-
wenden, wenn der Empf�nger der zu �bermittelnden Daten
eine Auskunftei ist. Eine Legaldefinition der ‚Auskunftei‘
findet sich im BDSG nicht. Die Gesetzesbegr�ndung ver-
steht unter einer Auskunftei ein Unternehmen, „das unab-
h�ngig vom Vorliegen einer konkreten Anfrage gesch�fts-

m�ßig bonit�tsrelevante Daten �ber Unternehmen oder Pri-
vatpersonen sammelt, um sie bei Bedarf seinen Gesch�fts-
partnern f�r die Beurteilung der Kreditw�rdigkeit des Be-
troffenen gegen Entgelt zug�nglich zu machen“.2 Unter
Kreditw�rdigkeit ist die Wahrscheinlichkeit zu verstehen,
nach der es dem Betroffenen mçglich sein wird, seine
Zahlungspflichten aus dem Kreditvertrag vollst�ndig zu
erf�llen.

§ 28 a BDSG ist eine Erlaubnisvorschrift gem�ß § 4 BDSG.
Nach § 4 BDSG d�rfen personenbezogene Daten erhoben,
verarbeitet und genutzt werden, wenn ein Gesetz dies er-
laubt oder anordnet oder wenn eine Einwilligung des Be-
troffenen vorliegt. Der Prozess der Verarbeitung schließt
nach § 3 Abs. 4 BDSG das Speichern, Ver�ndern, Sperren,
Lçschen und auch das �bermitteln der Daten an Dritte mit
ein.

Ohne den Begriff der ‚Auskunftei‘ aufzugreifen, beschreibt
der durch die Novellierung des BDSG von 2009 in das
Gesetz aufgenommene § 29 Abs. 6 BDSG die T�tigkeit von
Auskunfteien. Diese d�rfen personenbezogene Daten f�r
Zwecke der �bermittlung an Dritte speichern, wenn dies
der T�tigkeit von ‚Auskunfteien‘ dient (§ 29 Abs. 1 BDSG),
und sind nach § 29 Abs. 6 BDSG dadurch gekennzeichnet,
dass sie gesch�ftsm�ßig personenbezogene Daten, die zur
Bewertung der Kreditw�rdigkeit von Verbrauchern genutzt
werden d�rfen, zum Zwecke der �bermittlung erheben,
speichern und ver�ndern. Diese Zweckbestimmung schließt
ein, dass sie die gespeicherten Daten nach einer Abw�gung
des berechtigten Interesses des Datenempf�ngers mit den
schutzw�rdigen Interessen des Betroffenen auch �bermit-
teln d�rfen.3

Berufsaus�bungsvoraussetzungen f�r die T�tigkeit einer
Auskunftei, eine Zulassungs- oder eine Akkreditierungs-
pflicht gibt es ebenso wenig wie eine Meldepflicht f�r
Auskunfteien, sodass es eine valide Statistik �ber die An-
zahl von Auskunfteien nicht gibt. Zwar sieht § 4 d Abs. 1
und 4 Nr. 1 BDSG eine Meldepflicht gegen�ber der f�r sie
zust�ndigen Aufsichtsbehçrde f�r Unternehmen vor, die
gesch�ftsm�ßig personenbezogene Daten automatisiert f�r
Zwecke der �bermittlung speichern wollen. Diese Pflicht
entf�llt wegen § 4 d Abs. 4 BDSG auch dann nicht, wenn ein
Betrieblicher Datenschutzbeauftragter bestellt wurde
(Abs. 2) oder hçchstens neun Personen mit der Datenerhe-
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* Mehr �ber den Autor erfahren Sie auf S. 32. Die Studie wurde f�r den
Verband ‚Die Wirtschaftsauskunfteien‘, Neuss, erstellt.

1 Kritisch zu der als �berfl�ssig bezeichneten Klarstellung Kamlah, in:
Plath, BDSG, 2013, § 28 a Rn. 42.

2 BR-Drs. 548/08, S. 10, und BT-Drs. 16/10529, S. 9, angelehnt an Ehmann,
in: Simitis, BDSG, 6. Aufl. 2006, § 29 Rn. 71, dann 7. Aufl. 2011, § 29
Rn. 83 f., nun wesentlich differenzierender in der 8. Aufl. 2014, § 29
Rn. 82 ff., mit einem Hinweis auf § 38 Abs. 1 Nr. 2 GewO. Der Auskunftei-
begriff ist aber �ber diesen Regelungszusammenhang hinaus ansonsten
noch weiter und kann grunds�tzlich auch die �bermittlung von persçn-
lichen Angelegenheiten des Betroffenen f�r andere Zwecke als die Boni-
t�tspr�fung umfassen, vgl. dazu Taeger, in: Taeger/Gabel, BDSG, 2. Aufl.
2013, § 29 Rn. 14, und Hilpert, in: Taeger (Hrsg.), Law as a Service
(LaaS) – Recht im Internet- und Cloud-Zeitalter, 2013, S. 199, 200.

3 Siehe dazu ausf�hrlich Hilpert, in: Taeger (Fn. 2), S. 199, 204. Dies
bezeichnet Buchner, in: Wolff/Brink (Hrsg.), BeckOK, Datenschutzrecht/
BDSG, Stand: 5/2014, § 29 Rn. 83 zutreffend als „bloße Selbstverst�nd-
lichkeit“.



bung und -verarbeitung auf Grundlage einer Einwilligung
oder der gesetzlichen Erlaubnis aus § 28 Abs. 1 S. 1 Nr. 1
BDSG befasst sind (Abs. 3). Der Meldepflicht unterfallen
n�mlich alle verantwortlichen Stellen, die Daten f�r Zwe-
cke der �bermittlung gem. § 29 BDSG erheben und ver-
arbeiten, darunter neben Auskunfteien auch Adressh�ndler,
Bewertungsportale und soziale Netzwerke. Deshalb kann
allein aus der Zahl der aufgrund von § 4 d BDSG gemelde-
ten Stellen kein R�ckschluss auf die Anzahl der Auskunf-
teien gezogen werden. Dazu w�ren differenziertere Aus-
wertungen erforderlich, die die Aufsichtsbehçrden, soweit
bekannt, nicht vornehmen.

2. Forderungsbezogene Daten

Von der Erlaubnis nach § 28 a BDSG zur �bermittlung von
Schuldnerdaten an eine Auskunftei werden nur solche per-
sonenbezogenen Daten erfasst, die einen Forderungsbezug
aufweisen. Die Gesetzesbegr�ndung konkretisiert das da-
hingehend, dass es sich um ‚bonit�tsrelevante‘ Daten han-
deln soll. Von der Auskunftei als Empf�ngerin der Daten
wird erwartet, dass sie die Daten zum Zweck der Kredit-
w�rdigkeitspr�fung speichert. Dies erhellt, dass bonit�ts-
relevante, von einer Auskunftei gespeicherte Daten nicht in
jedem Fall einen Forderungsbezug aufweisen m�ssen, aber
zur Berechnung der Kreditw�rdigkeit herangezogen werden
kçnnen.4

Das Gesetz bel�sst es in § 28 a BDSG inhaltlich allgemein
bei der Bezugnahme auf Forderungen im Sinne von § 241
BGB; weder wird positiv geregelt, woraus sich diese
Forderung ergeben muss (Vertrag; Delikt; bereicherungs-
rechtliche R�ckabwicklung), noch wird negativ abge-
grenzt, dass Informationen �ber das Bestehen von be-
stimmten Forderung nicht �bermittelt werden d�rfen. Die
normative Anforderung, dass Daten „�ber eine Forderung“
�bermittelt werden d�rfen, ist dahin auszulegen, dass die
Information im Zusammenhang mit einer Forderung ste-
hen muss. Das schließt zun�chst ganz allgemein auch
positive wie negative Zahlungsverhaltensdaten mit ein.5

Fehlt es der Information an einem Forderungsbezug, kann
die �bermittlung nicht auf § 28 a BDSG, sondern muss
gegebenenfalls auf § 28 Abs. 1 S. 1 Nr. 2 BDSG gest�tzt
werden.

3. Weitere �bermittlungsvoraussetzungen

Allerdings werden im 2. Halbsatz des § 28 a Abs. 1 S. 1
BDSG weitere formale Voraussetzungen f�r die �bermitt-
lung von personenbezogenen Daten mit einem Forderungs-
bezug formuliert, die alternativ als Zul�ssigkeitsvorausset-
zung vorliegen m�ssen. Danach muss

1. die Forderung durch ein rechtskr�ftiges oder f�r vorl�ufig
vollstreckbares Urteil festgestellt worden sein oder ein
Schuldtitel nach § 794 der Zivilprozessordnung vorliegen,

2. die Forderung nach § 178 der Insolvenzordnung festge-
stellt und nicht vom Schuldner im Pr�fungstermin bestritten
worden sein,

3. der Betroffene die Forderung ausdr�cklich anerkannt
haben,

4. a) der Betroffene nach Eintritt der F�lligkeit der Forde-
rung mindestens zweimal schriftlich gemahnt worden sein,

b) zwischen der ersten Mahnung und der �bermittlung
mindestens vier Wochen liegen,

c) die verantwortliche Stelle den Betroffenen rechtzeitig vor
der �bermittlung der Angaben, jedoch fr�hestens bei der
ersten Mahnung �ber die bevorstehende �bermittlung un-
terrichtet haben und

d) der Betroffene die Forderung nicht bestritten haben oder

5. das der Forderung zugrunde liegende Vertragsverh�ltnis
aufgrund von Zahlungsr�ckst�nden fristlos gek�ndigt wer-
den kçnnen und die verantwortliche Stelle muss den Be-
troffenen �ber die bevorstehende �bermittlung unterrichtet
haben.6

Diese abschließend aufgez�hlten Regelbeispiele schreiben
vor, dass nach § 28 a Abs. 1 BDSG an eine Auskunftei nur
sog. Negativdaten – unter den genannten Voraussetzungen –
�bermittelt werden d�rfen.

Schließlich ist von der �bermittelnden Stelle zu pr�fen, ob
die �bermittlung zur Wahrung berechtigter Interessen der
verantwortlichen Stelle oder von Dritten erforderlich ist.
Nach der Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs (BGH)
„ist das Ziel des Schufa-Systems, die Kreditvergabe an
Kreditunw�rdige zu verhindern, grunds�tzlich als berech-
tigtes Interesse anzuerkennen“.7 Solche Daten sind erfor-
derlich, „wenn diese im Rahmen der Gesamtbeurteilung der
Kreditw�rdigkeit nicht ohne Gewicht sind“.8 Weiter heißt
es in dieser BGH-Entscheidung: „Ausk�nfte, die geeignet
sind, etwaige Kreditgeber zu einer sorgf�ltigen Bonit�ts-
pr�fung zu veranlassen, sind f�r das Kreditgewerbe erfor-
derlich und m�ssen, wenn sie zutreffen und nicht den sen-
sitiven persçnlichen Bereich ber�hren, regelm�ßig .. . hin-
genommen werden, wenn er Vertrauen in seine Zuverl�ssig-
keit und die damit verbundene Kreditw�rdigkeit in An-
spruch nehmen will.“ In der Tat f�hren Informationen �ber
f�llige und nicht bezahlte Forderungen zu einer intensiveren
Pr�fung eines Darlehensantrags, aber nicht zwingend zu
dessen Ablehnung. Einem Darlehensgeber liegen in der
Regel weitere Informationen, wie z. B. �ber Einkommen
und Sicherheiten, vor, die ebenfalls bewertet werden.

Besteht eine „sichere“ Forderung im Sinne des § 28 a Abs. 1
S. 1 Nr. 1 - 5 BDSG, dann ist es bei Vertr�gen mit Finanzie-
rungshilfen (z. B. Abzahlungsgesch�fte) zu erwarten, dass
H�ndler das Risiko der Uneinbringlichkeit einer Forderung
nicht eingehen wollen und einen Vertragsschluss ablehnen
werden.9 Es wird in der Praxis deshalb zu Recht davon
ausgegangen, dass der aus einer unterbliebenen Mitteilung
�ber nicht erfolgte Begleichung dieser Forderung „resultie-
rende volkswirtschaftliche Schaden ... bei der Abw�gung
der berechtigten Interessen regelm�ßig dazu (f�hrt), die
�bermittlung der Daten an die SCHUFA als zul�ssig an-
zusehen, um eine Kreditvergabe an Kreditunw�rdige zu
verhindern“.10 Dann, wenn eine der genannten gesetzlichen
Fallgruppen dieses Erlaubnistatbestandes einschl�gig ist,
braucht deshalb keine Interessenabw�gung vorgenommen
zu werden.11
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4 Vgl. Kamlah, in: Plath (Fn. 1), § 28 a Rn. 8.
5 Vgl. Kamlah, in: Plath (Fn. 1), § 28 a Rn. 15.
6 Zu den Regelbeispielen im Detail Kamlah, in: Plath (Fn. 1), § 28 a

Rn. 22 ff.
7 BGH, 7. 7. 1983, – III ZR 159/82, NJW 1984, 436, 437.
8 BGH, 24. 6. 2003, – VI ZR 3/03, NJW 2003, 2904.
9 Bruchner/Krepold, in: Schimansky/Bunte/Lwowski (Hrsg.), Bankrechts-

Handbuch, 2011, Rn. 9c.
10 Bruchner/Krepold, in: Schimansky/Bunte/Lwowski (Fn. 9), Rn. 9c.
11 BT-Drs. 16/10529, S. 14, und 16/10581, S. 2. Siehe auch Mackenthun, in:

Taeger/Gabel (Fn. 2), § 28 a Rn. 1; Weichert, in: D�ubler/Klebe/Wedde/
Weichert, BDSG, 2014, § 28 a Rn. 5.



4. Umsetzung in der SCHUFA-Klausel und in
vergleichbaren Klauseln anderer Auskunfteien

W�hrend § 28 a Abs. 1 S. 1 BDSG nur die �bermittlung von
Negativdaten unter den dort genannten Einschr�nkungen
vorsieht, erlaubt der § 28 a Abs. 2 BDSG den Kreditinstitu-
ten auch die �bermittlung von Positivdaten bei bestimmten
Bankgesch�ften, n�mlich ausweislich des Wortlauts des
§ 28 a Abs. 2 S. 1 BDSG bei Kredit-, Garantie- und Giro-
gesch�ften gem�ß § 1 Abs. 1 S. 2 Nr. 2, 8 und 9 KWG. Die
Nr. 9 (Girogesch�fte) ist allerdings im KWG aufgehoben
worden und findet sich nun im Zahlungsdiensteaufsichts-
gesetz (ZAG). § 28 a Abs. 2 S. 3 BDSG regelt allerdings,
dass die Girogesch�fte nach wie vor von der Erlaubnisvor-
schrift erfasst werden sollen.12

Diese neue Vorschrift des § 28 a Abs. 2 BDSG f�hrt eine
gesetzliche Erlaubnis anstelle der vorher mit der sog.
Schufa-Klausel eingeholten �blichen Einwilligungserkl�-
rung seitens des Kunden des Kreditinstituts ein. Danach
d�rfen die sogenannten Positivdaten �ber die Begr�ndung,
Durchf�hrung und Beendigung eines Vertrages �ber
Bankgesch�fte an Auskunfteien �bermittelt werden. Von
dieser Erlaubnis gibt es die R�ckausnahme f�r die F�lle,
in denen lediglich ein Girokonto auf Guthabenbasis erçff-
net wird.

Ganz auf eine Einwilligung in die �bermittlung wird ein
Kreditinstitut nicht verzichten kçnnen, weil neben der da-
tenschutzrechtlichen Erlaubnis der �bermittlung auch eine
Befreiung vom Bankgeheimnis erforderlich ist.13

Unabh�ngig von dieser Frage besteht eine Informations-
pflicht der verantwortlichen Stelle, insbesondere bei einer
informierten Einwilligung (§ 4 Abs. 3 BDSG). Deswegen
beschreibt die aktuelle SCHUFA-Klausel – neben der Ein-
holung einer Einwilligung in die Befreiung vom Bankge-
heimnis – auch, welche Daten die verantwortliche Stelle der
Schufa �bermittelt und was die Schufa damit macht, z. B.
enth�lt die Standardklausel in Vertr�gen mit Kreditinstitu-
ten den Passus, nach dem das Kreditinstitut der Schufa auch
Daten �ber sonstiges nicht vertragsgem�ßes Verhalten
(Konten- oder Kreditkartenmissbrauch oder sonstiges betr�-
gerisches Verhalten) �bermitteln darf. Insofern kommt der
SCHUFA-Klausel allerdings nur ein deklaratorischer und
kein konstitutiver Charakter zu, weil lediglich dar�ber in-
formiert wird, dass Negativmerkmale schon aufgrund einer
gesetzlichen Erlaubnis �bermittelt werden d�rfen.14 Es wird
weiter darauf hingewiesen, dass diese Meldungen nach dem
BDSG nur erfolgen d�rfen, soweit dies zur Wahrung be-
rechtigter Interessen des Kreditinstituts oder Dritter erfor-
derlich ist und kein Grund zu der Annahme besteht, dass das
schutzw�rdige Interesse des Betroffenen an dem Aus-
schluss der �bermittlung �berwiegt. Insgesamt hat die
Schufa-Klausel aufgrund des Bem�hens, die Betroffenen
umfassend �ber �bermittlungsanlass und �bermittlungs-
empf�nger zu informieren, inzwischen einen grçßeren Um-
fang erreicht.15 Neben der Schufa verwenden auch andere
Auskunfteien entsprechende Klauseln.

Die sogenannten Positivdaten �ber die Begr�ndung, Durch-
f�hrung und Beendigung eines Vertrages �ber Bankge-
sch�fte – mit Ausnahme der Erçffnung eines Girokontos
auf Guthabenbasis – wie auch die Negativdaten �ber For-
derungen werden �bermittelt und gehen in die Berechnung
eines Wahrscheinlichkeitswertes durch den Datenempf�n-
ger, die Auskunftei, ein.

III. Kredit Scoring
Als Scoring wird ganz allgemein ein statistisch-mathema-
tisches Verfahren bezeichnet, mit dem die Wahrscheinlich-
keit des Eintritts eines bestimmten zuk�nftigen Ereignisses
berechnet wird.16 Dieses Verfahren wird in vielen Berei-
chen eingesetzt. So wird das Scoring z. B. in der Medizin bei
der Berechnung des Krebsrisikos verwendet. Versicherun-
gen greifen zur Berechnung eines Schadensrisikos auf Sco-
reverfahren zur�ck. Dar�ber hinaus nutzen es Unterneh-
men, um selbst oder durch Dritte zu berechnen, wie hoch bei
Abschluss eines Vertrags mit kreditorischen Risiken (Dar-
lehen, Abzahlungskauf) die Erf�llungswahrscheinlichkeit
ist oder wie sich diese w�hrend der Vertragslaufzeit ent-
wickelt.17

Als Kredit Scoring bezeichnet man hier also die automati-
sierte Berechnung eines Wahrscheinlichkeitswertes �ber
ein mçgliches zuk�nftiges Zahlungsverhalten einer Person
als Teil einer Gruppe, in der das vorhergesagte Verhalten zu
einem bestimmten Prozentsatz eintreten wird. Konkret be-
deutet dies, dass die persçnlichen Merkmale eines mçg-
lichen k�nftigen Kunden mit den statistischen Erfahrungs-
werten einer Vergleichsgruppe, �ber deren bisheriges Zah-
lungsverhalten statistische Angaben vorliegen, abgeglichen
werden.18 Der errechnete Risikofaktor wird als Score aus-
gegeben und gibt eine Aussage dar�ber, mit welcher statis-
tischen Wahrscheinlichkeit eine Person, die die Merkmale
einer bestimmten Gruppe teilt, ihre Zahlungspflicht erf�llen
wird. Der Scorewert fließt in der Regel als ein Faktor bei der
Risikopr�fung mit ein. Die meisten Unternehmen ber�ck-
sichtigen dar�ber hinaus noch eigene Daten, z. B. die bis-
herige Erfahrung mit dem Zahlungsverhalten des Kredit-
suchenden, Einkommen, Vermçgen oder Sicherheiten.

Will ein Unternehmen vor einem Vertragsschluss mit dem
potentiellen Kunden das Zahlungsausfallrisiko selbst pr�fen
und einen Wahrscheinlichkeitswert berechnen (internes
Scoring), um bei der Entscheidung �ber die Begr�ndung,
Durchf�hrung und Beendigung eines Vertragsverh�ltnisses
entscheidungsunterst�tzende Annahmen �ber das k�nftige
Verhalten einer Person treffen zu kçnnen, dann erfolgt die
Berechnung gem�ß § 28 b BDSG. Dabei hat das Unterneh-
men wegen des in § 6 a BDSG normierten Verbots der
automatisierten Einzelentscheidung darauf zu achten, dass
eine Ablehnung eines Vertragsschlusses nicht ausschließ-
lich auf den errechneten Scorewert als einem Ergebnis einer
automatisierten Verarbeitung von Daten des Betroffenen
gest�tzt wird. Es m�ssen entweder weitere Erkenntnisse
und Informationen herangezogen werden oder die berech-
tigten Interessen des Betroffenen etwa dadurch gewahrt
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12 Siehe auch Bergmann/Mçhrle/Herb, BDSG, 2013, § 28 a Rn. 44b.
13 Dazu Kamlah, in: Plath (Fn. 1), § 28 a Rn. 55; Mackenthun, in: Taeger/

Gabel (Fn. 2), § 28 a, Rn. 19; Hilpert, in: Taeger (Fn. 2), S. 199, 201;
Hornung, CR 2007, 753. Das �bersieht offenbar Kamp, in: Wolff/Brink
(Fn. 3), § 28 a Rn. 22, die an anderer Stelle, Rn. 26, allerdings einr�umt,
dass eine Befreiung vom Bankgeheimnis durch Einwilligung erfolgen
muss; nichts anderes leistet neben der gesetzlich gebotenen Information
�ber Umfang und Zweck der �bermittlung (Kamp, Rn. 144 f.) diese
Schufa-Klausel, die auch von anderen Auskunfteien entsprechend ver-
wendet wird.

14 So das OLG Frankfurt a. M., 1. 9. 2009 – 21 U 45/09, unter Hinweis auf
Schimansky/Bunte/Lwowski, (Fn. 9), § 41 Rn. 14 m. w. N.

15 Siehe auch Ehmann, in: Simitis (Hrsg.), BDSG, 2014, § 29 Rn. 135, und im
Detail Hilpert, in: Taeger (Fn. 2), S. 199, 201 f.

16 Siehe Beschlussempfehlung und Bericht des Innenausschuss vom 27. 5.
2009 zum Entwurf eines Gesetzes zur �nderung des BDSG, BT-Drs. 16/
13219, S. 1.

17 Ausf�hrlich Mackenthun, in: Taeger/Gabel (Fn. 2), § 28 b, Rn. 6.
18 Vgl. auch Helfrich, in: Forg�/Helfrich/Schneider, Betrieblicher Daten-

schutz, 2014, VIII 2 Rn. 5.



werden, dass die verantwortliche Stelle dem Betroffenen
die Tatsache des Vorliegens einer Entscheidung sowie auf
Verlangen die wesentlichen Gr�nde dieser Entscheidung
mitteilt und erl�utert (§ 6 a Abs. 2 BDSG).

Auch bei einem externen Scoring berechnet eine Auskunftei
auf der Grundlage der bei ihr gespeicherten Daten einen
Wahrscheinlichkeitswert. Diese Berechnung hat ebenfalls
die Anforderung des § 28 b BDSG zu beachten. Die Zul�s-
sigkeit einer �bermittlung der errechneten Daten (Bonit�ts-
wert; Score) richtet sich nach § 29 Abs. 2 BDSG. Die Aus-
kunfteien speichern die �bermittelten Scorewerte lediglich
zum Zwecke der Beauskunftung an den Betroffenen (§ 34
Abs. 5 BDSG).

1. Bonit�tspr�fung durch Scoring nach § 28 b BDSG

Mit der ebenfalls 2009 in das BDSG eingef�gten Vorschrift
zum ‚Scoring‘ brachte der Gesetzgeber die Zul�ssigkeit des
Scoring ausdr�cklich zum Ausdruck (§ 28 b BDSG). Nach
dem Wortlaut der Norm darf zum Zwecke der Entscheidung
�ber die Begr�ndung, Durchf�hrung oder Beendigung eines
Vertragsverh�ltnisses mit dem Betroffenen ein Wahr-
scheinlichkeitswert f�r ein bestimmtes zuk�nftiges Verhal-
ten des Betroffenen erhoben oder verwendet werden.

Voraussetzung f�r ein zul�ssiges Scoring ist aber die Be-
achtung von vier Anforderungen:

a) die zur Berechnung des Wahrscheinlichkeitswerts ge-
nutzten Daten m�ssen unter Zugrundelegung eines wissen-
schaftlich anerkannten mathematisch-statistischen Verfah-
rens nachweisbar f�r die Berechnung der Wahrscheinlich-
keit des bestimmten Verhaltens erheblich sein,

b) im Falle der Berechnung des Wahrscheinlichkeitswerts
durch eine Auskunftei m�ssen die Voraussetzungen f�r eine
�bermittlung der genutzten Daten nach § 29, und in allen
anderen F�llen die Voraussetzungen einer zul�ssigen Nut-
zung der Daten nach § 28 BDSG vorliegen,

c) f�r die Berechnung des Wahrscheinlichkeitswerts d�rfen
nicht ausschließlich Anschriftendaten genutzt werden,

d) im Falle der Nutzung von Anschriftendaten muss der
Betroffene vor Berechnung des Wahrscheinlichkeitswerts
�ber die vorgesehene Nutzung dieser Daten unterrichtet
worden sein, wobei diese Unterrichtung zu dokumentieren
ist.

a) Wissenschaftlich anerkanntes mathematisch-
statistisches Verfahren

Die Pflicht, ein wissenschaftlich anerkanntes mathema-
tisch-statistisches Verfahren bei der Berechnung des Wahr-
scheinlichkeitswertes zugrunde zu legen, dient der Quali-
t�tssicherung und muss von der verantwortlichen Stelle im
Zweifel durch ein Gutachten belegt werden kçnnen.19 Ob
ein anerkanntes mathematisch-statistisches Verfahren her-
angezogen wird, kann die zust�ndige Aufsichtsbehçrde im
Rahmen ihrer aufsichtsrechtlichen �berpr�fung der Aus-
kunftei feststellen. Dabei kann sie sich das Gutachten vor-
legen lassen, das die Verwendung eines mathematisch-sta-
tistischen Verfahrens best�tigt. Der Algorithmus selbst ist
ein Betriebs- und Gesch�ftsgeheimnis der Auskunftei im
Sinne des § 17 UWG.20 Es ist umstritten, ob dieses Ge-
heimnis der Aufsichtsbehçrde gegen�ber offengelegt wer-
den muss. Nach einer Ansicht gen�gt es, wenn „der Nach-
weis erbracht wird, dass wissenschaftliches Fachpersonal
das Scoringverfahren entwickelt hat“.21 Die Schufa erkl�rte

sich zur Offenlegung bereit, nachdem ihr von den Daten-
schutzaufsichtsbehçrden die Geheimhaltung zugesichert
worden war.22

Aber auch dann, wenn der als Betriebsgeheimnis zu sch�t-
zende Algorithmus der Aufsichtsbehçrde vorgelegt wird, ist
dadurch das Geheimnis nicht im juristischen Sinn offenbart,
weil die Aufsichtsbehçrde zur Amtsverschwiegenheit ver-
pflichtet ist. Die Weitergabe an Dritte, etwa auch an andere
Aufsichtsbehçrden anderer L�nder beispielsweise bei einer
Erçrterung der Scoring-Methoden im D�sseldorfer Kreis,
w�re ohne Zustimmung der Auskunftei eine rechtswidrige
Offenbarung durch die Aufsichtsbehçrde.

Die bei der Berechnung verwendeten personenbezogenen
Daten m�ssen f�r die Berechnung erheblich sein23 und des-
halb regelm�ßig auf ihre Richtigkeit �berpr�ft werden,
solange �ber den errechneten Score Auskunft erteilt wird.24

Eine Wahrscheinlichkeitswertberechnung ohne ein aner-
kanntes mathematisch-statistisches Verfahren birgt die Ge-
fahr, dass die Person willk�rlich behandelt wird.

b) Rechtm�ßigkeit der Erhebung und Verarbeitung der f�r
den Score genutzten Daten

Die weitere, sich aus der Nr. 2 ergebende Anforderung stellt
klar, dass nur solche Daten in die Berechnung einbezogen
werden d�rfen, die die Auskunftei entweder rechtm�ßig
erhoben hat oder die ihr rechtm�ßig �bermittelt wurden
(§ 29 Abs. 1 BDSG) und die sie an den Empf�nger des
Scores �bermitteln d�rfte (§ 29 Abs. 2 BDSG) bzw. die
von der verantwortlichen Stelle, die selbst mit den ihr
vorliegenden forderungsbezogenen Daten einen Score be-
rechnen will, gem. § 28 Abs. 1 S. 1 Nr. 2 BDSG genutzt
werden d�rfen. Letztlich bedeutet dies aber auch, dass eine
Auskunftei nicht nur die ihr unter Beachtung des § 28 a
BDSG �bermittelten Daten bei der Wahrscheinlichkeits-
wertberechnung nutzen darf, sondern auch die Daten, die
sie als Auskunftei gem�ß § 29 BDSG rechtm�ßig erheben
und speichern darf. Dazu gehçren auch die allgemein zu-
g�nglichen Daten, die beispielsweise in allgemein zug�ng-
lichen Registern wie dem Insolvenzregister gespeichert
werden.25 In diesem Sinn entschied auch das Kammerge-
richt, dass es einer Auskunftei gestattet ist, die Tatsache der
Restschuldbefreiung f�r ihre gewerbliche T�tigkeit zum
Zweck der �bermittlung zu erheben und zu speichern, weil
die Erteilung der Restschuldbefreiung gem�ß § 300 Abs. 3
S. 1 InsO çffentlich bekanntzumachen ist und somit einer
allgemein zug�nglichen Quelle i. S. v. § 29 Abs. 1 S. 1 Nr. 2
BDSG entnommen werden kann.26

Dabei ist allerdings zu beachten, dass diese den çffentlichen
Verzeichnissen entnommenen Daten Lçschungsfristen un-
terliegen kçnnen. Internetbekanntmachungen im Zuge von
Insolvenzverfahren werden auf Veranlassung der Gerichte
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19 Mackenthun, in: Taeger/Gabel (Fn. 2), § 28 b, Rn. 18 ff.; Kamlah, in: Plath
(Fn. 1), § 28 b Rn. 21; Helfrich, Kreditscoring, und Scorewertbildung der
SCHUFA, 2010, S. 183 ff.

20 Siehe Schrçder et al., Kreditscoring f�r Privatkunden: Funktionsweise und
ein internationaler �berblick, 2014, S. 17; Gola/Schomerus, BDSG, 2013,
§ 28 b Rn. 11; Taeger, K&R 2008, 513, 515.

21 Bruchner/Krepold, in: Schimansky/Bunte/Lwowski (Fn. 9), § 41 Rn. 23.
22 Siehe dazu auch S. 10 und 13.
23 Vgl. dazu W�ßle/Heinemann, CR 2010, 410, 413; Kamlah, in: Plath

(Fn. 1), § 28 b Rn. 22; Mackenthun, in: Taeger/Gabel (Fn. 2), § 28 b,
Rn. 18.

24 Kamlah, in: Plath (Fn. 1), § 28 b Rn. 23.
25 http://www.insolvenzbekanntmachungen.de. Siehe zu den allgemein zu-

g�nglichen Daten auch Klas, Grenzen der Erhebung und Speicherung
allgemein zug�nglicher Daten, 2012.

26 KG Berlin, 7. 2. 2013 – 10 U 118/12, ZD 2013, 189.



im amtlichen Verzeichnis www.insolvenzbekanntmachung
en.de bei Erreichen der Lçschungsfrist gelçscht und sind
çffentlich nicht mehr zug�nglich.

Die maßgebliche Frist f�r die Lçschung aus dem amtlichen
Register ergibt sich aus der Verordnung zu çffentlichen
Bekanntmachungen in Insolvenzverfahren im Internet (In-
solvenzbekanntmachungsverordnung/InsoBekV).27 Nach
§ 3 InsoBekV betr�gt die regelm�ßige Lçschungsfrist sechs
Monate nach der Aufhebung oder der Rechtskraft der Ein-
stellung des Insolvenzverfahrens bzw. nach der Erteilung
oder der Versagung der Restschuldbefreiung.

Daten aus dem Insolvenz- oder Restschuldbefreiungsver-
fahren d�rfen als çffentlich zug�ngliche Quelle verwendet,
gespeichert und genutzt werden. Fraglich ist, ob sie auch
nach Ablauf der vorgenannten Fristen noch Gegenstand von
Ausk�nften durch Auskunfteien sein und bei der Wahr-
scheinlichkeitswertberechnung verwendet werden d�rfen.
Es wird entgegen gefestigter Rechtsprechung von einer
Mindermeinung vertreten, dass diese bei der çffentlich
zug�nglichen Quelle aufgrund der genannten Lçschungs-
frist der Insolvenzbekanntmachungsverordnung (Inso-
BekV) gelçschten Daten auch in den Auskunfteiverzeich-
nissen nach den gleichen Fristen gelçscht werden m�ssen,28

wobei die Lçschungsfrist aus der InsoBekV bei entspre-
chender Anwendung des § 889 g ZPO sogar taggenau zu
beachten w�re.

Die Antwort auf die Frage nach dem rechtskonformen Zeit-
punkt der Lçschung h�ngt davon ab, ob man die Lçschungs-
frist der InsBekV als eine vorrangige Vorschrift ansieht, die
die Lçschungsfrist des § 35 Abs. 2 S. 2 Nr. 4 BDSG ver-
dr�ngt. Die Auskunfteien,29 die Datenschutzaufsichtsbe-
hçrden30 und die Rechtsprechung31 gehen nicht davon aus
und wenden § 35 BDSG auf die bei Auskunfteien gespei-
cherten und genutzten Daten aus Insolvenzbekanntmachun-
gen an. Sie st�tzen sich auf § 35 Abs. 2 S. 2 Nr. 4 BDSG,
wonach Daten �ber erledigte Sachverhalte sp�testens am
Ende des dritten Jahres zu lçschen sind,32 was zu einer
andauernden Speicherung der Daten �ber den erledigten
Sachverhalt von maximal vier Jahren f�hren kann.

Nach einem Urteil des KG Berlin dient die sechsmonatige
Verçffentlichungsfrist des § 3 Abs. 1 InsoBekV allein der
Festlegung der Grunds�tze f�r çffentliche Bekanntmachun-
gen in Insolvenzverfahren, nicht jedoch der Festlegung
einer von § 35 Abs. 2 S. 2 Nr. 4 BDSG abweichenden Lç-
schungsfrist f�r die Mitteilung �ber die Erteilung von Rest-
schuldbefreiungen.33 Auch das LG Dessau-Roßlau ent-
schied, dass die tatbestandliche Ausgangssituation, die
Normstruktur, der Normgehalt und die Zielsetzung des § 3
Abs. 1 S. 1 InsOBekVO sich grundlegend von der Regelung
des § 35 BDSG unterscheiden, weshalb es keinen Vorrang
des § 3 Abs. 1 S. 1 InsOBekVO gegen�ber der Lçschungs-
frist des § 35 Abs. 2 BDSG gebe. Es wies darauf hin, dass
das Auseinanderfallen zwischen der Lçschungsfrist in § 3
Abs. 1 S. 1 InsOBekVO und den datenschutzrechtlichen
Lçschungsfristen bewusst in Kauf genommen sei.34 Es ist
aufgrund dieser Rechtsprechung von einer Lçschung der
Daten aus Insolvenzbekanntmachungen gem. § 35 Abs 2
S. 2 Nr. 4 BDSG auszugehen.

Sind die Daten aufgrund der Lçschungsfristen des BDSG
bei der Auskunftei zu lçschen, spielt es keine Rolle mehr, ob
die Daten f�r die Berechnung des Wahrscheinlichkeitswer-
tes erheblich sind oder nicht. Weil es sich statistisch zeigt,
dass Personen, die ein Restschuldbefreiungsverfahren er-

folgreich durchliefen, zu einem wesentlich hçheren Pro-
zentsatz als die �brige Bevçlkerung Forderungen nicht ver-
einbarungsgem�ß erf�llen, w�re diese Information �ber
eine in der Vergangenheit liegende Restschuldbefreiung
ein erhebliches Merkmal f�r eine Scorewertberechnung.
Gleichwohl darf dieses Merkmal nach der gesetzlich gebo-
tenen Lçschung nicht mehr verwendet werden. Auch darf
ein Scorewert, der vor der Lçschung von Daten errechnet
wurde, in die auf die Lçschung folgende Neuberechnung
des Scores nicht mit einfließen, weil sonst doch mittelbar
aus einer Verwendung der gelçschten Daten errechnete
(negative) Bewertung in den aktuellen Score eingerechnet
w�rde.

Hier hat der Gesetzgeber also eine Interessenabw�gung
vorgenommen. W�hrend in den ersten drei Jahren35 nach
Erteilung der Restschuldbefreiung das Interesse des poten-
tiellen Kreditgebers und der kreditgebenden Wirtschaft im
Allgemeinen �berwiegt, treten nach dieser Zeit die schutz-
w�rdigen Interessen der Betroffenen in den Vordergrund.

c) Verwendung von Anschriftendaten

Nach der weiteren Anforderung aus der Nr. 3 d�rfen sich
Wahrscheinlichkeitswertberechnungen nicht ausschließlich
auf Anschriftendaten st�tzen.36 Der Begriff des Anschrif-
tendatums wird nicht legaldefiniert. Aus der Gesetzes-
begr�ndung wird deutlich, dass solche Daten gemeint sind,
die in einem Bezug zu dem „r�umlichen Areal“37 des
Wohnsitzes, also zu dem Wohnumfeld38 stehen. Der Ge-
setzgeber hat das sogenannte, begrifflich aber irref�hrende
‚Geoscoring‘ mit dem im Zuge der BDSG-Reform 2009
eingef�hrten § 28 b Nr. 3 BDSG ausdr�cklich f�r zul�ssig
erkl�rt, wenn die Voraussetzungen im Tatbestand der Norm
mit ihren erhçhten Anforderungen an die Nutzung der
Anschriftendaten beachtet werden. Dazu gehçrt, dass neben
den ‚Anschriftendaten‘ im Sinne der Vorschrift mindestens
ein weiterer f�r die Berechnung erheblicher Score-Parame-
ter ber�cksichtigt werden muss.39

Auskunfteien messen den im Gesetz als „Anschriftendaten“
bezeichneten Merkmalen zum Wohnumfeld unterschied-
liche Relevanz zu. Von der Schufa werden Wohnumfeld-
daten beispielsweise nur in einer verschwindend geringen
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27 Verordnung vom 12. 2. 2002 (BGBl. I S. 677).
28 Siehe dazu Johannsen, ZVI 2013, 41; Heyer, Restschuldbefreiung und

Verbraucherinsolvenz in der Praxis, 2. Aufl. 2013, S. 121.
29 Riemann, RDV 2014, 144, 146 f. m. w. N. in Fn. 18; Hilpert, in: Taeger

(Fn. 2), S. 199, 205.
30 Siehe etwa den Landesbeauftragten f�r Datenschutz und Informations-

freiheit Nordrhein-Westfalen, https://www.ldi.nrw.de/mainmenu_Datensc
hutz/submenu_Datenschutzrecht/Inhalt/Auskunfteien/Inhalt/Antworten_
FAQ_Auskunfteien/Wann_m__ssen_Auskunfteien_Daten_zu_Insolvenz
verfahren_l__schen.php.

31 So das OLG Karlsruhe, 21. 3. 2012 – 8 U 166/11 (unverçffentlicht), KG
Berlin, 17. 6. 2013 – 20 U 211/11 (unverçffentlicht) und die nachfolgenden
Urteile.

32 Ausf�hrlich zur Berechnung der Fristen einer Lçschung nach § 35 Abs. 2
S. 2 Nr. 4 BDSG Riemann, RDV 2014, 144.

33 KG Berlin, 7. 2. 2013, 7. 2. 2013, – 10 U 118/12, ZD 2013, 189.
34 LG Dessau-Roßlau, 16. 8. 2012 – 1 S 76/12, unverçffentlicht.
35 Hier wird die Frist nach der vorgenannten Rechtsprechung zugrundege-

legt.
36 Vgl. zum Motiv des Gesetzgebers Mackenthun, in: Taeger/Gabel (Fn. 2),

§ 28 b, Rn. 32.
37 Siehe dazu n�her Ehmann, in: Simitis (Fn. 15), § 28 b Rn. 67 f.
38 Aus dem 30. T�tigkeitsbericht 2011/2012 des Landesbeauftragten f�r den

Datenschutz Baden-W�rttemberg, LT-Drs. 15/955, S. 169: „Das Bundes-
datenschutzgesetz l�sst zu, dass bei der Berechnung des Scorewertes die
Anschrift und damit das Wohnumfeld des Betroffenen sowie die zu dessen
Zahlungsverhalten zu Recht gespeicherten Daten verwendet werden“.

39 Siehe dazu n�her Ehmann, in: Simitis (Fn. 15), § 28 b Rn. 69 ff.



Zahl von F�llen der von ihr vorgenommenen Score-Berech-
nungen ber�cksichtigt.40

Verhindert werden mit dem Verbot der nicht ausschließ-
lichen Ber�cksichtigung von Wohnumfelddaten bei der
Wahrscheinlichkeitsberechnung direkte und ausschließ-
liche Schl�sse aus dem lokalen Umfeld auf die Verhaltens-
wahrscheinlichkeit einer einzelnen Person. Dies dient dem
Schutz vor Diskriminierung und damit in einem speziellen
Fall dem Schutz des Persçnlichkeitsrechts.

Informationen �ber das Verhalten der betroffenen Person,
also etwa das Unterhalten mehrerer Wohnsitze oder h�ufige
Wohnortwechsel, ergeben sich zwar aus Anschriften einer
Person; diese Informationen sind selbst allerdings keine
Anschriftendaten im Sinne der von § 28 b Nr. 3 BDSG
gemeinten Wohnumfelddaten, sondern Daten �ber Verhal-
tensweisen, die von § 28 b Nr. 3 BDSG nicht erfasst werden
und gespeichert und genutzt werden d�rfen.41

Werden Anschriftendaten im Sinne des § 28 b Nr. 3 BDSG
verwendet, so ist die betroffene Person gem. § 28 b Nr. 4
BDSG vorab dar�ber zu informieren, dass Anschriftendaten
in die Berechnung einfließen sollen. Darauf kann bei ent-
sprechend deutlicher Kennzeichnung auch mit den vor Ver-
tragsschluss bekannt zu machenden Allgemeinen Ge-
sch�ftsbedingungen hingewiesen werden.42 Ist die zu doku-
mentierende Information nicht erfolgt, obwohl Anschriften-
daten in die Berechnung einflossen, so ist das Scoring
rechtswidrig.43

d) Sonstige Erw�gungen zur Datenverwendung

Personenbezogene Daten, die von der Auskunftei nicht
schon aufgrund einer gesetzlichen Erlaubnis f�r ein Scoring
herangezogen werden d�rfen, kçnnen aufgrund einer Ein-
willigung der betroffenen Person erg�nzt werden. Wer
seinen Scorewert verbessern mçchte, kçnnte etwa darin
einwilligen, dass Daten �ber vertragsgem�ß getilgte Darle-
hen gespeichert und im Rahmen des Scoring gem. § 28 b
BDSG ber�cksichtigt werden.44

2. Bonit�tspr�fung nach KWG
a) Pflicht von Kreditinstituten zur Risikominimierung

nach § 10 Abs. 2 KWG

Neben dem § 28 b BDSG, der das Scoring allgemein erlaubt
und die Erlaubnisvoraussetzungen n�her regelt, findet sich
in § 10 Abs. 2 KWG eine Regelung des Scorings f�r die
F�lle, in denen ein Kreditinstitut ein mit sogenannten
Adressenausfallrisiken behaftetes Gesch�ft schließen will.
Mit dem Kreditscoring erf�llen die Kreditinstitute eine
bankenaufsichtsrechtliche Anforderung und kommen einer
gesetzlichen Verpflichtung zur Minimierung von Risiken
nach.45 Danach d�rfen die in der Norm genannten Stellen,
vornehmlich Kreditinstitute, personenbezogene Daten ihrer
Kunden, also von Personen, mit denen sie Vertragsverhand-
lungen �ber Adressenausfallrisiken begr�ndende Gesch�fte
aufnehmen, sowie von Personen, die f�r die Erf�llung eines
Adressenausfallrisikos einstehen sollen, erheben und ver-
wenden. Das Scoring der von der Vorschrift genannten
Stellen gehçrt zum internen Risikomessverfahren. Die in-
ternen Ratingsysteme dienen der Sch�tzung von Risiko-
parametern des Adressenausfallrisikos, interner Marktrisi-
komodelle sowie interner Sch�tzverfahren zur Bestimmung
des operationellen Risikos (§ 10 Abs. 2 S. 1 Nr. 2 KWG).

Die f�r das Risikomessverfahren erforderlichen Daten d�r-
fen verwendet werden, wenn sie unter Zugrundelegung

eines wissenschaftlich anerkannten mathematisch-statisti-
schen Verfahrens nachweisbar f�r die Bestimmung und
Ber�cksichtigung von Adressenausfallrisiken erheblich
sind (§ 10 Abs. 2 S. 1 Nr. 1 KWG). Außerdem d�rfen Daten
verwendet werden, „die bei nachvollziehbarer wirtschaft-
licher Betrachtungsweise f�r die Bestimmung und Ber�ck-
sichtigung von Adressenausfallrisiken erheblich sein kçn-
nen“ (§ 10 Abs. 2 S. 3 KWG). Die Daten d�rfen von den
genannten Stellen beim Betroffenen, bei Instituten dersel-
ben Institutsgruppe, bei Ratingagenturen und Auskunfteien
sowie aus allgemein zug�nglichen Quellen erhoben werden
(§ 10 Abs. 2 S. 5 KWG). Ausdr�cklich untersagt wird bei der
Berechnung des Kreditausfallrisikos die Nutzung von Da-
ten �ber die Staatsangehçrigkeit und besonderer Arten per-
sonenbezogener Daten (sensible Daten) im Sinne des § 3
Abs. 9 BDSG (§ 10 Abs. 2 S. 1 Nr. 3 KWG).

§ 10 Abs. 2 KWG ist hinsichtlich der Regelung des Scorings
neben § 28 b BDSG anzuwenden; die Vorschriften des
BDSG werden jedenfalls nicht vom KWG verdr�ngt.46

Das nach der aufsichtsrechtlichen Vorschrift des § 10
Abs. 2 KWG den in der Vorschrift genannten Stellen er-
laubte Scoring geht also weiter als das von § 28 b BDSG
zul�ssige Verfahren, schr�nkt aber die f�r die Berechnung
durch Kreditinstitute heranziehbaren Datenkategorien et-
was ein.47 W�nschenswert w�re eine Abstimmung der bei-
den Vorschriften aufeinander durch den Gesetzgeber.48

b) Pflicht zur Bewertung der Kreditw�rdigkeit
nach § 18 Abs. 2 KWG und § 509 BGB

Vor dem Abschluss eines Verbraucherdarlehensvertrags
oder eines Vertrags �ber eine entgeltliche Finanzierungs-
hilfe haben Kreditinstitute die Kreditw�rdigkeit des Ver-
brauchers zu pr�fen. Das sieht der am 11. 6. 2010 in Kraft
getretene § 18 Abs. 2 KWG49 vor, mit dem die neue Ver-
braucherkredit-Richtlinie50 umgesetzt wurde.51 Danach ha-
ben Institute vor Abschluss eines Verbraucherdarlehens-
vertrags (§ 491 BGB) oder eines Vertrags �ber eine ent-
geltliche Finanzierungshilfe (§ 506 BGB) die Kreditw�rdig-
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40 Nach Angaben des Bayerischen Verbraucherinformationssystems fließen
in die Score-Berechnung durch die Schufa grunds�tzliche keine Informa-
tionen zur Nationalit�t und Wohngegend ein: http://www.vis.bayern.de/da
ten_medien/datenschutz/scoring.htm#Welche.

41 Kamlah, in: Plath (Fn. 1), § 28 b Rn. 32.
42 Gesetzesbegr�ndung, BT-Drs. 16/10529, S. 16; Mackenthun, in: Taeger/

Gabel (Fn. 2), § 28 b Rn. 32; Kamlah, in: Plath (Fn. 1), § 28 b Rn. 35.
43 Siehe auch hierzu Kamlah, in: Plath (Fn. 1), § 28 b Rn. 36 ff. mit einer

Musterinformation.
44 Kamlah, in: Plath (Fn. 1), § 28 b Rn. 28.
45 Siehe auch das baden-w�rttembergische Wirtschaftsministerium mit sei-

ner Antwort auf eine Parlamentsanfrage, LT-Drs. 14/636 vom 29. 11.
2006. Vgl. auch Taeger, Datenschutzrecht, 2014, S. 105.

46 Mackenthun, in: Taeger/Gabel (Fn. 2), § 28 b, Rn. 44; Ehmann, in: Simitis
(Fn. 15), § 28 b Rn. 18 f. Siehe zum Meinungsstreit auch Helfrich, in:
Forg�/Helfrich/Schneider (Fn. 18), VIII 2 Rn. 17; Helfrich (Fn. 19),
S. 88 f.; G�rtler/Kriese, RDV 2010, 47, 49.

47 Siehe zur unsicheren Rechtslage und dem ungekl�rten Verh�ltnis der
Normen Mackenthun, in: Taeger/Gabel (Fn. 2), § 28 b, Rn. 34 ff.; Kamlah,
in: Plath (Fn. 1), § 28 b Rn. 42.

48 Ehmann, in: Simitis (Fn. 15), § 28 b Rn. 19; G�rtler/Kriese, RDV
2010, 47, 49.

49 Gesetz zur Umsetzung der Verbraucherkredit-Richtlinie, des zivilrecht-
lichen Teils der Zahlungsdienste-Richtlinie sowie zur Neuordnung der
Vorschriften �ber das Widerrufs- und R�ckgaberecht, BGBl I 2009,
S. 2365.

50 RL 2008/48/EG v. 23. 4. 2008 �ber Verbraucherkreditvertr�ge und zur
Aufhebung der RL 87/102/EWG des Rates, ABl. EU Nr. L 133 v. 22. 5.
2008, S. 66.

51 Unterliegt ein Darlehensgeber nicht der Aufsicht des KWG, hat er bei der
Vergabe eines Verbraucherdarlehens die Parallelvorschrift des § 509 BGB
entsprechend anzuwenden, siehe Sch�rnbrand, in: Rebmann/S�cker/Rix-
ecker, M�nchener Kommentar zum BGB, 6. Aufl. 2012, § 491 a BGB,
Rn. 62.



keit des Verbrauchers zu pr�fen. S. 2 benennt ausdr�cklich
die Mçglichkeit, hierf�r erforderlichenfalls Ausk�nfte von
Stellen einzuholen, die gesch�ftsm�ßig personenbezogene
Daten, die zur Bewertung der Kreditw�rdigkeit von Ver-
brauchern genutzt werden d�rfen, zum Zweck der �ber-
mittlung erheben, speichern oder ver�ndern, einzuholen.52

§ 18 Abs. 2 S. 5 KWG verkn�pft diese Erlaubnisnorm im
Sinne des § 4 Abs. 1 BDSG mit den sonstigen datenschutz-
rechtlichen Anforderungen aus dem BDSG.53

Damit wird zum Ausdruck gebracht, dass das kreditverge-
bende Institut Ausk�nfte von einer Auskunftei einzuholen
hat, wenn die vom Verbraucher beispielsweise in Form
einer Selbstauskunft vorzulegenden Informationen �ber sei-
ne Kreditw�rdigkeit oder die dem Institut selbst vorliegen-
den Informationen nicht ausreichen, um die Kreditw�rdig-
keit festzustellen.54 Das Institut ist auch verpflichtet, w�h-
rend der Laufzeit des Kreditvertrages die Aktualit�t der
Ausk�nfte sicherzustellen (Nachmeldepflicht der Auskunf-
tei) und die Kreditw�rdigkeit regelm�ßig neu zu bewerten.

§ 509 BGB sieht die Pflicht zur Pr�fung der Kreditw�rdig-
keit f�r die nicht der Aufsicht des KWG unterliegenden
Unternehmen entsprechend vor. Beide Regelungen dienen
auch dem çffentlichen „Interesse an einer derartigen Kre-
ditw�rdigkeitspr�fung und damit an der Vermeidung von
notleidenden Krediten“.55 Dementsprechend ist allgemein
anerkannt, dass die in § 18 KWG aus aufsichtsrechtlicher
Perspektive normierte Offenlegungspflicht ein probates
Mittel ist, „ausfallgef�hrdete Kredite zu vermeiden, dar�ber
die Stabilit�t der jeweiligen Institute und letztlich die Funk-
tionsf�higkeit des Kreditsektors insgesamt sicherzustel-
len“.56

Gegen�ber der bisherigen nationalen Rechtstradition be-
steht gem. Art. 8 der eine Vollharmonisierung anstrebenden
Verbraucherkredit-Richtlinie die Pflicht des Kreditgebers,
in jedem Einzelfall die Kreditw�rdigkeit des Verbrauchers
vor Vergabe eines Kredites zu pr�fen.57 Das Kreditinstitut
soll danach Hilfestellung zur aufgekl�rten und selbstver-
antwortlichen Entscheidungsfindung geben.58 Umgesetzt
wurde diese Pflicht durch die individualsch�tzende Vor-
schrift des § 491 a Abs. 3 BGB. Welche Anforderungen an
Beratung und Aufkl�rung der Kreditinstitute bei den jewei-
ligen Produkten geboten sind, wird von Wissenschaft und
Rechtsprechung noch n�her zu bestimmen sein.59

Die mit der Umsetzung der neuen Verbraucherrechte-Richt-
linie geschaffenen Vorschriften des § 18 Abs. 2 KWG und
des § 509 BGB sowie des § 491 a BGB dienen der Risiko-
minimierung bei den angesprochenen kreditgew�hrenden
Unternehmen und zugleich dem Verbraucherschutz. Sie
enthalten keine Regelungen, die prim�r dem Datenschutz-
recht zuzuordnen w�ren. Sie unterstreichen allerdings die
sich aus dem Willen des Gesetzgebers ergebende Notwen-
digkeit, durch Auskunfteien Informationen verf�gbar zu
halten, die Aussagen �ber die Kreditw�rdigkeit des Ver-
brauchers zulassen. Auch aus dieser Perspektive wird unter-
strichen, dass die �bermittlung von Positiv- und Negativ-
daten �ber den Betroffenen einschließlich eines von der
Auskunftei errechneten Scorewertes an Auskunfteien auf
der Grundlage des § 28 a BDSG oder aufgrund einer infor-
mierten Einwilligung des Betroffenen, die �bermittlung
von Daten nicht nur w�nschenswerte Vorg�nge sind, die
den Betroffenen, den Kreditinstituten und der Volkswirt-
schaft insgesamt nutzen, sondern dass diese T�tigkeit auch
geboten ist. Dass dabei die Datenerhebung und Datenver-

wendung in �bereinstimmung mit dem Bundesdaten-
schutzgesetz zu erfolgen hat, stellt § 18 Abs. 2 S. 5 KWG
ausdr�cklich klar. Insofern gibt es einen Zusammenhang
zwischen den Vorschriften des § 18 Abs. 2 KWG und
§ 491 a BGB auf der einen, und den datenschutzrechtlichen
Vorschriften auf der anderen Seite.

IV. Betroffenenrechte

1. Herstellung von Transparenz

Die Verfahren, mit denen die R�ckzahlwahrscheinlichkeit
und die Hçhe des Risikos ermittelt werden, sind f�r die
Betroffenen nicht im Detail nachzuvollziehen. Dies ist
schon deswegen nicht mçglich, weil Scoringverfahren sehr
komplex und mathematisch anspruchsvoll sind.60 Sie kçn-
nen den statistischen Wert auch nicht direkt beeinflussen,
sieht man von der Einmeldung weiterer Daten zu ihrer
Person aufgrund einer Einwilligung ab, die als zus�tzliche
Parameter in die Berechnung einfließen kçnnen. Allerdings
basiert der Score auf den zu dem Betroffenen gespeicherten
Daten, die im Wesentlichen auf seinem eigenen bisherigen
finanziellen Verhalten beruhen.

Die Tatsache, dass der Betroffene die als Betriebsgeheimnis
gesch�tzte Berechnungsformel nicht kennt, hat auch den
nicht unerw�nschten Effekt, dass die Berechnung nicht
manipuliert werden kann. Eine Offenlegung kçnnte – wie
in den USA – Diensteanbieter auf den Plan rufen, die die
Scoring-Ergebnisse durch gezielte Manipulationen ver�n-
dern kçnnten, was letztlich zur Nutzlosigkeit des Scorings
f�hren w�rde. Das w�re auch f�r den Betroffenen ein Nach-
teil, weil er wegen des f�r die Unternehmen gestiegenen
Kreditausfallrisikos hçhere Preise zahlen m�sste und mçg-
licherweise bei Online-Gesch�ften nicht mehr auf Rech-
nung kaufen kçnnte.

Die Berechnungsmethode wird anstelle der Betroffenen von
Gutachtern darauf gepr�ft werden kçnnen, ob ihr ein wis-
senschaftlich anerkanntes Verfahren zur Feststellung des
Kreditausfallrisikos zugrunde liegt. Dieses Gutachten kann
wie auch der Algorithmus und die Kategorien der ber�ck-
sichtigten, f�r die Berechnung erheblichen Daten von den
nach Landesrecht zust�ndigen, unabh�ngigen Aufsichtsbe-
hçrden gepr�ft werden. So hat etwa der Hessische Landes-
beauftragte die Methode der Scoreberechnung der Schufa
gepr�ft, sich Gutachten �ber die wissenschaftliche Aner-
kennung der Methode vorlegen lassen und das Statistische
Bundesamt um eine Stellungnahme zur Wissenschaftlich-
keit gebeten und kam daraufhin zu dem Schluss, dass auf-
grund des Gutachtens keine Zweifel mehr an der Wissen-
schaftlichkeit des von der SCHUFA eingesetzten Scoring-
Verfahrens besteht.61 Deshalb kçnnen die Betroffenen da-
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52 Vgl. dazu Bock, in: Boos/Fischer/Schulte-Mattler, Kreditwesengesetz,
2012, Rn. 99; Spoerr, in: Wolff/Brink (Fn. 3), Sys. J Rn. 51.

53 Vgl. auch Spoerr, in: Wolff/Brink (Fn. 3), Sys. J Rn. 79.
54 Spoerr, in: Wolff/Brink (Fn. 3), Sys. J Rn. 80.
55 Mçller, in: Bamberger/Roth (Hrsg.), Beck-OK BGB, 5/2014, § 509 BGB,

Rn. 1.
56 Spoerr, in: Wolff/Brink (Fn. 3), Sys. J Rn. 61.
57 Vgl. auch den Erw�gungsgrund Nr. 26 der Richtlinie.
58 Erw�gungsgrund Nr. 27.
59 Siehe dazu Hofmann, BKR 2010, 232; Hofmann, NJW 2010, 1782; Metz,

NJW 2012, 1990.
60 Siehe BT-Drs. 16/10529, S. 17. Zu den Methoden des Scoring n�her

Schrçder et al. (Fn. 38), S. 17 ff. m. w. N., sowie 17. T�tigkeitsbericht des
Hess. Landesdatenschutzbeauftragten, LT-Drs. 16/3650, S. 9 ff.

61 Siehe 17. T�tigkeitsbericht des Hess. Landesdatenschutzbeauftragten, LT-
Drs. 16/3650, S. 11.



von ausgehen, dass die statistische Wahrscheinlichkeit des
Kreditausfallrisikos zutreffend berechnet wird. Außerdem
ist in jedem Einzelfall �berpr�fbar, ob die Zuordnung des
Betroffenen aufgrund der von ihm vorliegenden Daten zu
der statistischen Vergleichsgruppe regelkonform erfolgt.

In diesem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, dass
Scoringverfahren, die Kreditinstitute in Erf�llung ihrer auf-
sichtsrechtlichen Pflichten nach §§ 10 Abs. 2, 18 Abs. 2
KWG nutzen m�ssen, auch von der Bundesanstalt f�r Fi-
nanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) gepr�ft werden.

Insofern wird angesichts des Umstands, dass die Berech-
nungsmethode und -formel ein Betriebsgeheimnis bleiben
muss, hçchstmçgliche Transparenz und wissenschaftliche
Korrektheit der Berechnungsmethode gew�hrleistet. Letzt-
lich wird Transparenz �ber das Scoring direkt gegen�ber
dem Betroffenen durch sein erweitertes Auskunftsrecht
nach § 34 Abs. 2 BDSG hergestellt, auf das sogleich ein-
zugehen ist.

Ein Mehr an Transparenz, etwa durch die Offenlegung der
Formel, w�rde jedes Scoring entwerten und f�r Anwender
wie Verbraucher nutzlos machen, zumal der Betroffene mit
diesen Informationen kaum etwas anfangen kçnnte. Genau
deswegen hat der Gesetzgeber bewusst eine Auskunft in
„allgemein verst�ndlicher Form“ (§ 34 Abs. 2 Nr. 3 und § 34
Abs. 4 Nr. 4 BDSG) vorgeschrieben.62

2. Auskunft, Berichtigung, Lçschung
a) Allgemeiner Auskunftsanspruch

Betroffene kçnnen gem�ß § 34 Abs. 1 S. 1 BDSG ein Aus-
kunftsrecht �ber die zu ihnen gespeicherten Daten und ihre
Herkunft, die Empf�nger weitergegebener Daten und den
Zweck der Speicherung geltend machen. Mit der BDSG-
Novelle I von 2009 wurden in § 34 BDSG die Abs�tze 2 und
4 erg�nzt, die die Auskunftsrechte Betroffener bei einem
Kreditscoring nach § 28 b BDSG nicht nur konkretisieren,
sondern erheblich erweitern. Damit kommt ein Auskunfts-
anspruch auch nur gegen�ber solchen Stellen in Betracht,
die sich im Anwendungsbereich des § 28 b BDSG befinden,
also entweder die �ber einen Vertragsschluss entscheidende
verantwortliche Stelle (Abs. 2) oder die Auskunftei als die
f�r die zu treffende Entscheidung einen Scorewert �ber-
mittelnde Stelle.63 Gegen�ber solchen Stellen kçnnen die
Auskunftsanspr�che aus § 34 Abs. 1 und 2 bzw. 4 BDSG
nebeneinander geltend gemacht werden.

Der Auskunftsanspruch ist zun�chst nach Abs. 2 an die
Stelle zu richten, die bei einer Entscheidung �ber einen
Vertragsschluss einen Wahrscheinlichkeitswert ber�cksich-
tigte, der auf der Grundlage eines statistisch-mathemati-
schen Verfahrens eine Prognose �ber das k�nftige indivi-
duelle Verhalten des potentiellen Kunden berechnet wurde.
Der Auskunftsanspruch wird also nach den Vorstellungen
des Gesetzgebers zun�chst nicht gegen�ber der Auskunftei
geltend gemacht, wenn bei einem externen Scoring auf
einen von einer Auskunftei berechneten Score zur�ckge-
griffen wird.64

b) Auskunftsanspruch beim Scoring gegen�ber der f�r die
Entscheidung �ber den Vertragsschluss verantwort-
lichen Stelle

Nach § 34 Abs. 2 S. 1 BDSG hat die f�r die Entscheidung
verantwortliche Stelle dem Betroffenen auf Verlangen Aus-
kunft �ber die innerhalb der letzten sechs Monate vor dem
Zugang des Auskunftsverlangens65 erhobenen oder erst-

malig gespeicherten Wahrscheinlichkeitswerte zu erteilen.
Außerdem muss Auskunft �ber die zur Berechnung der
Wahrscheinlichkeitswerte genutzten Datenarten und das
Zustandekommen und die Bedeutung der Wahrscheinlich-
keitswerte einzelfallbezogen und nachvollziehbar in all-
gemein verst�ndlicher Form gegeben werden.66 Diese Aus-
kunft muss auch gegeben werden, wenn die f�r die Ent-
scheidung verantwortliche Stelle die zur Berechnung der
Wahrscheinlichkeitswerte genutzten Daten zun�chst ohne
Personenbezug speichert, dann aber den Personenbezug bei
der Berechnung in Bezug auf eine individuelle Person, den
potentiellen k�nftigen Kunden, herstellt und wenn diese
Daten bei einer anderen Stelle gespeichert wurden und
genutzt werden.

Eine Auskunftei, die den Wahrscheinlichkeitswert oder
einen Bestandteil des Wahrscheinlichkeitswerts berechnet,
ist von der Auskunftspflicht mittelbar dadurch betroffenen,
dass sie der f�r die Entscheidung verantwortlichen Stelle die
zur Erf�llung der Auskunftsanspr�che erforderlichen An-
gaben auf Verlangen der f�r die Entscheidung �ber den
Vertragsschluss verantwortlichen Stelle zu �bermitteln hat
(§ 34 Abs. 2 S. 3 BDSG).

Erteilt die f�r die Entscheidung verantwortliche Stelle, die
einen von einer anderen Stelle errechneten Wahrscheinlich-
keitswert nutzt, nicht selbst die Auskunft, sind der Name
und die Anschrift der den Wahrscheinlichkeitswert berech-
nenden Stelle mitzuteilen und an diese zu verweisen. Wen-
det sich die betroffene Person an diese Stelle, in der Regel
eine Auskunftei, dann hat diese nach § 34 Abs. 2 S. 5 BDSG
die Auskunft kostenfrei zu erteilen. Die f�r die Entschei-
dung �ber den Vertragsschluss verantwortliche Stelle hat
danach ein Wahlrecht, die Auskunft selbst zu erteilen oder
an die f�r die Wahrscheinlichkeitsberechnung verantwort-
liche Stelle zu verweisen. Sie muss aber alle Informationen
dar�ber zur Verf�gung stellen, welche Informationen f�r
die ablehnende Entscheidung urs�chlich waren.67 Das
Wahlrecht besteht nicht, wenn die Auskunftei nur einen
Scorewert an die verantwortliche Stelle �bermittelt hat, den
diese innerhalb einer eigenen Berechnungsformel verwen-
det hat (§ 34 Abs. 2 S. 4 i.V. m. S. 3 Nr. 2 BDSG).

Die Auskunft �ber die Berechnungsmethode hat in um-
gangssprachlicher Form so zu erfolgen, dass ein Laie eine
Vorstellung von den Prinzipien der Berechnung erh�lt.
Weder muss offengelegt werden, welchen Einfluss eine
bestimmte Datenart auf die Bildung des Scores hat, noch
muss die Berechnungsformel selbst offengelegt werden.
Die betroffene Person soll die Mçglichkeit erhalten zu
erkennen, welche Umst�nde f�r die �ber den Vertrags-
schluss entscheidende Stelle bei der ablehnenden Entschei-
dung maßgeblich waren.68

c) Auskunftsanspruch beim Scoring gegen�ber Auskunftei

Erst in § 34 Abs. 4 BDSG regelt der Gesetzgeber den
Auskunftsanspruch �ber die beim Scoring nach § 28 b
BDSG relevanten Daten unmittelbar gegen�ber Auskunf-
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62 Vgl. dazu die Gesetzesbegr�ndung BT-Drs. 16/10529, S. 17.
63 Kamlah, in: Plath (Fn. 1), § 28 b Rn. 29.
64 Hinzpeter, in: Taeger/Gabel (Fn. 2), § 34, Rn. 32.
65 Entgegen dem Wortlaut der Norm, in der bei der Fristberechnung auf den

Zugang des Auskunftsverlangens abgestellt wird, h�lt es Kamlah im
Interesse des an aktuellen Informationen interessierten Betroffenen f�r
geboten, von einer Frist von sechs Monaten vor Auskunftserteilung aus-
zugehen, Kamlah, in: Plath (Fn. 1), § 34 Rn. 37.

66 Ausf�hrlich dazu Kamlah, in: Plath (Fn. 1), § 28 b Rn. 33 ff.
67 Dazu n�her Meents/Hinzpeter, in: Taeger/Gabel (Fn. 2), § 34, Rn. 36.
68 Meents/Hinzpeter, in: Taeger/Gabel (Fn. 2), § 34, Rn. 33.



teien.69 Der Auskunftsanspruch entspricht in der Sache ganz
dem Anspruch aus Abs. 2, allerdings ist der Zeitraum, �ber
den die Auskunft �ber die Scoreberechnung gegeben wer-
den muss, mit zwçlf Monaten doppelt so lang. Außerdem ist
�ber den aktuellen Scorewert – ebenfalls unentgeltlich –
Auskunft zu erteilen.

d) G�terabw�gung beim Auskunftsanspruch

Der Gesetzgeber hat sich mit der Neufassung des § 34
BDSG dazu entschieden, f�r die von einer Wahrscheinlich-
keitswertberechnung betroffenen Personen grçßtmçgliche
Transparenz herzustellen. Der Auskunftsanspruch geht bis
an den �ußersten Rand der Beauskunftung; jedes Mehr an
Transparenz w�rde in den grundrechtlich gesch�tzten Be-
reich des Gesch�ftsgeheimnisses eindringen und das Grund-
recht auf Schutz des Unternehmens aus Art. 14 GG ver-
letzen. Dem Gesetzgeber ist es hiermit gelungen, eine aus
der Sicht der kreditorische Risiken eingehenden Unterneh-
men noch akzeptable Transparenz �ber die Wahrscheinlich-
keitswertberechnung herzustellen. Sie ermçglicht dem Be-
troffenen zu verstehen, weshalb ein von ihm gew�nschtes
Rechtsgesch�ft aufgrund des f�r ein Unternehmen zu hohen
Ausfallrisikos nicht zustande kam. Die Offenlegung der
dabei verwendeten Daten und die Zuordnung zu einer
statistischen Vergleichsgruppe zeigt ihm auf, aufgrund
welcher Informationen die Risikoeinsch�tzung erfolgte.
Der Betroffene hat dadurch die Mçglichkeit, etwaige fehler-
hafte Daten korrigieren zu lassen (§ 35 Abs. 1 S. 1 BDSG)
und Informationen vorzulegen, die bei der individuellen
Entscheidung zu einer anderen Bewertung durch die f�r
die Entscheidung verantwortliche Stelle f�hren kann.

e) Geheimhaltung von Betriebsgeheimnissen

Das LG Berlin70 entschied, dass dem Auskunftsberechtig-
ten im Rahmen des Transparenzgedankens auch die zu
Grunde liegende Datenbasis mitzuteilen ist. In dem Urteil
heißt es weiter: „Dem Kl�ger ist vielmehr mitzuteilen,
welche Elemente die Score-Berechnung beeinflussen. So
sind jedenfalls Angaben zur Vergleichsgruppe zu machen,
in die der Kl�ger eingeordnet wird. Nur so kann er fest-
stellen, ob er tats�chlich in diese Gruppe f�llt oder ob die
Zuordnung fehlerhaft geschieht. Die Beklagte hat dar�ber
Auskunft zu erteilen, welche Daten sie zu einer Bewertung
des Zahlungsverhaltens der Vergleichsgruppe f�hrt. Wei-
terhin ist anzugeben, welchen Einfluss die der Beklagten
vorliegenden persçnlichen Daten auf die Bildung des Score-
werts haben.“ Diese Angaben sind in allgemeinverst�ndli-
cher Form so zu geben, dass das Betriebs- und Gesch�fts-
geheimnis, wie letztlich die Gewichtung der Datenarten
erfolgt, erhalten bleibt.71

Unzutreffend ist die Ansicht des Gerichts, dass sich die den
Wahrscheinlichkeitswert errechnende Stelle hinsichtlich
weitergehender Auskunftsbegehren nicht auf ihr auch ver-
fassungsrechtlich gesch�tztes Betriebs- bzw. Gesch�ftsge-
heimnis72 berufen kçnne. Das Gericht setzt sich nicht mit
der Gesetzesbegr�ndung auseinander, wonach zwischen
dem Informationsbegehren des Betroffenen und dem Ge-
heimhaltungsinteresse der verantwortlichen Stelle eine Ab-
w�gung vorgenommen wurde, der Gesetzgeber also sehr
wohl bei der Verabschiedung der Norm das Betriebsge-
heimnis der f�r die Wahrscheinlichkeitswertberechnung
verantwortlichen Stelle im Blick hatte. Es hat auch nicht
ber�cksichtigt, dass ein Vorschlag aus dem Gesetzgebungs-
verfahren abgelehnt wurde, der vorsah, die Datenarten nach
Gewichtung zu sortieren.73 Auch ein im Gesetzentwurf

noch enthaltener Satz, wonach �ber die Gewichtung der
Datenarten auf Anfrage Auskunft gegeben werden solle, ist
nicht Gesetz geworden.74

Weil der Normtext schon nicht ausdr�cklich bestimmt, dass
die Berechnungsformel und die Gewichtung der Datenarten
zu beauskunften ist, wird bei der verfassungskonformen
Auslegung auf die Betriebsgeheimnisse der Auskunftei
R�cksicht zu nehmen sein.75 Zutreffend hat das Schleswig-
Holsteinische OLG76 entschieden, dass der Auskunftsan-
spruch des § 34 Abs. 4 Nr. 4 BDSG nicht auch eine Aus-
kunft �ber die Gewichtung der in der Berechnung einge-
stellten Merkmale und Werte umfasst. F�r eine einzelfall-
bezogene und nachvollziehbare Auskunft reiche es aus,
wenn aus ihr erkennbar wird, wie die ausgewiesene Bewer-
tung im Verh�ltnis zur vorhandenen Bewertungsskala ein-
zustufen ist und welche Datenarten diese beeinflusst haben.
Weiter weist der Senat unter Bezugnahme auf die Gesetzes-
begr�ndung darauf hin, dass der Gesetzgeber keinen Aus-
kunftsanspruch �ber die verwendete mathematische Be-
rechnungsformel habe schaffen wollen. Die Auskunfteien
kçnnen nicht veranlasst werden, ein Betriebs- und Ge-
sch�ftsgeheimnis preiszugeben. Damit sieht sich der Senat
auch in �bereinstimmung mit dem OLG N�rnberg, das es in
einem Urteil aus 2012 auf den Punkt brachte: „Nachvoll-
ziehbar bedeutet nicht nachrechenbar“.77 Die Auskunftei ist
auch nach dieser Entscheidung nicht verpflichtet zu begr�n-
den, weshalb bestimmte Daten f�r die Berechnung des
Wahrscheinlichkeitswertes herangezogen und wie diese ge-
wichtet wurden.

Auch das LG Gießen hat 2013 zutreffend entschieden, dass
eine Auskunftei nicht verpflichtet ist, den Einfluss eines
jeden einzelnen zur Beurteilung herangezogenen Datums zu
erl�utern; denn das k�me einer Offenlegung der Formel f�r
die Berechnung des Scores gleich, an deren Geheimhaltung
die Beklagte auch nach Auffassung des Gesetzgebers ein
�berwiegendes schutzw�rdiges Interesse hat.78

Diese Entscheidung des Instanzgerichts wurde hçchstrich-
terlich best�tigt: Der BGH entschied am 28. 1. 2014, dass
�ber die Gewichtung der in den Scorewert eingeflossenen
Merkmale keine Auskunft zu erteilen ist. Nach richtiger
Ansicht des BGH „liegt dem Auskunftsanspruch des § 34
Abs. 4 BDSG die gesetzgeberische Intention zugrunde,
trotz der Schaffung einer grçßeren Transparenz bei Scoring-
verfahren Gesch�ftsgeheimnisse der Auskunfteien, nament-
lich die sog. Scoreformel, zu sch�tzen“.79
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69 Zur Ankn�pfung an die Bezugsnorm des § 28 b BDSG auch beim Aus-
kunftsanspruch nach § 34 Abs. 4 BDSG zutreffend Kamlah, in: Plath
(Fn. 1), § 28 b Rn. 49 - 52.

70 LG Berlin, 1. 11. 2011 – 6 O 479/10, ZD 2012, 74, m. Anm. G�rtner;
Berufung anh�ngig beim KG Berlin.

71 Siehe zu den widerstreitenden Interessen zwischen dem Schutz des Be-
triebsgeheimnisses auf der einen und dem Interesse des Betroffenen an der
Herstellung von Transparenz auch Taeger, K&R 2008, 513.

72 W�hrend das Betriebsgeheimnis mehr auf technische Informationen ab-
stellt, bezieht sich das Gesch�ftsgeheimnis auf betriebswirtschaftliche
Daten. Beide Begriffe kçnnen synonym verwendet werden, weil sie den
gleichen Schutz aus § 17 UWG genießen. Siehe dazu n�her Taeger, Die
Offenbarung von Betriebs- und Gesch�ftsgeheimnissen, 1988.

73 BT-Drs. 16/10581, S. 5.
74 BT-Drs. 16/10581, S. 9.
75 Siehe auch Kamlah, in: Plath (Fn. 1), § 28 b Rn. 41 ff.
76 OLG Schleswig-Holstein, 24. 4. 2013 – 9 U 16/13, unverçffentlicht.
77 OLG N�rnberg, 30. 10. 2012 – 3 U 2362/11, ZD 2013, 26.
78 LG Gießen, 6. 3. 2013 – 1 S 301/12, unverçffentlicht, Vorinstanz zur Ent-

scheidung des BGH-Urteils 28. 1. 2014 – VI ZR 156/13, K&R 2014,
269 ff.

79 BGH, 28. 1. 2014, – VI ZR 156/13, MMR 2014, 489 m. Anm. Taeger;
K&R 2014, 269 m. Anm. Lang; BB 2014, 842 m. Anm. W�ßle; ZD 2014,
306 m. Anm. Schade/Wolff; NJW 2014, 1235 m. Anm. Schulte am H�lse/
Timm.



Mit der Entscheidung wurde zudem die Rechtsauffassung
der zust�ndigen hessischen Datenschutzaufsichtsbehçrde
best�tigt. Diese hatte schon vor dem Urteilsspruch die Aus-
kunftspraxis der Schufa gepr�ft und als datenschutzkon-
form bewertet. Sie geht ebenfalls davon aus, dass die Be-
rechnung des Scorewertes als Betriebs- bzw. Gesch�ftsge-
heimnis zu sch�tzen und nicht von der Auskunftspflicht
erfasst ist.80

Mit seinem Urteil st�rkt der BGH das vom Gesetzgeber
angestrebte Ziel, den Betroffenen eine grçßtmçgliche
Transparenz �ber die Berechnung des (branchen-spezifi-
schen) Scorewertes einzur�umen und gleichzeitig der schon
aufgrund von Art. 12 GG gebotenen Geheimhaltung des in
der Berechnungsformel liegenden Betriebsgeheimnisses
Rechnung zu tragen.81 Die Betroffenen erhalten danach alle
zu ihrer Person gespeicherten Daten sowie �ber die in die
Wahrscheinlichkeitsberechnung eingeflossenen Datenar-
ten. Außerdem wird in allgemein verst�ndlicher Form �ber
die Bildung eines Scorewertes unterrichtet. Sehr ausf�hrlich
begr�ndet der BGH diese Notwendigkeit des Geheimnis-
schutzes mit der Intention des Gesetzgebers, mit dem Wort-
laut des § 34 BDSG und mit der EG-Datenschutzrichtli-
nie.82 Zutreffend ist der erg�nzende Hinweis von W�ßle,83

dass mit der Offenlegung der Berechnungsmethode auch
„die Gefahr der Manipulation steigen (w�rde), indem ge-
zielt auf die einzelnen Merkmale und ihre Gewichtung
eingewirkt wird, um so weit wie mçglich einen Wunsch-
score zu bewirken“.

Sicherheit, dass die Auskunftei entsprechend der Anforde-
rung des § 28 b Nr. 1 BDSG ein wissenschaftlich anerkann-
tes mathematisch-statistisches Verfahren einsetzt, hat der
Betroffene dadurch, dass die Aufsichtsbehçrde nach § 38
BDSG das Verfahren begutachtet, was im Fall der Schufa
auch bereits geschehen ist.84

f) Berichtigungsanspruch

Auskunfteien haben ein fundamentales Interesse daran,
Bonit�tsausk�nfte auf Grundlage richtiger Daten zu ertei-
len. Aus der Sicht der Betroffenen ist es essenziell, dass
Bonit�tsausk�nften und der Berechnung eines Scores aus-
schließlich zutreffende Daten zu Grunde liegen, um nicht
durch eine fehlerhafte Wahrscheinlichkeitsberechnung be-
eintr�chtigt zu werden. § 35 Abs. 1 S. 1 BDSG gibt Betrof-
fenen einen Anspruch auf Berichtigung unrichtiger Daten
zu ihrer Person. Aber auch die verantwortliche Stelle selbst
muss nach § 35 Abs. 1 S. 1 BDSG von sich aus die Daten
berichtigen, sobald sie – aus welcher Quelle auch immer –
von der Unrichtigkeit Kenntnis erlangt.85 Aus § 6 Abs. 1
BDSG wird deutlich, dass diese Pflicht zugleich ein unab-
dingbares Recht der betroffenen Person ist, das von dieser
gerichtlich durchgesetzt werden kann.

Der Berichtigungsanspruch erstreckt sich auf unrichtige
Tatsachen, nicht jedoch auf reine Werturteile, die einer
Bewertung als richtig oder unrichtig nicht zug�nglich
sind.86 Ob es sich bei Scorewerten um Werturteile oder
objektive Daten handelt, wird unterschiedlich beurteilt.87

Auf jeden Fall kann aber die Berichtigung unzutreffender
Tatsachen, die in die Scorewertberechnung einfließen, von
Betroffenen beansprucht werden.88 Als Folge einer solchen
Berichtigung ist die Stelle nach § 28 b BDSG auch ver-
pflichtet, den Scorewert auf ver�nderter Grundlage neu zu
berechnen.

Die Auskunftei ist gesetzlich verpflichtet, �ber die Berich-
tigung diejenigen Stellen zu unterrichten, denen im Rahmen
einer Daten�bermittlung unrichtige Daten weitergegeben
wurden (§ 35 Abs. 7 BDSG). Dementsprechend ist die Aus-
kunftei zur Nachinformation gegen�ber denjenigen Stellen
verpflichtet, denen Bonit�tsausk�nfte und Scorewerte �ber-
mittelt wurden, wenn die zugrundeliegenden Daten unrich-
tig waren und berichtigt wurden.89

g) Anspruch auf Datenlçschung

Ein generelles Recht Betroffener auf Lçschung beliebiger
Daten zu ihrer Person, die aufgrund einer Erlaubnis im
Sinne des § 4 BDSG zul�ssig erhoben und verarbeitet
werden, besteht nicht. Vielmehr sind in § 35 Abs. 2 S. 2
BDSG vier Alternativen formuliert, deren Vorliegen jeweils
einen Anspruch auf Lçschung begr�nden kann.

Erstens besteht nach § 35 Abs. 2 S. 2 BDSG ein Lçschungs-
anspruch bei unzul�ssig gespeicherten Daten (Ziff. 1).
Zweitens kann die Lçschung bestimmter sensibler Daten
verlangt werden, wenn die verantwortliche Stelle deren
Richtigkeit nicht beweisen kann (Ziff. 2). Drittens sind f�r
eigene Zwecke der Stelle verarbeitete Daten zu lçschen,
wenn die Daten f�r den jeweiligen Zweck nicht mehr er-
forderlich sind (Ziff. 3). Die vierte Alternative betrifft ins-
besondere Handelsauskunfteien und deren Bonit�tsaus-
k�nfte, denn es geht um Daten, die gesch�ftsm�ßig zum
Zweck der �bermittlung verarbeitet werden (Ziff. 4). Diese
sollen nach bestimmten Fristen darauf hin �berpr�ft wer-
den, ob ihre weitere Speicherung noch erforderlich ist.

Ziff. 4 wird wesentlich weitreichender interpretiert, als der
Wortlaut es bei unbefangener Betrachtung nahelegt. Es geht
nicht nur um die Pflicht der Auskunfteien, Daten von Zeit zu
Zeit zu �berpr�fen, ob sie f�r aktuelle Bewertungen noch
relevant sind. Denn die Speicherung von Daten, die nicht
mehr relevant sind, ist ohnehin unzul�ssig, so dass sich
schon aus Ziff. 1 die Lçschungspflicht ergibt. Vielmehr
hat der Gesetzgeber in Ziff. 4 bestimmte Fristen vorgege-
ben, nach deren Ablauf es angezeigt sein soll, die fortbeste-
hende Relevanz in Zweifel zu ziehen. Soweit die Vorschrift
so interpretiert wird, dass damit Regelwerte vorgegeben
werden, nach deren Ablauf nur ausnahmsweise und mit
besonderer Begr�ndung eine weitere Speicherung zul�ssig
sein soll,90 ist dies unzutreffend. Die Fristen verlangen
vielmehr eine Pr�fung bis zum Ende des vierten oder bei
erledigten Sachverhalten am Ende des dritten Kalenderjah-
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80 Der Hessische Datenschutzbeauftragte, Prof. Michael Ronellenfitsch, be-
gr�ßt die Entscheidung des BGH vom 28. 1. zur Auskunftspflicht der
„SCHUFA“, Presseerkl. v. 30. 1. 2014.

81 Zustimmend Lang, K&R 2014, 273, und Taeger, MMR 2014, 492.
82 Der BGH weist anderen Ansichten (siehe etwa G�rtner, ZD 2012, 76; ders.,

BKR 2014, 197), die eine Gewichtung der eingeflossenen Faktoren und die
Identit�t der Vergleichsgruppe und die Gr�nde f�r die Zuordnung zu dieser
beauskunftet wissen wollen (Rn. 23), zur�ck. Dies sei gewollt, um einen
Ausgleich zwischen den Transparenzerfordernissen und dem Schutz der
Gesch�ftsgeheimnisse herzustellen, durch die die Betroffenen nicht be-
nachteiligt werden.

83 W�ßle, BB 2014, 846.
84 Das wird von G�rtner, BKR 2014, 193, �bersehen.
85 Kamlah, in: Plath (Fn. 1), § 35 Rn. 5; Meents/Hinzpeter, in: Taeger/Gabel

(Fn. 2), § 35 Rn. 8.
86 Meents/Hinzpeter, in: Taeger/Gabel (Fn. 2), § 35, Rn. 11; Kamlah, in:

Plath (Fn. 1), § 35 Rn. 12.
87 F�r Werturteil BGH, 22. 2. 2011 – VI ZR 120/10, NJW 2011, 2204,

Kamlah, in: Plath (Fn. 1), § 35 Rn. 2; a. A. Meents/Hinzpeter, in: Taeger/
Gabel (Fn. 2), § 35 Rn. 11.

88 Kamlah, in: Plath (Fn. 1), § 35 Rn. 2.
89 Dix, in: Simitis (Fn. 15), § 35 Rn. 65 ff.; Kamlah, in: Plath (Fn. 1), § 35

Rn. 53 ff.
90 Kr�mer, NJW 2012, 3201, 3205; Dix, in: Simitis (Fn. 15), § 35 Rn. 40.



res beginnend mit dem Kalenderjahr, das der erstmaligen
Speicherung folgt.91

h) Anspruch auf Sperrung

Bestreitet ein Betroffener die Richtigkeit eines �ber ihn bei
einer Auskunftei gespeicherten Datums, ist dieses Datum
gem. § 35 Abs. 4 BDSG von der Auskunftei zu sperren,
soweit sich weder die Richtigkeit noch die Unrichtigkeit
feststellen l�sst (non liquet). Ist die Richtigkeit nicht be-
weisbar, ist die Angabe zu lçschen. Der Auskunftei muss
ein angemessener Zeitraum einger�umt werden, um die
Richtigkeit des Datums etwa durch Nachfragen bei der
einmeldenden Stelle belegen und um die Richtigkeit bewei-
sende Dokumente vorlegen zu kçnnen. Dabei ist zu beden-
ken, dass ein Betroffener, dem ein bei der Auskunftei
gespeichertes, den Scorewert negativ beeinflussendes
Merkmal bekannt ist, die Richtigkeit bestreiten kçnnte
und dann eine unverz�gliche, vor der abgeschlossenen
Pr�fung erfolgte Sperrung den gleichen Effekt wie eine
Lçschung haben w�rde. Bei einer Anfrage an eine Aus-
kunftei w�rde dann bei der Berechnung des Scores das
gesperrte Datum genauso wie ein gelçschtes Datum behan-
delt. Auf diese Weise kçnnten Betroffene den Score leicht
manipulieren.

In diesem Zusammenhang muss auch § 35 Abs. 4 a BDSG
Beachtung finden, der durch die BDSG-Novelle I mit Wir-
kung ab dem 1. 4. 2010 Eingang in das BDSG fand. Nach
der Gesetzesbegr�ndung sollte durch das Verbot der �ber-
mittlung der Tatsache der Sperrung vermieden werden, dass
Dritte einen negativen Eindruck von dem Betroffenen be-
kommen kçnnten. Die eine Auskunft empfangenden Dritten
kçnnten annehmen, „dass der Betroffene nicht nur nicht
zahlt, sondern auch noch ein schwieriger Kunde ist“.92 Eine
vergleichbare Vorschrift findet sich in der EG-Datenschutz-
richtlinie ebensowenig wie in den Entw�rfen einer Daten-
schutz-Grundverordnung. Wenn man einen ausreichend
langen Zeitraum zur Pr�fung der bestrittenen Richtigkeit
eines Datums vor der Sperrung als nicht mit § 35 Abs. 4
BDSG vereinbar ansehen w�rde, dann muss eine neutrale
Mitteilung �ber die Sperrung mçglich bleiben. Diese sieht
etwa auch § 51 Abs. 1 Bundesmeldegesetz vor, nach der die
eine Auskunft ersuchende Person oder Stelle eine Mittei-
lung erh�lt, ob zu der betroffenen Person keine Daten vor-
handen sind oder ob eine Auskunftssperre besteht.

In diesem Sinn hat der Hessische Verwaltungsgerichtshof
grunds�tzlich die Mçglichkeit eines neutralen Hinweises
f�r den Fall der Sperrung nach § 35 Abs. 4 BDSG bejaht.93

Dementsprechend m�ssen neutrale Hinweise auf die Sper-
rung mçglich sein, sonst l�uft das Kredit Scoring Gefahr,
manipulierbar und wertlos zu sein. In diesem Kontext der
Kreditauskunfteien erweist sich die wohlgemeinte verbrau-
chersch�tzende Vorschrift des § 35 Abs. 4 a BDSG als ver-
fehlt. H�lt man einen neutralen Hinweis gleichwohl f�r
unzul�ssig, der ja erst bei einer Sperre erfolgen m�sste,
w�re eine ausreichend bemessene Zeit zur Pr�fung der
Richtigkeit des bestrittenen Datums vor der Sperrung ob-
ligatorisch.

V. Aufsichtsrechtliche Pr�fung des Scoring

Unternehmen, die ein internes Scoring durchf�hren, unter-
liegen der Aufsicht der f�r ihren Gesch�ftssitz zust�ndigen
Landesbehçrde f�r den Datenschutz. Die Aufsichtsbehçrde

kann aufgrund einer Eingabe eines Betroffenen, aber auch
ohne Anlass eine aufsichtsrechtliche Pr�fung bei der ver-
antwortlichen Stelle vornehmen. Gegenstand der Pr�fung
kann die �bermittlung von Daten nach § 28 und § 28 a
BDSG an Dritte, beispielsweise an Auskunfteien, wie auch
die Erhebung, Speicherung und Nutzung personenbezoge-
ner Daten sowie die Berechnung von Wahrscheinlichkeits-
werten vor einem Vertragsschluss gem. § 28 b BDSG sein.
Die Aufsichtsbehçrde kann sich nach der Vorlage von Gut-
achten wie auch durch eigene Bewertung anhand des vor-
zulegenden und damit offenzulegenden Berechnungsver-
fahrens von dem wissenschaftlich anerkannten mathema-
tisch-statistischen Verfahren �berzeugen. Soweit der Auf-
sichtsbehçrde dabei Betriebsgeheimnisse offengelegt wer-
den, hat die Aufsichtsbehçrde dieses Geheimnis aufgrund
ihrer Pflicht zur Amtsverschwiegenheit zu wahren. So hat
sich etwa die hessische Aufsichtsbehçrde in einem Ver-
gleich vor dem VG Darmstadt verpflichtet, das Berech-
nungsverfahren der Schufa auch gegen�ber anderen Auf-
sichtsbehçrden geheim zu halten, woraufhin der zust�ndi-
gen Aufsichtsbehçrde, die urspr�nglich die bei der auf-
sichtsrechtlichen �berpr�fung erlangten Betriebsgeheim-
nisse im D�sseldorfer Kreis mit anderen Aufsichtsbehçrden
teilen wollte, die gew�nschten Informationen von der Schu-
fa zur Verf�gung gestellt wurden.

VI. Rechtsfolgen bei Rechtsverstçßen

1. Sanktionen
Verstçße gegen die Anforderungen an eine �bermittlung
personenbezogener Daten gem. § 28 a BDSG oder an die
Durchf�hrung eines Scoring gem. § 28 b BDSG, gegen eine
unzul�ssige �bermittlung nach § 29 BDSG sowie gegen die
Auskunftspflicht aus § 34 BDSG werden vom BDSG sank-
tioniert. § 43 Abs. 1 BDSG behandelt diese Verstçße als
Ordnungswidrigkeit, die mit einer Geldbuße in Hçhe von
bis zu f�nfzigtausend Euro geahndet werden kann. Sollte
der Betrag den wirtschaftlichen Vorteil, den die verantwort-
liche Stelle durch den Rechtsverstoß erzielte, die Geldbuße
�bersteigen, kann der Vorteil entsprechend § 17 OWiG
gem. § 43 Abs. 3 S. 3 BDSG abgeschçpft werden.

2. Data Breach Notification
Seit 2009 ist eine �nderung des BDSG in Kraft, die eine
Informationspflicht bei unrechtm�ßiger Kenntniserlangung
vorsieht. § 42 a BDSG sieht vor, dass eine nicht-çffentliche
Stelle unverz�glich die Aufsichtsbehçrde und die Betroffe-
nen zu informieren hat, wenn bei ihr gespeicherte perso-
nenbezogene Daten beispielsweise zu Bank- oder Kredit-
kartenkonten unrechtm�ßig �bermittelt oder auf sonstige
Weise Dritten unrechtm�ßig zur Kenntnis gelangt sind und
schwerwiegende Beeintr�chtigungen f�r die Rechte oder
schutzw�rdigen Interessen der Betroffenen drohen.94 W�re
die Information aller Betroffenen unverh�ltnism�ßig auf-
w�ndig, kann die verantwortliche Stelle gem�ß § 42 a S. 5
BDSG an Stelle der Information jedes einzelnen Betroffe-
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91 Siehe zur Lçschung von Daten, die aus çffentlich zug�nglichen Registern –
etwa �ber eine Insolvenz – entnommen wurden, oben Kapitel 3.1.2. Diese
Daten d�rfen aufgrund des entgegenstehenden berechtigten Interesses der
betroffenen Personen �ber den in § 35 Abs. 2 S. 2 Nr. 4 BDSG genannten
Zeitpunkt hinaus nicht weiter gespeichert werden.

92 BT-Drs. 16/10529, S. 19.
93 Hess. VGH, 2. 1. 2014 – 10 B 1397/13 (juris).
94 Siehe im Einzelnen die Kommentierung bei Gabel, in: Taeger/Gabel

(Fn. 2), § 42 a.



nen ihre Informationspflicht durch Anzeigen in mindestens
zwei bundesweit erscheinenden Zeitungen, die mindestens
eine halbe Seite umfassen, oder durch gleichwertige Maß-
nahmen substituieren.

Denkbar ist, dass diese nach dem US-Vorbild der Data Bre-
ach Notification eingef�hrte Informationspflicht auch ver-
antwortliche Stellen trifft, die ein internes oder externes
Scoring durchf�hren, sofern die Voraussetzungen vorliegen.

3. Schadensersatz
Eine verantwortliche Stelle, die ein Scoring durchf�hrt,
muss mit einem Schadensersatzanspruch eines Betroffenen
gem�ß § 7 Abs. 1 BDSG rechnen. Ein solcher besteht dann,
wenn die verantwortliche Stelle dem Betroffenen durch eine
unzul�ssige oder unrichtige Erhebung, Verarbeitung oder
Nutzung seiner personenbezogenen Daten einen Schaden
zuf�gt. Allerdings ist der Anspruch nicht verschuldensun-
abh�ngig. Vielmehr setzt § 7 Abs. 2 BDSG voraus, dass
zumindest die gebotene Sorgfalt nicht beachtet wurde.

VII. Bewertung
Die BDSG-Novelle I von 2009 f�gte spezifische Vorschrif-
ten in das BDSG ein, die als klares Bekenntnis des Gesetz-
gebers f�r ein Scoring im Interesse der Wirtschaft wie des
Betroffenen zu werten sind. Das Scoring selbst wie auch die
�bermittlung an Auskunfteien zum Zweck der Datenspei-
cherung f�r die Durchf�hrung von Wahrscheinlichkeitsbe-
rechnungen sowie die �bermittlung von Scorewerten durch
Auskunfteien an ihre Vertragspartner sind zul�ssig. Um die
Interessen der Wirtschaft an Bonit�tsinformationen mit den
Interessen der Betroffenen am Schutz ihrer Persçnlichkeits-
rechte in ein ausgewogenes Verh�ltnis zu bringen, schuf der
Gesetzgeber ein hçchst komplexes Regelwerk, mit dem
festgelegt wird, welche Daten zu welchem Zweck erhoben,
gespeichert, �bermittelt und genutzt werden d�rfen, um
durch eine Verkn�pfung mit statistischen Angaben �ber
eine Vergleichsgruppe Aussagen �ber das zu erwartende
Verhalten eines Kunden bei Gesch�ften mit kreditorischen
Risiken zu erhalten.

Aufgrund der bekannten gesetzlich geregelten Bedingun-
gen und etwaiger Einwilligungen in die Verarbeitung der
Daten einschließlich der �bermittlung an eine Auskunftei
sind dem Betroffenen die Berechnungsmethoden sehr weit-
gehend und ausreichend bekannt. Nimmt er seine Aus-
kunftsanspr�che wahr, erf�hrt jeder Betroffene unentgelt-
lich, welche Daten dem Scoring zugrunde gelegt werden
und wie Berechnungen von Wahrscheinlichkeitswerten
vonstatten gehen.

Die zust�ndigen Aufsichtsbehçrden kçnnen aus eigenem
Antrieb und bei Eingaben von Seiten der Betroffenen pr�-
fen, ob die Datenschutzvorschriften eingehalten werden.
Die Pr�fungsrechte gehen sogar so weit, dass ihnen die
Berechnungsmethoden im Detail einschließlich etwaiger
Betriebsgeheimnisse offengelegt werden m�ssen.

Wie bei allen gesetzlichen Anforderungen, die von Unter-
nehmen im Rahmen ihrer Compliance zu beachten sind, gilt
auch hier: Die ein internes oder externes Scoring durchf�h-
renden Stellen sind gut beraten, sich streng an die gesetz-
lichen Anforderungen zu halten, weil ansonsten erheblicher
Imagesch�den, Schadensersatz und Bußgelder drohen.

Alles in allem hat der Gesetzgeber ein optimales Regelungs-
werk geschaffen. Eine Versch�rfung der Anforderungen
oder gar ein Verbot der Wahrscheinlichkeitsberechnung

w�re nicht nur nicht im Interesse der Wirtschaft, einschließ-
lich der Auskunfteien, sondern h�tte auch f�r Verbraucher
als Teilnehmer am Wirtschaftsgeschehen erhebliche Nach-
teile, weil hçhere Preise drohen, wenn das Kreditausfall-
risiko durch Wegfall der effizienten Verhaltensvorhersage
steigt oder Waren nicht mehr bequem und schnell auf Rech-
nung gekauft werden kçnnen. Außerdem erweist es sich als
Vorteil f�r Verbraucher, wenn sie dadurch vor (weiterer)
�berschuldung gesch�tzt werden, dass der Handel oder
Kreditinstitute keine Vertr�ge mit Adressenausfallrisiken
mehr eingehen. Kreditinstitute werden daran interessiert
sein, anstelle eines (weiteren) Darlehens Kreditvertr�ge an-
zubieten, die mçglicherweise eine l�ngere Laufzeit haben,
aber die monatliche Belastung des Kunden reduzieren.

Aus datenschutzrechtlicher Perspektive erfolgt mit den jet-
zigen Regelungen zum Scoring ein Schutz der Betroffenen
auf hohem Niveau. Die Datenerhebung, -verarbeitung und
-nutzung ist an klare und transparente Voraussetzungen
gekn�pft. Kontroll- und Auskunftsrechte sind wirksame
Instrumente zur �berpr�fung des datenschutzkonformen
Handelns der verantwortlichen Stellen. Sanktions- und
Schadensersatzanspr�che sind weitere Instrumente, um
auch pr�ventiv ein datenschutzkonformes Handeln sicher-
zustellen. �ber die Datenschutzvorschriften gelingen mit-
telbar auch ein hoher Verbraucherschutz und ein Schutz vor
Diskriminierung bei der Berechnung von Wahrscheinlich-
keitswerten in Bezug auf ein statistisch wahrscheinliches
k�nftiges Verhalten eines Verbrauchers.

VIII. Reformbestrebungen
Auf europ�ischer Ebene sind derzeit tiefgreifende �nderun-
gen des Datenschutzrechts im Gesetzgebungsverfahren, die
das bestehende europ�ische Recht der RL 95/46/EG durch
unmittelbar in den Mitgliedsstaaten anzuwendendes euro-
p�isches Verordnungsrecht ersetzen sollen. Am 25. 1. 2012
legte die EU-Kommission einen Vorschlag f�r eine Verord-
nung des Europ�ischen Parlaments und des Rates zum
Schutz nat�rlicher Personen bei der Verarbeitung personen-
bezogener Daten und zum freien Datenverkehr (Daten-
schutz-Grundverordnung)95 und f�r eine Richtlinie f�r die
behçrdliche Datenverarbeitung zu Zwecken der Aufkl�rung
und Verhinderung von Straftaten96 vor. Der Berichterstatter
des federf�hrenden Innenausschusses (LIBE) des Europ�i-
schen Parlaments, Jan Albrecht, hatte nach dem Eingang von
rund 3100 �nderungsvorschl�gen seinen Entwurf f�r einen
Bericht des Europ�ischen Parlaments mit zahlreichen �n-
derungsvorschl�gen vorgelegt. Der Innenausschuss hat da-
raufhin eine in vielen Punkten ge�nderte Fassung am 21. 10.
2013 angenommen, der das Europ�ische Parlament mit
�berw�ltigender Mehrheit am 12. 3. 2014 zustimmte. Da-
durch unterliegt der Entwurf nicht dem Diskontinuit�tsprin-
zip, sondern kann auch nach den Wahlen zum Europ�ischen
Parlament weiter beraten werden – wenngleich mit geringen
Chancen einer Zustimmung durch den Ministerrat in der
vom EU-Parlament beschlossenen Form.

Die Datenschutz-Grundverordnung (EU-DSGVO-E) soll an
die Stelle der allgemeinen Datenschutz-RL 95/46/EG treten
und soll das europ�ische Datenschutzrecht grundlegend
reformieren.97 Sie w�rde gem. Art. 288 Abs. 2 AEUV in
den Mitgliedstaaten unmittelbar gelten.
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95 KOM (2012) 11/4 v. 25. 1. 2012, dazu Reding, JD 2012, 195.
96 KOM (2012) 10, siehe hierzu B�cker/Hornung, ZD 2012, 195.
97 Masing, SZ v. 9. 1. 2012, spricht kritisch davon, dass die EU-DSGVO das

Potential einer tiefgreifenden Verfassungs�nderung h�tte.



Wie sich eine Datenschutz-Grundverordnung auf das natio-
nale Datenschutzrecht auswirken w�rde, wird derzeit inten-
siv diskutiert.98 Ob im Falle einer Verabschiedung des Ent-
wurfs der EU-DSGVO die Datenschutzgesetze von Bund
und L�ndern aufgehoben und durch neue bereichsspezifi-
sche Regelungen aufgrund von �ffnungsklauseln ersetzt
w�rden oder ob die Vorschriften (zun�chst) bestehen bleiben
kçnnen und nur im Anwendungsbereich der EU-DSGVO
durch diese verdr�ngt w�rden, ist noch nicht absehbar.

Gleichwohl ist es aufschlussreich, den Entwurf als Moment-
aufnahme der Entwicklung des europ�ischen Datenschutz-
rechts n�her zu betrachten. Der Kommissionsentwurf lief
darauf hinaus, betroffenen Personen das Entfernen ihrer
personenbezogenen Daten aus çffentlichen und privaten
Datenbanken zu erleichtern. In diesem Sinne kçnnte auch
der individuelle Einfluss darauf, welche Daten bei der Bo-
nit�tspr�fung durch Banken oder Auskunfteien verwendet
werden kçnnen und welche nicht, erheblich verst�rkt wer-
den. So ging es unter dem Stichwort „Recht auf Vergessen-
werden“ in Art. 17 des Kommissionsentwurfs einer Daten-
schutz-Grundverordnung (DS-GVO)99 um ausgeweitete
Anspr�che auf Lçschung von personenbezogenen Daten
betroffener Personen. Ein sog. ‚Recht auf Vergessenwer-
den‘ ist in Art. 17 des Vorschlags zur EU-Datenschutz-
Grundverordnung i. d. F. des EU-Parlaments nun allerdings
nicht mehr enthalten.

Im Ausschussentwurf war in Art. 20 Abs. 1 ein generelles,
begr�ndungsloses Widerspruchsrecht gegen das „Profiling“
vorgesehen, zu dem auch Scoring-Verfahren zu rechnen
sind.100 Unabh�ngig von einem solchen Widerspruch war
das Profiling gem�ß Art. 20 Abs. 1 des Ausschussentwurfs
nur mit Einwilligung der betroffenen Person, aufgrund einer
Rechtsvorschrift oder bei Erforderlichkeit f�r den Ab-
schluss oder die Erf�llung eines Vertrages zul�ssig. Aber
auch dieses Verbot der Profilbildung durch Scoring ist im
letzten, vom EU-Parlament angenommenen Entwurf nicht
mehr enthalten. Das ist zu begr�ßen; denn der mit dem
gegenw�rtigen Recht erzielte ausgewogene Ausgleich der
verschiedenen Belange w�rde zu Lasten der Auskunfteien
und des �berschuldungsschutzes der Verbraucher erheblich
beeintr�chtigt werden. Um einen interessengerechten Ein-
fluss der Verbraucher auf Bonit�tsausk�nfte sicherzustel-
len, gen�gen die bestehenden Anspr�che Betroffener auf
Auskunft, Berichtigung und Lçschung personenbezogener
Daten gem�ß §§ 34, 35 BDSG. Sie zielen auf transparente,
korrekte und rechtlich einwandfreie Ausk�nfte, eignen sich
jedoch nicht f�r die Scorewert-Manipulation.

Das heißt aber nicht, dass es keinerlei Reformbedarf bei den
datenschutzrechtlichen Regelungen der Bonit�tsauskunft
bzw. des Kreditscoring g�be. �berdenken sollte der Gesetz-
geber etwa die hohen Anforderungen an die �bermittlung
von Forderungsdaten nach § 28 a Abs. 1 S. 1 Nr. 4 BDSG
und die Regelung des Verbots eines Hinweises auf gesperrte
Daten in § 35 Abs. 4 a BDSG. Wenn eine f�llige und unbe-
strittene Forderung zweimal gemahnt werden musste und
nach der ersten Mahnung mindestens vier Wochen liegen
m�ssen, dann besteht das Risiko, dass ein dieses verzçgerte
Meldesystem ausnutzender Schuldner innerhalb des langen
Zeitraums zahlreiche weitere Vertr�ge abschließt, die f�r
seine Vertragspartner mit Adressenausfallrisiken behaftet
sind. Wenn eine Gesetzes�nderung erwogen wird, dann
kçnnte an dieser Stelle eine k�rzere Frist vorgesehen wer-
den. Das ist deswegen unbedenklich, weil jede Stelle von
sich aus verpflichtet ist, ihre eigenen Daten zu berichtigen
oder Dritten mitzuteilen, dass eine Datenberichtigung vor-

zunehmen ist, wenn der Kunde geleistet hat. Auskunfteien
m�ssen ihre Vertragspartner durch Nachmeldungen �ber
�nderungen im Datenbestand hinweisen.101 Auf diese Wei-
se w�re gew�hrleistet, dass ein Kunde, der leistet, keine
Nachteile durch einen unzureichenden Scorewert erlangt.
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Dr. Edgar Rose, Oldenburg*

Der rechtliche Rahmen des Scorings in
ausgew�hlten Vergleichsl�ndern –
Bestandsaufnahme und Schlussfolgerungen

In diesem Teil wird die Rechtslage des Kreditscorings in
vier Vergleichsl�ndern zun�chst erhoben und im Anschluss
vergleichend erçrtert. Ziel ist es, die Merkmale und die
Qualit�t des deutschen Rechts vor dem Hintergrund anderer
Regelungssysteme besser einsch�tzen zu kçnnen. F�r die-
sen Zweck sind zwei EU-L�nder und zwei außereurop�i-
sche L�nder ausgew�hlt worden. Das wichtigste Auswahl-
kriterium war dabei, Systeme mit einem ebenso hoch ent-
wickelten Finanzsektor zu w�hlen, die ansonsten aber mçg-
lichst große Unterschiede im Recht oder in der Praxis des
Kreditinformationswesens untereinander aufweisen.

Schon innerhalb der EU sind die Unterschiede erheblich.
Zwar ist das Datenschutzrecht durch die europ�ische Daten-
schutzrichtlinie in vielerlei Hinsicht vereinheitlicht. Die
hier interessierende Rechtslage speist sich jedoch keines-
wegs nur aus den Zielen des Datenschutzes, sondern je nach
Rechtskultur mehr oder weniger auch aus Verbraucher-
schutz- und Diskriminierungsschutzbelangen. So hat Frank-
reich im Rahmen seiner spezifischen sozialstaatlichen Tra-
dition auch die Instrumente des Kreditinformationswesens
verstaatlicht. Ganz anders sieht es in Großbritannien aus,
wo viele private Akteure auftreten. Unter den außereuro-
p�ischen L�ndern ist zun�chst die USA ausgew�hlt worden,
die auf diesem Feld die l�ngste Tradition hat und Prinzipien
der Fairness in einer multikulturellen Gesellschaft beson-
ders betont. Der interessanteste Sonderfall scheint Austra-
lien zu sein, wo Anfang 2014 ein in mehrj�hrigen Beratun-
gen grundlegend �berarbeitetes Recht eingef�hrt worden
ist. Dabei geht Australien erst jetzt den Schritt, nicht nur
Negativ-, sondern auch ausgew�hlte Positivdaten in die
Bonit�tspr�fung einzubeziehen.

I. Australien

1. Die rechtliche Lage des Kreditinformations-
wesens im �berblick

Im Jahr 2014 ist das Kreditinformationswesen in Australien
von einer grundlegenden �nderung des rechtlichen Systems
betroffen. Maßgeblich ist dabei eine Reform des Daten-
schutzrechts im Privacy Act 1988. Hier ist insbesondere
Part III A, der detaillierte Spezialregelungen f�r das Kredit-
informationswesen („Credit Reporting“) enth�lt, weitge-

hend neu gefasst worden. Die Reform gilt als Systemwech-
sel. Zu den zentralen �nderungen gehçrt eine Ausweitung
der Datenbasis, auf deren Grundlage die Kreditw�rdigkeit
eines Kreditsuchenden beurteilt wird. W�hrend bisher nur
bestimmte negative Ereignisse der persçnlichen Kreditge-
schichte, die Stçrungen in der R�ckzahlung von Krediten
betrafen, in die Kreditauskunft einbezogen werden durften
(Negativdaten), wird nunmehr eine Kreditauskunft durch
die Auskunfteien unter Einschluss auch der stçrungsfreien
Kreditr�ckzahlungshistorie (Positivdaten) erlaubt. Schlag-
wortartig wird von einer �ffnung des Systems f�r Positiv-
daten gesprochen. Allerdings betont der Gesetzgeber, dass
auch k�nftig lediglich eine begrenzte Zahl jener Inhalte, die
als Positivdaten gelten, in die Kreditberichterstattung ein-
fließen darf. Er bezeichnet das neue System daher in allen
Publikationen lediglich als „inhaltsreicher“ („more compre-
hensive“) und verweist daneben auf den zugleich verbes-
serten Schutz der Daten im Hinblick u. a. auf Transparenz
und Korrekturmçglichkeiten.1

Das neue Recht ist bereits 2012 verabschiedet worden, aber
erst am 12. 3. 2014 in Kraft getreten, so dass allen Betei-
ligten eine gr�ndliche Vorbereitungszeit zur Verf�gung
stand. Insbesondere f�hrt die zust�ndige Regierungsbehçr-
de des Informationsbeauftragten („Office of the Australian
Information Commissioner“ – OAIC) eine intensive çffent-
liche Kampagne zur Information der Bevçlkerung durch.
Sie wirbt f�r das eigene, speziell australische System der
Kreditberichterstattung.2

a) Private und staatliche Akteure

Die australischen Regierungsunterlagen nennen drei natio-
nale privatrechtliche Kreditauskunfteien, die bisher als „cre-
dit reporting agencies“, k�nftig als „credit reporting bodies“
bezeichnet werden.3 Es handelt sich um die Unternehmen
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* Mehr �ber den Autor erfahren Sie auf S. 32. Die Studie wurde f�r den
Verband ‚Die Wirtschaftsauskunfteien‘, Neuss, erstellt.

1 Z. B. OAIC, Privacy business resource 3: Credit reporting – what has
changed, 2013, p 1, http://www.oaic.gov.au/privacy/privacy-resources/pri
vacy-business-resources/privacy-business-resource-3-credit-reporting-wh
at-has-changed.

2 OAIC, Privacy business resource 3: Credit reporting – what has changed
(Fn. 1), p 2.

3 OAIC, How do I get a copy of my credit report?, http://www.oaic.gov.au/
privacy/privacy-topics/credit-and-finance/how-do-i-get-a-copy-of-my-cre
dit-report.



Veda, D&B und Experian, die Kreditberichte sowohl �ber
Verbraucher als auch �ber Unternehmen anbieten und dabei
u. a. mit Scorewerten arbeiten.4 Daneben ist regional vor
allem noch der Tasmanian Collection Service t�tig. Eine
zentrale Rolle hat in der Geschichte des australischen Kredit-
informationswesens die Credit Reference Association of
Australia (CRAA) gespielt, die 1968 als gemeinsame Aus-
kunftei des Finanzsektors ins Leben gerufenwurde und in den
Regulierungsprozessen als f�hrende Interessenvertreterin
aufgetreten ist. Seit 2007 ist Veda als Nachfolgerin der
CRAA ein vollst�ndig privatisiertes Unternehmen, das al-
lerdings unter den Kreditauskunfteien immer noch den grçß-
ten Marktanteil h�lt.5 Dagegen ist Experian erst seit 2011 und
mit der Aussicht auf den anstehenden Systemwechsel auf
dem australischen Markt t�tig. Das Auftreten von Experian
hat çffentliche Aufmerksamkeit erregt, weil sich an der aus-
tralischen Tochter des Londoner Unternehmens sechs wich-
tige Banken Australiens mit jeweils 4 % beteiligt haben.
Diskutiert wurde, ob wettbewerbswidrige Vorteile dadurch
errungen wurden, dass wichtige Kunden zugleich Anteils-
eigner sind. Das Joint Venture erhielt jedoch ausdr�cklich
den Segen der Wettbewerbsbehçrde ACCC.6

Ein eigener Verband der Kreditauskunfteien tritt nicht in
Erscheinung. Stattdessen sind alle drei nationalen Auskunf-
teien zusammen mit einer langen Reihe von Banken in der
Australasian Retail Credit Association (ARCA) organi-
siert,7 die in den einschl�gigen Regulierungsprozessen eine
große Rolle spielt, z. B. bei der Formulierung rechtlich
verbindlicher Codes of Conduct.

Die meisten Unternehmen, die im Finanzsektor Australiens
t�tig sind, bençtigen hierf�r eine staatliche Lizenz nach dem
National Consumer Credit Protection Act 2009 (z. B. Kre-
ditgeber, Kreditvermittler, Kreditberater). Die Kreditaus-
kunfteien gehçren bisher nicht hierzu. Sie d�rfen allerdings
bestimmte Informationen nur an lizenzierte Akteure der
Branche weitergeben.

Auf Seiten des Staates ist f�r die behçrdliche Aufsicht das
Office of the Australian Information Commissioner (OAIC)
zust�ndig. In diese 2010 gebildete Behçrde wurden neben
dem neu geschaffenen Amt des Information Commissioners
auch die bereits bestehenden �mter des Privacy Commissio-
ners und des Freedom of Information Commissioners inte-
griert.8 Die Zust�ndigkeiten des Information Commissioners
f�r die Aufsicht im Rahmen des Privacy Acts 1988 ergibt sich
aus Part III B und IV des Gesetzes. Die Aufsichtsbefugnisse
der Behçrde hinsichtlich des Kreditinformationswesens wer-
dendort imDetail festgelegt.DazugehçrteinerseitsdieArbeit
an konkretisierenden Rechtstexten und Hinweisen (Verord-
nungen, Privacy Codes, Guidelines, Advice), die sich an
Kreditauskunfteien und Kreditgeber richten. Andererseits
kçnnen laut Sect. 28 A (1) Privacy Act 1988 Untersuchun-
gen bei den Kreditauskunfteien und den Kreditgebern
durchgef�hrt werden, um die Datens�tze mit personenbe-
zogenen Kreditinformationen auf korrekten Inhalt und kor-
rekte Verwendung zu �berpr�fen sowie um mçglichen
Rechtsverstçßen nachzugehen. Hintergrund einer solchen
Untersuchung kçnnen Beschwerden von Verbrauchern sein,
denn unabh�ngig von den genannten konkreten Befugnis-
sen im Kreditinformationswesen ist die OAIC Beschwerde-
stelle hinsichtlich der vom Privacy Act 1988 erfassten
Datenschutzvorschriften (Part V Sect. 36 Privacy Act 1988).

b) Regelungsziele und Rechtsquellen

Im Mittelpunkt des Interesses an einer nationalen Regulie-
rung des Kreditinformationswesens steht in Australien seit

langem der Schutz der Privatsph�re (Privacy). Auf der Ebene
der einzelnen Bundesstaaten gab es allerdings eine Vorge-
schichte,dievorrangigdemVerbraucherschutzzugunstender
Kreditnehmer verpflichtet war.9 Das aktuelle Datenschutz-
verst�ndnis in Australien umfasst ohnehin beide Aspekte,
wonach einerseits den Informationsmengen, die �ber eine
Person erhoben und verwendet werden, Grenzen zu setzen
seien und andererseits die Zuverl�ssigkeit der Informationen
zugunsten des Verbrauchers gew�hrleistet werden m�sse.

Die Handlungsmçglichkeiten im Kreditinformationswesen
Australiens werden ausschließlich im „Privacy Law“ gere-
gelt, also innerhalb jener Rechtsmaterie, die sich weithin
mit dem deutschen Datenschutzrecht deckt. Maßgeblich ist
Part III A, wo sich die Kernregelungen finden, die die
Pflichten der Hauptbeteiligten hinsichtlich des Austauschs
von Kreditinformationen definieren. Die Regelungen gelten
gem�ß Sect. 20 C (1) Privacy Act 1988 nur f�r Informatio-
nen, die die Kreditw�rdigkeit von Individuen betreffen,
worunter angesichts der Definition in Sect. 6 Privacy Act
1988 nat�rliche Personen zu verstehen sind. Im Mittelpunkt
des Schutzes stehen Informationen, die sich auf Konsumen-
tenkredite beziehen.

Das Recht des Privacy Acts wird in einigen Einzelfragen
durch Verordnungen des Information Commissioners er-
g�nzt. Bedeutender als diese Verordnungen ist aber f�r
Kreditinformationen der gesetzliche Code of Conduct.
Ihm wird durch Sect. 26 L Privacy Act 1988 die Rechts-
verbindlichkeit eines Gesetzes verliehen. In Kraft gesetzt
wird der Code vom Information Commissioner unter Be-
teiligung der Vertreter von Gesch�fts- und Verbraucher-
interessen, Sect. 26 P Privacy Act 1988. Seit dem 19. 12.
2013 liegt f�r das neue Recht der „Credit Reporting Privacy
Code (CR code)“ in endg�ltiger Fassung vor.10 Bei der
Ausarbeitung hat der Branchenverband ARCA eine zentrale
Rolle gespielt.11 Letztlich ist jedoch der Information Com-
missioner f�r den Inhalt verantwortlich (Sect. 26 S Privacy
Act 1988). Auf 47 Seiten wird die neue Rechtslage im CR
code verbindlich konkretisiert und erl�utert.

2. Die rechtliche Regelung der Sammlung kredit-
relevanter Daten

Die drei nationalen Kreditauskunfteien Australiens sam-
meln Informationen �ber Individuen, die sie von Kredit-
gebern oder aus çffentlich zug�nglichen Quellen (etwa
Insolvenzinformationen der Bundesagentur „Insolvency and
Trustee Service Australia“) erhalten.12 Im Privacy Act 1988
wird genau und abschließend geregelt, welche Informatio-
nen in den personenbezogenen Datensammlungen der Aus-
kunfteien zusammengef�hrt werden d�rfen.
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4 Internetauftritte der drei Auskunfteien: http://www.veda.com.au/; http://
dnb.com. au/: http://www.experian.com.au/.

5 Internetauftritt Veda, about us, http://www.veda.com.au/about-us.
6 ACCC, ACCC will not oppose investments in a new credit reporting

agency by major Australian lenders, http://www.accc.gov.au/media-relea
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html.
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9 ALRC, Australian Privacy Law and Practice, Report 108, 2008, Vol. 3

Part G, p 1710 - 1712.
10 CR code, http://www.oaic.gov.au/images/documents/privacy/privacy-law

-reform/credit-reporting-reform/ARCA_CR_code_final_for_registration
_-_code.pdf.

11 OAIC, Credit reporting reform, http://www.oaic.gov.au/privacy/privacy-
law-reform/credit-reporting-reform/all-pages.

12 ALRC, Australian Privacy Law and Practice, Report 108 (Fn. 9), p 1707.



Das seit M�rz 2014 geltende Recht ist grundlegend neu
formuliert worden. Die Regelungstechnik ist wesentlich
ver�ndert und der Kreis der im Kreditinformationswesen
verwendbaren Informationen erheblich ausgeweitet wor-
den. Regelungstechnisch haben die im Gesetz vorangestell-
ten Begriffsbestimmungen einen wesentlich hçheren Stel-
lenwert bekommen. Hier werden jetzt Begriffe wie Kredit-
geber, Kreditauskunfteien, Verbraucherkredit und vor al-
lem Kreditinformationen im Einzelnen definiert. Es bleibt
dabei, dass die personenbezogenen Inhalte, die zwischen
Kreditgebern und Auskunfteien zirkuliert werden d�rfen,
genau gesetzlich festgelegt sind.

Als Kreditinformationen anerkannt sind nach Sect. 6 N Pri-
vacy Act 1988:

a) Informationen zur Identifizierung des betreffenden Indi-
viduums,

b) Informationen zu Verbraucherkrediten des Individuums
(Anbieter, Art des Kredits, Beginn und Ende des Kredits,
Konditionen bzgl. R�ckzahlung, verf�gbare Hçchstsumme),

c) die R�ckzahlungshistorie im Hinblick auf alle Verbrau-
cherkredite mit den Informationen, ob ein Verbraucher
seine monatlichen Zahlungsverpflichtungen erf�llt hat ein-
schließlich der Fristen und nachtr�glich erfolgten Zahlun-
gen (n�heres soll noch durch Verordnung geregelt werden),

d) Auskunftsersuchen von Kreditanbietern an Auskunftei-
en,

e) bei Auskunftsersuchen die Art und Hçhe des beantragten
Kredits,

f) Informationen �ber Zahlungsr�ckst�nde bei Verbrau-
cherkrediten, die mehr als $ 150 betragen, angemahnt und
mindestens 60 Tage nach F�lligkeit nicht gezahlt worden
sind,

g) Informationen �ber die Zahlung der genannten Zahlungs-
r�ckst�nde,

h) im Falle der genannten Zahlungsr�ckst�nde Vereinba-
rungen, die ge�nderte Konditionen oder eine Umschuldung
vorsehen,

i) Gerichtsverfahren gegen das Individuum,

j) Insolvenzinformationen aus dem nationalen Index per-
sçnlicher Insolvenzen,

k) çffentlich zug�ngliche Informationen mit Bezug zur
Kreditw�rdigkeit,

l) spezifizierte Ansichten eines Kreditgebers, dass ernst-
hafter Kreditbetrug vorliegt.

Nur die aufgez�hlten Informationen d�rfen nach Sect 5.1 a)
CR code von Auskunfteien f�r Kreditausk�nfte gesammelt
werden. Als wesentlich neu im Vergleich zum alten Recht
gelten die Informationen unter b und c.13 Vor allem mit
diesen Informationen wird die Abkehr vom Prinzip der
Beschr�nkung auf Negativdaten vollzogen.

Neu geregelt worden sind auch die Zeitr�ume, nach denen
bestimmte Vorf�lle aus den personenbezogenen Datens�t-
zen zu lçschen sind. So sind die Daten, die nach dem neuen
Recht hinzugekommen sind und insbesondere die Kredit-
r�ckzahlungshistorie betreffen, bereits nach 2 Jahren zu
lçschen. Bei den anderen Daten bleibt es bei den regelm�ßig
5-j�hrigen und bei Kreditbetrug 7-j�hrigen Fristen, Sect. 20
W Privacy Act 1988.

Auch die Voraussetzungen, die Kreditgeber erf�llen m�ssen,
bevor sie personenbezogene Daten an Auskunfteien �ber-
mitteln d�rfen, sind neu gefasst worden. In Sect. 21 C Privacy

Act 1988 wird der Kreditgeber verpflichtet, bereits im Vor-
feld �ber die Sammlung von Informationen, die an eine
Auskunftei �bermittelt werden sollen, die betroffene Person
unter Angabe der Auskunftei zu unterrichten. Eine Reihe
einzelner Erl�uterungen ist gem�ß Sect. 4.1 CR code beizu-
f�gen. Bezieht sich die �bermittlung auf Zahlungsr�ckst�n-
de, so ist gem�ß Sect. 21 D (3) (d) Privacy Act 1988 der
betroffene Kreditnehmer vorab mit einer Frist von 14 Tagen
bis zur �bermittlung zu informieren. Daten zur Kredithis-
torie d�rfen nur lizenzierte Kreditgeber weitergeben,
Sect. 21 D (3) (c) Privacy Act 1988. Eine Verpflichtung zur
�bermittlung durch den Kreditgeber besteht gem�ß
Sect. 21 E Privacy Act 1988 nach Begleichung r�ckst�ndiger
Verpflichtungen, die einer Auskunftei gemeldet worden
sind, durch den Kreditnehmer. In diesem Fall muss der
Auskunftei gemeldet werden, dass nunmehr gezahlt wurde.
�ber jegliche �bermittlung von Kreditinformationen ist ein
schriftlicher Vermerk gem�ß Sect. 21 D (6) Privacy Act 1988
anzufertigen. Eine Einwilligung der Betroffenen in die �ber-
mittlung ist nach wie vor nicht vorgesehen.

Auskunfteien haben falsche, veraltete, unvollst�ndige, irre-
levante oder irref�hrende Kreditinformationen �ber Indivi-
duen zu korrigieren und, falls diese an Dritte �bermittelt
wurden, auch die Korrektur zu �bermitteln, Sect. 20 S (2),
20 U (2) Privacy Act 1988. Sowohl im alten wie im neuen
Recht gibt es umf�ngliche Regelungen, wie die Betroffenen
daran mitwirken kçnnen, dass die �ber sie gesammelten
Daten korrekt sind. Eine Person hat nach neuem Recht
gem�ß Sect. 20 R Privacy Act 1988 grunds�tzlich Anspruch
auf Zugang zu den Informationen, die eine Auskunftei �ber
sie h�lt. Im Abstand von 12 Monaten hat eine Auskunft nach
neuem Recht kostenlos zu sein. Kostenlos ist sie laut
Sect. 19.2 CR code auch, wenn zuvor innerhalb von 90
Tagen ein Kreditantrag der betroffenen Person abgelehnt
wurde. Eine Korrektur von Daten kann von Betroffenen
nach Sect. 20 T Privacy Act 1988 jederzeit verlangt werden.

Die Unternehmenspraxis („policy“) der Auskunfteien muss
gem�ß Sect. 20 B (4) Privacy Act 1988 ausdr�cklich formu-
liert und einsehbar bereitgehalten werden. Dazu gehçrt es
auch festzulegen und transparent zu machen, welche Daten
auf welche Weise gesammelt werden und wie der Betrof-
fene Zugang erhalten bzw. Beschwerden einreichen kann.

3. Die rechtliche Regelung der Aufbereitung
kreditrelevanter Daten – insbesondere im Zuge
des Scoring

Im alten Recht des Kreditinformationswesens im Privacy
Act 1988 gab es keine speziellen Regelungen, die das
Scoring im Kreditgesch�ft betrafen. Es war aus dem Zu-
sammenhang zu erschließen, dass nur Informationen, die
gesammelt werden durften, auch Eingang in den Scorewert
finden durften. Im �brigen galten allgemeine Qualit�ts-
maßst�be, wonach die �ber eine Person vorliegenden Daten
korrekt, aktuell, vollst�ndig und nicht irref�hrend sein m�s-
sen, Sect. 18 G Privacy Act 1988 a. F. Diesen Anforderun-
gen hatten folglich auch Scorewerte zu gen�gen.

Das neue Recht ist seit M�rz 2014 insoweit pr�ziser. Es
kennt zwar den Begriff Scoring nicht, f�hrt aber „abge-
leitete Informationen“ (derived information) in das Gesetz
ein, worunter auch Scorewerte zu verstehen sind.14 F�r
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14 OAIC, Privacy business resource 3: Credit reporting – what has changed
(Fn. 1), p 5.



diese abgeleiteten Informationen gelten einige wenige Son-
derregelungen.

Es gibt nach wie vor keine gesetzliche Regelung, die vor-
schreibt, auf welcher Datengrundlage Scorewerte ermittelt
werden d�rfen. In Sect. 5.1 a ii CR code heißt es aber aus-
dr�cklich, dass nur die abschließende Aufz�hlung von Kre-
ditinformationen gem�ß Sect. 6 N Privacy Act 1988 (siehe
I.2) in die Berechnung abgeleiteter Informationen einfließen
darf. Besondere Aufmerksamkeit widmete der Gesetzgeber
allerdings dem Problem, sicher zu stellen, dass die personen-
bezogenen Daten, die nur f�r eine bestimmte Zeit von zwei,
f�nf oder sieben Jahren gespeichert werden d�rfen, nach
Ablauf dieser Zeit auch wieder aus den abgeleiteten Kredit-
informationen – also auch aus der Berechnung des Score-
wertes – getilgt werden. Hierzu dient Sect. 20 V (5) Privacy
Act 1988. Sobald eine Information, die zusammen mit ande-
ren Daten in eine abgeleitete Information eingegangen ist, zu
lçschen ist, muss die Auskunftei auch ebenso mit der abge-
leiteten Information verfahren. Zum Beispiel: Daten aus der
R�ckzahlungshistorie nach Sect. 6 N (c) Privacy Act 1988,
die nicht zugleich qualifizierte Zahlungsr�ckst�nde nach
Sect. 6 N (f) Privacy Act 1988 betreffen, d�rfen also nach
Ablauf von zwei Jahren den Scorewert nicht mehr beein-
flussen. Qualifizierte Zahlungsr�ckst�nde nach Sect. 6 N (f)
Privacy Act 1988 sind erst nach f�nf Jahren herauszurechnen.

Ansonsten gelten f�r das Scoring die generellen Sorgfalts-
anforderungen. Sect. 20 N (2) Privacy Act 1988 verlangt
nach neuem Recht f�r jene Informationen, zu denen auch
die abgeleiteten Informationen gehçren, neben Korrektheit,
Aktualit�t, Vollst�ndigkeit auch noch Relevanz. Dies wird
als besondere Anforderung an die Zuverl�ssigkeit und Aus-
sagekraft auch von Scorewerten zu verstehen sein.

Die Unternehmenspraxis der Auskunfteien, die ausdr�ck-
lich zu formulieren und einsehbar bereitzuhalten ist, er-
streckt sich auch auf die Frage, welche personenbezogenen
Informationen aus den zul�ssigen Kreditinformationen ab-
geleitet werden, also z. B. welche Scorewerte gebildet und
f�r welche Zwecke verwendet werden, Sect. 20 B (4) (c und
d) Privacy Act 1988.

Auch hinsichtlich der Scorewerte gelten die erw�hnten
Einsichtnahmerechte der Betroffenen, die unter den ge-
nannten Voraussetzungen kostenfrei ausge�bt werden kçn-
nen. Laut Sect. 20 T (1) Privacy Act 1988 unterliegen auch
irref�hrende abgeleitete Informationen ausdr�cklich dem
Korrekturanspruch. Gem�ß Sect. 20.4 CR code muss die
Auskunftei sicherstellen, dass berechtigte Korrekturen von
Kreditinformationen in die k�nftige Scorewertberechnung
einfließen und alte Scorewertberechnungen, die auf fal-
schen Informationen beruhen, bei der Bestimmung der Kre-
ditw�rdigkeit nicht mehr verwendet werden. Schriftlich
sind Empf�nger falscher bzw. irref�hrender Scorewerte
von der Korrektur zu unterrichten, wenn die �bermittlung
innerhalb der letzten drei Monate erfolgte oder der Betrof-
fene dies w�nscht, Sect. 20.9 CR code.

4. Die rechtliche Regelung der �bermittlung
kreditrelevanter Daten – insbesondere des
Scorewertes – an Kreditgeber

Eine generelle gesetzliche Pflicht der Kreditgeber, vor Kre-
ditvergabe die Ausk�nfte einer Kreditauskunftei in An-
spruch zu nehmen, ist nicht gegeben. Gem�ß Sect. 128 - 130
National Consumer Credit Protection Act 2009 muss aller-
dings der lizenzierte Kreditgeber vor der Kreditvergabe
�berpr�fen und in einer Beurteilung festhalten, ob der Kre-

ditvertrag im Hinblick auf die Bed�rfnisse, Ziele und die
finanzielle Situation des Verbrauchers f�r diesen geeignet
ist. Angaben zur finanziellen Situation sind mindestens f�r
die vorangegangenen 90 Tage zu verifizieren. Nach den
offiziellen staatlichen Erl�uterungen15 der gesetzlichen
Vorschriften gehçren zur finanziellen Situation, die es zu
verifizieren gilt, u. a. auch Informationen �ber andere be-
stehende Kreditverpflichtungen sowie �ber die Kreditge-
schichte vor allem im Hinblick auf Zahlungsausf�lle. Zur
Verifizierung der Informationen sind die �blichen Anstren-
gungen eines vern�nftigen Kreditgebers zu unternehmen,
wobei die Einholung einer Kreditauskunft als naheliegend
bezeichnet wird. Der Verbraucher hat das Recht, eine Kopie
der Beurteilung gem�ß Sect. 132 National Consumer Credit
Protection Act 2009 vorab oder innerhalb von sieben Jahren
nach Vertragsschluss zu erhalten.16 Der Kreditgeber darf
einen ungeeigneten Kreditvertrag, etwa weil es unwahr-
scheinlich ist, dass der Verbraucher seine Verpflichtungen
erf�llen kann, gem�ß Sect. 133 nicht schließen.17

Die Berechtigung von Kreditgebern, eine Kreditauskunft
von einer Auskunftei zu erhalten, ist in Australien keine
Selbstverst�ndlichkeit, sondern genau gesetzlich geregelt.
Im Privacy Act 1988 gab es und gibt es auch nach neuem
Recht detaillierte Vorschriften, an wen Kreditausk�nfte
�bermittelt und f�r welche Zwecke diese dann verwendet
werden d�rfen.

Das neue Recht sieht f�r den Zeitraum ab M�rz 2014 vor,
dass Kreditauskunfteien gem�ß Sect. 20 E und F Privacy
Act 1988 personenbezogene Kreditinformationen an Kre-
ditgeber f�r Zwecke der Vergabe von Verbraucherkrediten
�bermitteln d�rfen, ohne dass eine Zustimmung des Ver-
brauchers erforderlich w�re. Die �bermittlungen der Daten
an einen Kreditgeber in anderen F�llen wird in der Regel
von der Zustimmung des Betroffenen abh�ngig gemacht.
Das gilt etwa, wenn die Person einen Kredit f�r kommer-
zielle Zwecke beantragt hat oder als B�rge in Erscheinung
tritt.

Kreditauskunfteien d�rfen personenbezogene Daten außer
an Kreditgeber vor allem an bestimmte angrenzende Dienst-
leister, Gerichte und bestimmte Behçrden sowie an andere
Auskunfteien �bermitteln. Von der Definition eines Kredit-
gebers ausdr�cklich ausgeschlossen und damit nicht be-
rechtigt sind Grundst�cksmakler, allgemeine Versicherer
und Arbeitgeber gem�ß Sect. 6 G (5) Privacy Act 1988.
Eine Besonderheit gilt nach neuem Recht f�r Kreditinfor-
mationen, die die Kreditr�ckzahlungshistorie betreffen oder
davon abgeleitet sind – also f�r die nach neuem Recht
zul�ssigen Positivdaten. Dazu d�rften in aller Regel auch
Scorewerte z�hlen. Diese d�rfen gem�ß Sect. 20 E (4) Pri-
vacy Act 1988 ausschließlich an lizenzierte Kreditgeber
oder an Hypothekenversicherer weitergegeben werden.

Besonders eingehend wird im neuen Recht geregelt, f�r
welche Zwecke der Kreditgeber die kreditbezogenen Infor-
mationen, die er von der Auskunftei erhalten hat, einsetzen
darf und an wen diese Informationen weitergegeben werden
d�rfen. Im Wesentlichen geht es darum sicherzustellen,
dass die personenbezogenen Kreditinformationen auch
nicht durch den Kreditgeber in unvorhergesehene H�nde
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gelangen. Ausnahmen vom Weitergabeverbot – teilweise
nach Zustimmung des Betroffenen – sind in Sect. 21 J-NA
Privacy Act 1988 detailliert geregelt. Eine generelle Pflicht,
den Betroffenen von einer �bermittlung zu unterrichten,
gibt es weiterhin nicht. Bestehen bleibt allerdings die Re-
gelung, dass nach Ablehnung eines Kreditantrages der An-
tragsteller unterrichtet werden muss, soweit dabei die Aus-
kunft einer Kreditauskunftei maßgeblich ist, Sect. 21 P Pri-
vacy Act 1988. Dar�ber hinaus kann der Betroffene bei
Einsichtnahme in die �ber ihn bei der Auskunftei gespei-
cherten Kreditdaten feststellen, welche �bermittlungen an
Dritte stattgefunden haben; denn �ber jede �bermittlung ist
nach Sect. 20 E (5) Privacy Act 1988 ein Vermerk den
Daten beizuf�gen.

Ausf�hrlich im neuen Recht geregelt sind Rechte der Be-
troffenen, nicht nur bei den Auskunfteien, sondern auch bei
den Kreditgebern Einsicht in die zu ihrer Person vorhande-
nen Kreditdaten zu nehmen und Korrekturhinweise anzu-
bringen, Sect. 21 T-W Privacy Act 1988.

II. Großbritannien

1. Die rechtliche Lage des Kreditinformations-
wesens im �berblick

In Großbritannien ist der Zeitraum der Jahre 2013/14 ge-
pr�gt durch eine grundlegende Reform der gesetzlichen
Aufsicht �ber das Kreditwesen. Neue Organisationen (halb-
staatliche, private) sind geschaffen worden, unter denen eine
neue Verteilung der gesetzlichen Zust�ndigkeiten schritt-
weise in Kraft tritt. Zum Teil ist dies mit neuen Verfahren
und ver�nderten Kriterien in den einschl�gigen Handb�-
chern der Aufsichtsinstanzen verbunden. Das wichtigste
Datum f�r das Kreditinformationswesen war der 1. 4. 2014,
an dem die Aufsicht und Regulierungshoheit �ber das Ver-
braucherkreditgewerbe vom Office of Fair Trading (OFT)
auf die Financial Conduct Authority (FCA) �bergegangen
ist. Neue Regeln und Leitf�den sind in Kraft getreten. Die
Lizenzierung der Kreditunternehmen – einschließlich der
Kreditauskunfteien – ist auf ein neues risikoorientiertes
System umgestellt worden.

a) Private und staatliche Akteure

Nach Sect. 145 (8) Consumer Credit Act 1974 ist eine
Kreditauskunftei („credit reference agency“) im britischen
Recht eine Person, die ein Gewerbe mit dem Inhalt betreibt,
Personen mit Informationen zu versorgen, die f�r die Ver-
mçgenslage von Individuen relevant sind und von der
Auskunftei f�r diesen Zweck gesammelt werden.

In Großbritannien sind mindestens acht Kreditauskunfteien
aktiv. Kreditinformationen �ber Verbraucher liefern die
Firmen Callcredit Ltd., Equifax Ltd. und Experian Ltd.18

Weitere Auskunfteien befassen sich ausschließlich mit dem
B2B-Gesch�ft. Ein eigener Verband der Kreditauskunfteien
tritt nicht in Erscheinung.

Unternehmen, die im Verbraucherkreditgewerbe Großbri-
tanniens t�tig sind, bençtigen hierf�r eine staatliche Lizenz
gem�ß Sect. 21 (1) Consumer Credit Act 1974 (z. B. Kredit-
geber, Kreditvermittler, Kreditberater). Das betrifft auch
Kreditauskunfteien. Die Lizenz wurde �ber viele Jahre
vom Office of Fair Trading (OFT) erteilt, das die Eignung
der Unternehmen gepr�ft hat (Sect. 25) und im Rahmen der
Aufsicht an die Lizenznehmer Auflagen erteilen konnte
(Sect. 33 A). Das OFT hat Leitf�den sowohl f�r die Eig-
nungstests als auch f�r die Aufsicht gem�ß Sect. 25 A und

33 E publiziert. Am 31. 3. 2014 sind alle Verbraucherkre-
ditlizenzen des OFT ausgelaufen. Die betroffenen Unter-
nehmen mussten sich um eine �bergangsgenehmigung
durch die nunmehr zust�ndige Financial Conduct Authority
(FCA) bem�hen.19 Die FCA ist der Rechtsform nach ein
Privatunternehmen, das auf gesetzlicher Grundlage des Fi-
nancial Services Act 2012 �hnlich wie eine Behçrde staat-
liche Regulierungs- bzw. Aufsichtsaufgaben wahrnimmt.20

Die FCA f�hrt seit dem 1. 4. 2014 den „Autorisierungspro-
zess“ der Unternehmen des Verbraucherkreditgewerbes
nach den neuen Regeln durch, der die bisher �bliche Lizen-
zierung ersetzt. Die neue Bezeichnung bedeutet allerdings
f�r „higher risk activities“, zu denen auch die T�tigkeit von
Kreditauskunfteien gez�hlt wird, keine Erleichterung. Es
bleibt dabei, dass hohe Anforderungen erf�llt werden m�s-
sen und bei Nichterf�llung der Entzug der Lizenz, die jetzt
„Autorisierung“ heißt, droht. Mit erweiterten Ressourcen
und verbesserten Eingriffsmçglichkeiten soll die FCA die
Arbeit ihrer Vorg�nger effektiver fortsetzen kçnnen.21

Zugleich sind Kreditauskunfteien beim Information Com-
missioner’s Office (ICO) registriert, das die staatliche Da-
tenschutzaufsicht durchf�hrt. Die ICO ist eine çffentlich-
rechtliche, nicht der Regierung unterstellte Regulierungs-
behçrde, die direkt dem Parlament Rechenschaft abzulegen
hat. Die Aufgaben und Befugnisse ergeben sich aus dem
Data Protection Act 1998.

b) Regelungsziele und Rechtsquellen

Wie durch die doppelte staatliche Aufsicht bereits zum
Ausdruck kommt, stehen bei der rechtlichen Regulierung
des Kreditinformationswesens in Großbritannien zwei Re-
gelungsziele nahezu gleichberechtigt nebeneinander: Da-
tenschutz und Verbraucherschutz. Ein dritter Aspekt, der
regelm�ßig in Regulierungsleitf�den erscheint, betrifft den
Schutz vor Diskriminierung wegen des Geschlechts, der
„Rasse“, der Religion oder wegen einer Behinderung.22

Um diese Regelungsziele zu verfolgen, hat der britische
Gesetzgeber in einer Reihe von Gesetzen Vorschriften for-
muliert, die Kreditauskunfteien direkt oder indirekt betref-
fen. Zu nennen ist der Data Protection Act 1998, in dem u. a.
Datenschutzprinzipien f�r die Verarbeitung personenbezo-
gener Daten verlangen, dass nur korrekte, aktuelle sowie f�r
den Zweck relevante und angemessene Daten nicht l�nger
als notwendig gespeichert und verwendet werden d�rfen.
Diese Prinzipien werden u. a. von den Gerichten auf Kredit-
informationen, die Kreditauskunfteien verarbeiten, ange-
wendet.23 Weitere Vorschriften betreffen den Zugang der
Verbraucher zu den Daten. Behçrdliche Leitf�den konkre-
tisieren die gesetzlichen Regelungen.

Im Consumer Credit Act 1974 werden in Bezug auf Kredit-
auskunfteien mehrere Transparenzregeln zugunsten der
Verbraucher aufgestellt. An anderer Stelle im Consumer
Credit Act 1974 sind im Jahre 2011 Anforderungen der
europ�ischen Verbraucherkreditrichtlinie 2008/48/EC um-
gesetzt worden, die Kreditauskunfteien jedenfalls indirekt

K&R Beihefter 4/2014 zu Heft 10 21

18 ICO, Credit, http://www.ico.org.uk/for_the_public/topic_specific_guides/
credit.

19 OFT, Consumer credit changes, http://www.oft.gov.uk/OFTwork/credit-li
censing/credit-changes/#.UqrrPSegSrY.

20 FCA, About us, http://www.fca.org.uk/about.
21 Roberts, Financial Services Act 2012: A New UK Financial Regulatory

Framework, http://www.webcitation.org/6NFK9kAn2.
22 Sect. 2.4 Guide to Credit Scoring 2000.
23 Z. B. England and Wales Court of Appeal (Civil Division) „Smeaton v

Equifax plc“ [2013] EWCA Civ 108 (20 February 2013) Case No: A2/
2012/1317 par 44.



betreffen.24 Es geht, umgesetzt in Sect. 55 B Consumer Cre-
dit Act 1974, um die Verpflichtung des Kreditgebers, eine
ausreichende Beurteilung der Kreditw�rdigkeit des Kredit-
suchenden vorzunehmen. Die Regulierungsbehçrden OFT
bzw. FCA haben u. a. hierzu Richtlinien herausgegeben, die
unter dem Stichwort „Responsible lending“ Einzelheiten
festlegen.25 Bei Nichtbeachtung droht Entzug der nunmehr
als „Autorisierung“ bezeichneten Lizenz.

Der Equality Act 2010 ist an die Stelle einer Reihe �lterer
Diskriminierungsschutzgesetze getreten und behandelt in
Sect. 29 das Problem der Diskriminierung bei der Erbrin-
gung von Dienstleistungen. Erfasst sind zweifelsfrei auch
Kreditgeber, die bestimmte Aspekte bei der Beurteilung der
Kreditw�rdigkeit nicht in Betracht ziehen d�rfen. R�ck-
wirkungen ergeben sich dadurch auch auf Kreditauskunf-
teien z. B. beim Scoring.

Zus�tzlich zu den genannten gesetzlichen Grundlagen und
den Richtlinien der Regulierungsinstanzen gibt es Regel-
werke, die von den Marktakteuren freiwillig als Akt der
Selbstregulierung entwickelt wurden. Das verst�rkt den f�r
Großbritannien typischen Effekt, dass ein relativ geringer
Bestand gesetzlicher Regelungen durch zahlreiche „guidan-
ces“, „codes“ und „handbooks“ erg�nzt wird, die oft kei-
neswegs reine Empfehlungen sind, sondern als Akte der
Selbstregulierung rechtliche Verbindlichkeit erlangt haben.
Ein typisches Beispiel stellt der „Guide to Credit Scoring
2000“ dar.26 Unter „Schirmherrschaft“ des Director General
of Fair Trading hat die Kreditindustrie unter Einschluss der
Auskunfteien ein Regelwerk f�r das Kreditscoring entwi-
ckelt. Kreditgeber und Auskunfteien haben sich auf die
Anwendung der niedergelegten Regeln geeinigt. Eine wei-
tere Vereinbarung �hnlicher Rechtsqualit�t besteht zwi-
schen den Verb�nden der Kreditgeber und den Kreditaus-
kunfteien hinsichtlich des Datenaustauschs (Principles of
Reciprocity – PoR).27 F�r das vorliegende Thema von Inte-
resse ist auch der „Banking Code“, der von drei bedeut-
samen Unternehmensverb�nden (darunter die British Ban-
kers, Association) entwickelt und angewendet wird.28 Die
Autoren weisen daraufhin, dass er zwar als Selbstregulie-
rung der Branche freiwillig ist, aber zum Teil zum „Indus-
triestandard“ erstarkt sein d�rfte.29

2. Die rechtliche Regelung der Sammlung kredit-
relevanter Daten

Die Kreditauskunfteien Großbritanniens geben an, dass die
personenbezogenen Daten, die sie in individuellen Kredit-
berichten sammeln, einerseits aus çffentlichen Quellen
(Wahlregister, Urteilsregister, Insolvenzregister), anderer-
seits aus dem Austausch der Kreditgeber von Kreditkonto-
informationen stammen. Hinzu kommen Identifizierungs-
daten sowie Daten, die bei den Auskunfteien selbst entste-
hen, indem Auskunftsersuchen festgehalten werden („foot-
prints“).30 Rechtlich stellen sich also mehrere Fragen. Zu
kl�ren ist erstens, ob und mit welchen Einschr�nkungen die
Auskunfteien derartige Daten erheben und speichern d�rfen
und ob mçglicherweise sogar Verpflichtungen bestehen,
bestimmte Daten zu speichern. Zu kl�ren ist zweitens, unter
welchen Voraussetzungen die Banken zur Weitergabe von
Daten zur Kreditgeschichte an die Auskunfteien berechtigt
sind.

In den Regelwerken Großbritanniens gibt es keine Vor-
schriften, die genau bestimmen, welche Art Daten von
Kreditauskunfteien �ber Individuen gesammelt werden d�r-
fen oder m�ssen. Auch die Informationsquellen sind nicht
beschr�nkt. Es gibt aber diverse gesetzliche Vorschriften

bzw. Prinzipien, die direkt oder indirekt festlegen, welche
Daten nicht gesammelt werden d�rfen. Auch gibt es gesetz-
liche Prinzipien, aus denen sich ergibt, welche Daten zu
sammeln sind. Maßgeblich sind vor allem die Datenschutz-
prinzipien im ersten Anhang des Data Protection Act 1998
Part I, wonach u. a. personenbezogene Daten fair und
rechtskonform verarbeitet werden m�ssen (Prinzip 1), der
Zweckbindung unterliegen (Prinzip 2), f�r den Zweck der
Verarbeitung angemessen, relevant und nicht ausufernd
sein d�rfen (Prinzip 3), korrekt und aktuell zu halten sind
(Prinzip 4) sowie nur so lange wie f�r den jeweiligen Zweck
erforderlich gespeichert werden d�rfen (Prinzip 5).

Vor diesem Hintergrund kann die rechtliche Pflicht beste-
hen, im Interesse der Korrektheit und Aktualit�t der per-
sonenbezogenen Daten, die eine Auskunftei speichert, be-
stimmte Informationen, z. B. �ber erfolgte Zahlungen oder
erforderliche Korrekturen, in den Datensatz aufzunehmen.
Weiter gilt es als verpflichtend, die personenbezogenen
Auskunftsersuchen, die an eine Kreditauskunftei gerichtet
werden, zu protokollieren und eine Auflistung der Aus-
kunftsersuchen dem jeweiligen personenbezogenen Daten-
satz beizuf�gen.31

Hingegen d�rfen unter Ber�cksichtigung der Datenschutz-
prinzipien personenbezogene Daten, die f�r den jeweiligen
Zweck unangemessen, irrelevant oder ausufernd sind, nicht
erhoben werden.32 Irrelevant sind f�r die Zwecke einer
Kreditauskunftei z. B. Daten, die aus Gr�nden des Diskri-
minierungsschutzes nach dem Equality Act 2010 in die
Beurteilung der Kreditw�rdigkeit nicht eingehen d�rfen.

Irrelevant sind auch Daten, die zwar korrekt, aber veraltet
sind. Es gibt in Großbritannien keine gesetzliche Vorschrift,
die angibt, wie lange bestimmte Daten von Kreditauskunf-
teien gespeichert werden d�rfen. Genannt wird h�ufig eine
Aufbewahrungsfrist von 6 Jahren, die jedoch unterschied-
lich streng gehandhabt wird. Das Information Commissio-
ner’s Office (ICO) schließt aus dem Datenschutzprinzip des
Data Protection Act 1998, wonach Daten nicht l�nger als f�r
den jeweiligen Zweck erforderlich gespeichert werden d�r-
fen, dass Kreditkontodaten hçchstens 6 Jahre nach Schlie-
ßung des Kontos in einer personenbezogenen Kreditakte
gehalten werden d�rfen.33 Solange das Kreditkonto fort-
besteht (und 6 Jahre danach), kçnnen also auch solche
positiven oder negativen Vorf�lle der Kreditgeschichte in
der Kreditakte der Auskunftei verbleiben, die mehr als
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6 Jahre zur�ckliegen. In aktuellen Quellen34 legt sich das
ICO f�r Negativdaten allerdings zunehmend auf die Frist
von 6 Jahren fest. F�r Insolvenzen und Vergleiche zur
Abwendung von Insolvenzen sowie Gerichtsurteile soll
eine Frist von 6 Jahren ab dem Ereignis gelten (bei fort-
wirkenden Vereinbarungen entsprechend l�nger). Zahlungs-
ausf�lle sind ebenfalls nach 6 Jahren aus den personenbe-
zogenen Kreditakten der Auskunfteien zu lçschen. Dagegen
endet die Speicherung von Auskunftsersuchen in der Praxis
bereits nach 1 bis 2 Jahren.

Weitere ICO-Leitlinien richten sich an die Kreditgeber im
Hinblick auf Informationen aus der Kredithistorie, die diese
an Auskunfteien melden. Hergeleitet wird aus den genann-
ten Datenschutzprinzipien, dass nur schwerwiegender Zah-
lungsverzug des Kreditnehmers an eine Kreditauskunftei
als Zahlungsausfall („default“) zu melden ist. Der Informa-
tion Commissioner h�lt es f�r erforderlich, dass die Zah-
lungsr�ckst�nde wenigstens �ber 3 Monaten bestehen.35

Erg�nzend wird im Banking Code die Schwelle n�her be-
stimmt, unter welchen Umst�nden Zahlungsr�ckst�nde als
Zahlungsausfall an die Auskunfteien gemeldet werden kçn-
nen. Laut Ziff. 13.6 und 13.7 Banking Code kçnnen Aus-
kunfteien �ber R�ckst�nde hinsichtlich unbestrittener
R�ckzahlungsanspr�che informiert werden, wenn akzepta-
ble Vorschl�ge des Kreditnehmers, wie die Schuld begli-
chen werden kann, nicht vorliegen und eine Ank�ndigungs-
frist von 28 Tagen abgelaufen ist.36

An die Kreditgeber richten sich auch Regelungen, die die
Transparenz und Zustimmungsbed�rftigkeit der �bermitt-
lung personenbezogener Daten an Auskunfteien betreffen.
Im Banking Code gibt es einen eigenen Abschnitt (13.5 bis
13.9) �ber dieses Thema. Danach haben Kreditgeber ihre
Kunden zu informieren, dass der Kredit an Auskunfteien
gemeldet wird. Eine ausdr�ckliche Zustimmung wird hier-
zu nicht eingeholt. Weiter wird �ber das o. g. Verfahren bei
Zahlungsr�ckst�nden informiert. Nur mit ausdr�cklicher
Zustimmung des Kunden wird hingegen der Kreditverlauf,
der sich ohne gravierende Stçrungen vollzieht, an Auskunf-
teien berichtet.

Gesetzlich geregelt ist hingegen die Einsichtnahme der
Betroffenen in ihre von der Auskunftei gef�hrten Kredit-
akten und das Korrekturverfahren, das Betroffene hinsicht-
lich des Akteninhalts einleiten kçnnen. Das gesetzliche
Recht auf Einsichtnahme ergibt sich aus Sect. 7, 9 Data
Protection Act 1998 bzw. Sect. 158 Consumer Credit Act
1974. Eine Kopie von allen Informationen, die die Aus-
kunftei �ber eine Person gespeichert hat, ist dieser Person
gegen Zahlung von 2 Pfund zu �bersenden. Dies wird als
Hçchstwert verstanden, denn die Auskunfteien bieten auch
kostenlose einmalige Testeinsichtnahmen an. Eingeschlos-
sen in die gesetzliche Einsichtnahme ist nach dem allge-
meinen Verst�ndnis nicht der Scorewert, dessen Mitteilung
den Betroffenen in der Praxis zu einem wesentlich hçheren
Preis von den Auskunfteien angeboten wird. In Sect. 159
Consumer Credit Act 1974 ist das Verfahren eingehend
geregelt, das der Betroffene zwecks Korrektur des Inhalts
seiner Kreditakte betreiben kann.

3. Die rechtliche Regelung der Aufbereitung
kreditrelevanter Daten – insbesondere im Zuge
des Scoring

In Großbritannien findet das Scoring vorrangig bei den
Kreditgebern statt. Dies wird deutlich im Guide to Credit
Scoring 2000,37 der in großen Teilen des Kreditgewerbes
einschließlich der Auskunfteien vereinbart worden ist. Dort

heißt es in Sect. 2, dass im Allgemeinen Kreditgeber Sco-
recards auf Grundlage ihrer eigenen Daten und Erfahrungen
entwickeln. Im Fall, dass die eigene Datengrundlage unzu-
reichend sei, werde auf Daten anderer Kreditgeber vermit-
telt durch die Datensammlungen der Kreditauskunfteien
zur�ckgegriffen. Allerdings bieten sowohl Equifax als auch
Experian als Kreditauskunfteien eigene Scorewerte auf
Grundlage ihrer Datenbest�nde an.

Der Guide to Credit Scoring 2000 enth�lt eine große Zahl
von Bestimmung, die sich ausdr�cklich an den Kreditgeber
wenden. Das kann f�r Sect. 5 - 10 des Guides auch durchaus
�berzeugen, denn dort geht es fast ausschließlich um den
Entscheidungsprozess des Kreditgebers unter Verwendung
von Scorewerten. Sect. 1 und 2 richtet sich an alle Entwick-
ler von Scoring-Systemen. Diese Abschnitte betonen vor-
rangig die geforderte Rechtstreue und große Sorgfalt bei der
Entwicklung von Scoring-Systemen. Im Hinblick auf
Rechtstreue heißt es in Sect. 2.3, dass die Scorecard-Ent-
wicklung den Data Protection Act 1998 beachten wird. In
Sect. 2.4 heißt es weiter, dass beim Credit Scoring nicht
nach Geschlecht, Rasse, Religion, Behinderung oder Haut-
farbe unterschieden wird. In diesem Zusammenhang steht
auch eine Regelung in Sect. 5.3 des Guides, wonach eine
Kreditablehnung nicht allein auf der Wohngegend beruhen
darf. Allerdings darf die Wohngegend beim Scoring ange-
messen gewichtet werden. Im Hinblick auf die Sorgfalt bei
der Scorecard-Entwicklung legt Sect. 2.5 Ziele sowie
Grunds�tze der Vergleichsgruppenbildung und Validie-
rungsmaßnahmen fest. In Sect. 4 und 5 werden auch Tests
und periodische �berpr�fungsmaßnahmen vorgegeben. Ein
bestimmtes wissenschaftliches oder technisches Niveau
wird aber nicht vorausgesetzt.

Aus der genannten Bindung des Scoring an die Datenschutz-
bzw. Diskriminierungsschutzgesetzgebung ergeben sich eine
Reihe von inhaltlichen Vorgaben, die die Auswahl der ver-
wendeten Daten betreffen. Neben den genannten Merkmalen
Geschlecht, Rasse, Religion, Behinderung oder Hautfarbe,
die �berhaupt nicht verwendet werden d�rfen, ist das Merk-
mal Alter von Interesse. Hierzu hat der Gesetzgeber in Sect. 3
der Equality Act 2010 (Age Exceptions) Order 2012 eine
Ausnahmeregelung f�r den Finanzsektor in Kraft gesetzt.
Danach darf bei einer Risikobeurteilung hinsichtlich einer
Finanzdienstleistung ausnahmsweise das Alter ber�cksich-
tigt werden, wenn die Relevanz des Alters auf Grundlage
einer verl�sslichen Informationsquelle gekl�rt ist. In diesem
Sinne darf das Alter auch in den Scorewert einfließen. Mit
R�cksicht auf den Data Protection Act 1998 sind vor allem
die oben unter 2. aufgef�hrten Datenschutzprinzipien von
Bedeutung. Hervorzuheben sind die Anforderungen, dass die
Daten korrekt, aktuell und f�r den Zweck relevant zu sein
haben. Diese Anforderungen gelten auch f�r das Scoring.

In einer Entscheidung des England and Wales Court of
Appeal „Smeaton v Equifax“38 vom 20. 2. 2013 hat sich
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das Gericht eingehend mit der Frage auseinandergesetzt,
welche Rolle die Datenschutzprinzipien f�r die Pflichten
der Auskunftei beim Scoring spielen. Die Insolvenzerçff-
nung des Kl�gers war zur�ckgenommen worden, ging
jedoch trotzdem in den Scorewert f�r folgende Kredit-
antr�ge ein. Den daraus resultierenden Schaden forderte
der Kl�ger von der Auskunftei, die den Scorewert geliefert
hatte. Nach eingehender Pr�fung u. a. der Anforderungen
aus dem Guide to Credit Scoring 2000 kam das Gericht zu
dem Ergebnis, die Klage gegen Equifax zur�ckzuweisen.
Equifax m�sse zwar die Datenschutzprinzipien beim Sco-
ring beachten und korrekte und aktuelle Daten verwenden.
Equifax wurde jedoch zugestanden, alle zumutbare Schrit-
te unternommen zu haben, die Aktualit�t der Daten zu
gew�hrleisten. Eine Haftung f�r verbleibende Fehler
wurde nicht anerkannt. Denn dem Kl�ger waren alle recht-
lichen Mçglichkeiten einger�umt, durch Pr�fung der zu-
grunde gelegten Daten und Korrekturhinweise an die Aus-
kunftei selbst daf�r zu sorgen, dass falsche Informationen
eliminiert werden. Das Urteil ordnete also der Transparenz
des Scores und der Mçglichkeit des Betroffenen, Korrek-
turen der Datengrundlage zu verlangen, eine wichtige
Funktion f�r die Gew�hrleistung korrekter Daten bzw.
Scorewerte zu.

In Großbritannien ist es allerdings so, dass der Scorewert im
Rahmen der gesetzlichen Einsichtnahme nicht mitgeteilt
wird.39 Er kann jedoch in der Praxis zu deutlich hçheren
Kosten jederzeit von den Betroffenen abgefragt werden.
Wird allerdings ein Kreditantrag abgelehnt, ist nach
Sect. 157 Consumer Credit Act 1974 zun�chst der Antrag-
steller zu informieren, ob die Entscheidung auf Grundlage
der Daten einer Auskunftei erfolgt ist. Name, Adresse und
Telefonnummer sind gegebenenfalls mitzuteilen. Viel de-
taillierter sind die erg�nzenden Anforderungen, die der
Guide to Credit Scoring in Sect. 6 stellt. Der Kreditgeber
hat dem Antragsteller zu erkl�ren, dass Scoring angewendet
wird, und auf Nachfrage Einzelheiten zu erl�utern. Wird der
Antrag abgelehnt, ist der vorrangige Grund f�r die Ableh-
nung zu erl�utern und gegebenenfalls auf den Scorewert des
eigenen Hauses oder der Auskunftei zu verweisen. Gegen
die Ablehnungsentscheidung muss ein Einspruchsverfahren
bei speziellen Besch�ftigten des Kreditgebers zur Verf�-
gung stehen, auf das der Antragsteller hingewiesen wird
(Sect. 7). Dem abgelehnten Kreditsuchenden werden also
mehrere Mçglichkeiten einger�umt, geltend zu machen,
dass falsche Daten zu falschen Ergebnissen gef�hrt haben.
Er kann sich an den Kreditgeber und an die Auskunftei
wenden, um eine Korrektur durchzusetzen.

4. Die rechtliche Regelung der �bermittlung
kreditrelevanter Daten – insbesondere des
Scorewertes – an Kreditgeber

F�r die �bermittlung der Kreditinformationen einschließ-
lich des Scorewertes von einer Kreditauskunftei an einen
Kreditgeber gelten keine besonderen inhaltlichen Anforde-
rungen. Die Daten, die zul�ssig erhoben und aufbereitet
worden sind, d�rfen unter inhaltlichen Gesichtspunkten
auch �bermittelt werden. Insoweit kann auf die vorange-
gangenen Kapitel 2 und 3 verwiesen werden. Zu kl�ren
bleibt, ob rechtliche Einschr�nkungen bestehen, an welche
Art Unternehmen und mit welcher Zweckbindung Auskunf-
teien Kreditinformationen �bermitteln d�rfen. Weiter ist zu
kl�ren, ob formale Voraussetzungen f�r eine rechtm�ßige
�bermittlung der Daten wie Information oder Zustimmung
des Betroffenen zu erf�llen sind. Von Interesse ist schließ-

lich die Frage, ob eine rechtliche Pflicht der Kreditgeber
besteht, Kreditauskunfteien in Anspruch zu nehmen.

Mit den Principles of Reciprocity (PoR) hat die britische
Finanzindustrie umfangreiche Selbstverpflichtungen f�r
den Austausch von Daten zur Kreditw�rdigkeit von Ver-
brauchern geschaffen.40 Die Vertr�ge, die Auskunfteien mit
ihren Kunden schließen, nehmen die Regelungen des PoR
verbindlich in Bezug. Ein wichtiges Element des PoR ist
neben der Reziprozit�t die Zweckbindung des Datenaus-
tausches. Es soll sichergestellt werden, dass die Daten nur
zur Verhinderung von �berschuldung, Zahlungsausfall, Be-
trug und Geldw�sche zur Fçrderung einer verantwortlichen
Kreditvergabe eingesetzt werden. Vor allem ein Einsatz zu
Marketingzwecken ist untersagt. Entsprechend verengt sich
der Kreis derjenigen, an den Auskunfteien Kreditinforma-
tionen �bermitteln, auf Kreditgeber, die sich auf diese
Zweckbindung der Daten eingelassen haben.

Im Hinblick auf die Frage, ob betroffene Personen infor-
miert werden m�ssen, wenn �ber sie eine Kreditauskunft
erteilt wird, ist zun�chst das erw�hnte Recht auf Einsicht-
nahme der Betroffenen aus Sect. 7 und 9 Data Protection
Act 1998 bzw. Sect. 158 Consumer Credit Act 1974 zu
nennen. Aus der personenbezogenen Kreditakte kann der
Betroffene erkennen, welche Auskunftsersuchen an die
Auskunftei gestellt worden sind. Geregelt ist nach Sect. 157
Consumer Credit Act 1974 auch, dass der Kreditgeber bei
einem abgelehnten Kreditantrag, der auf Informationen ei-
ner Auskunftei beruht, diesen Umstand sowie deren Name
und Erreichbarkeit dem Betroffenen zu benennen hat. Es
fragt sich jedoch, ob weitergehend eine generelle Vorabin-
formationen f�r jedes Auskunftsbegehren erforderlich ist.
Die Auskunfteien sehen sich nicht verpflichtet, Betroffene
�ber ein aktuelles Auskunftsersuchen zu informieren, und
verweisen auf die Mçglichkeit der Einsichtnahme.41 Die
Kreditgeber hingegen haben sich an Sect. 13.5 Banking
Code gebunden, wonach bei der Kontoerçffnung informiert
wird, mit welchen Anfragen an Auskunfteien der Kunde zu
rechnen hat. Wie erw�hnt sind Kreditgeber weiterhin nach
Sect. 6.1 Guide to Credit Scoring 2000 verpflichtet, Antrag-
steller zu informieren, ob Scoring bei der Beurteilung der
Kreditw�rdigkeit verwendet wird. Dazu gehçrt gem�ß
Sect. 6.5 auch die Auskunft, dass und wie ein Scorewert
einer Kreditauskunftei zur Anwendung kommt.

Im Hinblick auf die Frage einer erforderlichen Zustimmung
findet sich im Banking Code keine Vorschrift, die den
Kreditgebern abverlangt, dass f�r ein Auskunftsersuchen
bei einer Auskunftei eine ausdr�ckliche Zustimmung des
Kreditsuchenden vorliegen muss. Die Kreditauskunfteien
verweisen allerdings darauf, dass Kreditgeber eine solche
Zustimmung bençtigen.42 Viele Kreditgeber lassen Antrag-
steller Formbl�tter unterschreiben, dass diese mit dem Ein-
holen einer Kreditauskunft einverstanden sind.43

Unter dem Gesichtspunkt einer verantwortungsvollen Kre-
ditvergabe kçnnen Kreditgeber nicht nur berechtigt, son-
dern auch verpflichtet sein, eine Auskunft zur Kreditw�r-
digkeit eines Antragstellers einzuholen. Zweck einer sol-
chen Pflicht w�re der Schutz des Verbrauchers vor �ber-
schuldung und die Stabilisierung der Kreditwirtschaft. Mit
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der europ�ischen Verbraucherkreditrichtlinie 2008/48/EC
ist dieses Thema vor wenigen Jahren aktualisiert worden.
Zur Umsetzung ist u. a. Sect. 55 B Consumer Credit Act
1974 eingef�gt worden, wonach der Kreditgeber bei Ver-
braucherkreditvertr�gen verpflichtet ist, eine Beurteilung
der Kreditw�rdigkeit des Antragstellers durchzuf�hren.
Nach Abs. 3 der Vorschrift bedarf eine solche Beurteilung
ausreichender Informationen, die vom Kreditnehmer und –
soweit erforderlich – von einer Kreditauskunftei einzuholen
sind. Das Office of Fair Trading (OFT) hatte u. a. hierzu die
Richtlinie „Irresponsible lending“ herausgegeben, die nicht
nur eine Empfehlung darstellte, sondern als Maßstab bei der
Lizenzvergabe herangezogen wurde.44 Nach �bergang der
Zust�ndigkeit auf die Financial Conduct Authority (FCA)
am 1. 4. 2014 gilt stattdessen im Consumer Credit Source-
book (CONC) der Abschnitt 5 „Responsible lending“.45 In
22 Einzelvorschriften �ußert sich die FCA in diesem Do-
kument zu den Kriterien einer rechtskonformen Beurteilung
des Antragstellers mit Blick auf einen beantragten Kredit.
Die Zusammenarbeit mit Kreditauskunfteien wird empfoh-
len (CONC 5.3.1 (12)). Sechs Informationsquellen, die bei
der Beurteilung zu Rate gezogen werden kçnnen, werden
aufgef�hrt, darunter Kreditauskunfteien und Kreditscores
(CONC 5.2.4 (3)). Eine generelle Pflicht, eine Kreditaus-
kunft oder einen Scorewert �bermitteln zu lassen, kann
daraus nicht abgeleitet werden. Aber in F�llen, in denen
die eigenen Erfahrungen mit dem Antragsteller d�rftig sind,
ist das Auskunftsersuchen bei einer Auskunftei in der Regel
der einzige Weg, die gesetzliche Pflicht zu erf�llen.

III. USA

1. Die rechtliche Lage des Kreditinformations-
wesens im �berblick

Der Bundesgesetzgeber der USA war ohne Zweifel welt-
weit der Pionier bei der gesetzlichen Regelung des Kredit-
informationswesens. Bereits 1970 wurde der Fair Credit
Reporting Act (FCRA) in Kraft gesetzt, der in den USA
das erste Gesetz war, das einen Bereich der Nutzung per-
sonenbezogener Daten durch die Privatwirtschaft regelte.46

Das Gesetz wurde �ber die Jahrzehnte immer wieder neuen
Entwicklungen angepasst und mit dem Ziel besserer Wirk-
samkeit weiterentwickelt. Auch gegenw�rtig gibt es Re-
form�berlegungen. Eine neue Regulierungsbehçrde brachte
2011 große Bewegung in die Regelwerke der US-amerika-
nischen Finanzindustrie.

a) Private und staatliche Akteure

In der Gesetzessprache werden Kreditauskunfteien in den
USA als „Credit Reporting Agencies“ (CRAs) bezeichnet.
Umgangssprachlich ist auch h�ufig von Credit Bureaus die
Rede. Die erste große Kreditauskunftei, Retail Credit Co,
wurde schon 1899 gegr�ndet.47 Viele weitere Unternehmen
folgten. Heute wird der Markt von drei großen Unterneh-
men beherrscht: Equifax, Experian und TransUnion. Dabei
ist allerdings anzumerken, dass diese und andere US-ame-
rikanische Auskunfteien keineswegs nur Kreditgeber mit
Informationen versorgen. Auch Arbeitgeber, Versicherun-
gen, Behçrden und Gerichte sind Kunden der Auskunfteien,
soweit sie ebenfalls am weitgezogenen Inhalt der „Kredit-
berichte“ Interesse haben. Beim Credit Scoring st�tzen sich
alle drei genannten Auskunfteien auf den sogenannten
„FICO Score“ oder kurz „FICO“,48 bieten aber auch eigene
Entwicklungen an. FICO wurde als Unternehmen 1956
gegr�ndet und erbrachte in der Folge Pionierleistungen

auf dem Gebiet der Credit Score-Entwicklung.49 Heute ist
FICO in der US-amerikanischen Umgangssprache ein an-
deres Wort f�r Credit Scores („my FICO“).

Das zentrale Bundesgesetz, das f�r das Kreditauskunftswe-
sen grundlegende Bestimmungen enth�lt, ist der Fair Credit
Reporting Act (FCRA). �ber die Durchsetzung wacht die
Federal Trade Commission (FTC) gem�ß 15 U.S.C.
§ 1681 s FCRA, die u. a. bei Verstçßen Klage erheben kann.
In Reaktion auf die Finanzkrise hat die Obama-Regierung
eine speziellere Bundesbehçrde zur Durchsetzung des Ver-
braucherschutzes im Finanzsektor gebildet:50 das Consumer
Financial Protection Bureau (CFPB), das im July 2011
zahlreiche Zust�ndigkeiten anderer Bundesbehçrden �ber-
nahm. Teilweise bestehen nun Doppelzust�ndigkeiten zur
FTC, die weiterhin mit der Durchsetzung z. B. des FCRA
gegen�ber Kreditauskunfteien betraut ist.51 Es ist aber deut-
lich, dass das CFPB die Regulierungst�tigkeit f�r den Ver-
braucherschutz im Finanzsektor durch Erlass zahlreicher
neuer verbindlicher Richtlinien weithin �bernommen hat.52

b) Regelungsziele und Rechtsquellen

Der Fair Credit Reporting Act (FCRA) sollte 1970 einer
chaotischen Situation im US-amerikanischen Kreditwesen
entgegenwirken. Zur Etablierung von Kreditkarten wurden
diese massenhaft in der Bevçlkerung verbreitet. Grundlage
waren personenbezogene Kreditausk�nfte der Auskunftei-
en, die eine schwer durchschaubare Vielzahl von Informa-
tionen unter Einschluss von Bewertungen des Leumunds
und Lebensstils umfassten. Die Betroffenen standen dem
recht hilflos gegen�ber, da Korrekturanspr�che nicht gere-
gelt und kaum durchsetzbar waren.53 Die Ablehnung des
Vertragsschlusses bei Kreditgebern, Arbeitgebern oder
Vermietern wurde von vielen Betroffenen auf falsche bzw.
diskriminierende Berichte der Auskunfteien zur�ckgef�hrt.
Vor diesem Hintergrund sollte der FCRA f�r Fairness im
Sinne von Schutz vor einer ungerechten, d. h. einer auf
falschen oder irrelevanten Informationen beruhenden, Kre-
ditberichterstattung sorgen. Der Schutz der Privatsph�re
wurde zwar von Beginn an als Anliegen der Gesetzgebung
genannt, spielte aber eine untergeordnete Rolle.54

Der FCRA richtet sich zentral an Kreditauskunfteien. Er
wird erg�nzt durch den Equal Credit Opportunity Act
(ECOA), der sich vorrangig an Kreditgeber wendet und u. a.
deren Informationsbeschaffung unter Diskriminierungs-
schutzaspekten beschr�nkt. Zu beiden Gesetzen haben die
Regulierungsbehçrden ausf�hrliche Richtlinien erlassen.
Ein aktuelles Thema der US-amerikanischen Gesetzgebung
sind Pflichten, unter derzeit noch eingeschr�nkten Umst�n-
den bestimmte Informationen vor der Kreditvergabe �ber
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den Antragsteller einzuholen. Die Regelungen finden sich
in der Richtlinie Z zum Truth in Lending Act (TILA).

2. Die rechtliche Regelung der Sammlung kredit-
relevanter Daten

In den USA gibt es ein weites Verst�ndnis davon, welche
personenbezogenen Inhalte Kreditauskunfteien f�r ihre
Kunden bereithalten und f�r diesen Zweck auch erheben
d�rfen. In der Gesetzessprache des Fair Credit Reporting Act
heißt das zu erstellende Dokument auch gar nicht Kreditbe-
richt, sondern Verbraucherbericht. Der Adressatenkreis ist
keineswegs auf Kreditgeber begrenzt. Entsprechend fehlt
auch eine generelle Begrenzung der zu erhebenden Infor-
mationen auf solche, die f�r die Beurteilung der Kreditw�r-
digkeit relevant sind. Es gibt in 15 U.S.C. § 1681 c FCRA
lediglich eine Liste der Informationen, die sich grunds�tzlich
nicht im Verbraucherbericht befinden d�rfen. Dabei handelt
es sich hier zun�chst um zeitliche Grenzen:

• Insolvenzerçffnungen, die mehr als zehn Jahre zur�ck-
liegen,

• Zivilklagen sowie bestimmte andere Negativereignisse,
die mehr als sieben Jahre zur�ckliegen.

Doch heißt das nicht, dass diese Informationen nach dieser
Zeit auch aus den Datens�tzen der Auskunftei gelçscht
werden m�ssen, denn es gibt unabsehbare Ausnahmen. So
gelten die zeitlichen Grenzen nicht f�r Verbraucherberich-
te, die f�r ein Kreditgesch�ft mit 150 000 Dollar oder mehr
erstellt werden. Da dieser Fall nicht vorhersehbar ist, kann
die Auskunftei die Daten auch �ber die genannten Fristen
hinaus speichern.

Bei einigen weiteren Inhalten besteht das Problem, dass die
Informationen je nach Adressat des Berichts verwendet
werden d�rfen oder auch nicht. So d�rfen medizinische
Informationen gem�ß 15 U.S.C. § 1681 b (g) FCRA an Kre-
ditgeber, Versicherer und Arbeitgeber in der Regel nicht
�bermittelt werden, es sei denn, der Betroffene stimmt zu.
Doch ist die Kreditauskunftei deswegen nicht gehindert, die
Daten zu erheben und zu speichern.

Im US-amerikanischen Recht wird also streng unterschie-
den zwischen den Daten, die eine Auskunftei �ber eine
Person vorr�tig halten darf, und den konkreten Kreditbe-
richten, die f�r bestimmte Personen oder Zwecke erstellt
werden. In der Datensammlung ist die Auskunftei recht frei.
Die genannten Einschr�nkungen des FCRA beginnen erst
bei der Erstellung der jeweiligen Berichte und variieren je
nach Adressat.

Einige wenige Informationen m�ssen allerdings von der
Auskunftei ermittelt werden, da sie gesetzlich verpflichtend
im Verbraucherbericht nicht fehlen d�rfen. Gem�ß 15 U.S.C.
§ 1681 c (e) FCRA muss etwa die Information �ber die
Schließung eines Kontos gegebenenfalls um den Umstand
erg�nzt werden, dass der Verbraucher dies freiwillig selbst
veranlasst hat. Gem�ß 15 U.S.C. § 1681 c (d) (2) FCRA muss
f�r den Fall, dass ein Scorewert enthalten ist, ermittelt wer-
den, ob dieser Wert entscheidend von der Zahl der Auskunfts-
ersuchen negativ beeinflusst wurde, um dies dann in dem
Bericht zu vermerken. Gem�ß 15 U.S.C. § 1681 g (a) (5)
FCRA muss weiter ein Bericht s�mtlicher Auskunftsersu-
chen f�r mindestens den zur�ckliegenden Zeitraum von
einem Jahr enthalten sein, da der Betroffene das Recht hat,
bei Einsichtnahme diese Informationen zu erhalten.

Die wichtigste Einschr�nkung f�r Auskunfteien, die die Er-
hebung personenbezogener Daten betrifft, folgt vor diesem
Hintergrund aus dem Korrekturverfahren („Reinvestigations

of disputed information“), das betroffene Verbraucher betrei-
ben kçnnen. Zun�chst besteht nach 15 U.S.C. § 1681 g (a) (1)
FCRA das Recht auf Einsichtnahme inalle Informationen, die
eine Auskunftei zu der Person gespeichert hat. Die Einsicht-
nahme erfolgt nach 15 U.S.C. § 1681 j (a) (1) (A) FCRA
grunds�tzlich einmal innerhalb von 12 Monaten kostenlos.
Bei Ablehnung eines Kredits oder in sozialen H�rtef�llen
kann die Einsichtnahme auch h�ufiger kostenlos erfolgen.
Auf besondere Nachfrage ist auch der aktuelle Scorewert zu
�bermitteln sowie u. a. die Faktoren (maximal vier), die den
Score negativ beeinflusst haben, und die Herkunft des Scores,
15 U.S.C. § 1681 g (f) FCRA. F�r diese Auskunft an die
betroffene Person darf die Auskunftei eine Geb�hr in Rech-
nung stellen, wobei 8 US-$ als angemessen gelten.55 Aufbau-
end auf der Einsichtnahme folgt die zentrale Bestimmung des
FCRA, wonach betroffene Verbraucher Korrekturanspr�che
bei der Kreditauskunftei im Hinblick auf mangelnde Korrekt-
heit oder Vollst�ndigkeit der Daten in ihrem Datensatz gel-
tend machen kçnnen, 15 U.S.C. § 1681 i (a) (1) FCRA. Die
Auskunftei ist dann verpflichtet, alle bestrittenen Informatio-
nen im Datensatz des jeweiligen Verbrauchers zu �berpr�fen
undsiezu lçschen, wennsie sichals falsch, unvollst�ndig oder
nicht verifizierbar herausstellen, 15 U.S.C. § 1681 i (a) (5)
FCRA. Bei Konflikten kann ein Beschwerdeverfahren unter
Einschaltung der Aufsichtsbehçrde betrieben werden,
15 U.S.C. § 1681 i (e) FCRA. Solange der Konflikt nicht
beigelegt ist, wird dies in Verbraucherberichten, die aus dem
umstrittenen Datensatz hergestellt werden, vermerkt.

Dass Auskunfteien personenbezogene Datens�tze fast unbe-
schr�nkt anlegen d�rfen, heißt nicht notwendig, dass sie die
Daten auch problemlos bekommen. Die betroffenen Ver-
braucher haben allerdings rechtlich wenig Einfluss darauf.
Die Banken, die ihre Kredithistorie an eine Auskunftei �ber-
mitteln, brauchen hierzu die Einwilligung ihres Kunden –
jedenfalls nach Bundesrecht56 – nicht. Gesetzliche Opt-out
Verfahren, die es erlauben, den Banken die Weitergabe per-
sçnlicher Informationen zu untersagen, sehen Ausnahmen
f�r die �bermittlung an Kreditauskunfteien vor, 15 U.S.C.
6802 (e) (6) Gramm-Leach-Bliley Act. Die Kreditgeber und
andere, die Auskunfteien mit Informationen versorgen, sind
allerdings nach 15 U.S.C. § 1681 s-2 (a) FCRA verpflichtet,
korrekte, vollst�ndige und aktuelle Daten zu liefern sowie
eine Reihe weiterer Sorgfaltspflichten einzuhalten.

3. Die rechtliche Regelung der Aufbereitung
kreditrelevanter Daten – insbesondere im Zuge
des Scoring

Erheblichen Raum nimmt in der US-amerikanischen Dis-
kussion die Frage ein, ob bzw. unter welchen Voraus-
setzungen ein Recht besteht, den eigenen Scorewert kosten-
los zu erfahren.57 Bundesgesetze und manche L�ndergesetze
sehen hier unterschiedliche Regelungen vor. Bundesgesetz-
lich kçnnen die Kreditauskunfteien bis zu 8 US-$ verlangen.
Die Kreditgeber allerdings m�ssen den Scorewert, den sie
von einer Auskunftei erhalten haben, dem betroffenen Kun-
den in bestimmten F�llen kostenlos offenbaren (siehe III.4).

Es gibt keine rechtliche Mçglichkeit f�r die betroffenen Ver-
braucher, den Scorewert, den eine Auskunftei ermittelt hat,
inhaltlich in Frage zu stellen, z. B. als nicht korrekt, unvoll-
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st�ndig oder veraltet anzugreifen.58 Allerdings kann stattdes-
sen auf der Grundlage der mit der Unterrichtung des Ver-
brauchers �ber den Score nach 15 U.S.C. § 1681 g (f) FCRA
genannten bis zu 4 Faktoren, die den Score negativ beein-
flusst haben, versucht werden, die entsprechenden Informa-
tionen in den Datens�tzen der Auskunfteien bzw. in deren
Verbraucherberichten anzuzweifeln. Gelingt es Negativda-
ten im Verbraucherbericht zu korrigieren (siehe III.2), d�rfte
sich in der Regel auch der Scorewert g�nstiger darstellen.

Rechtliche Regelungen, die die Scorewertberechnung an
bestimmte inhaltliche Maßst�be binden, sind nicht ersicht-
lich. Soweit Scorewerte allerdings f�r den Zweck errechnet
werden, bei der Kreditvergabe zur Beurteilung der Kredit-
w�rdigkeit herangezogen zu werden, sind Vorschriften zu
beachten, die bestimmte Merkmale des Antragstellers von
der Beurteilung ausschließen. Einschl�gig ist hierf�r der
Equal Credit Opportunity Act, der sich an den Kreditgeber
richtet. Nach 15 U.S.C. § 1691 (a) ECOA ist es verboten,
einen Antragsteller auf der Basis der Rasse, der Hautfarbe,
der Religion, der nationalen Herkunft, des Geschlechts, Ehe-
standes oder Alters (Gesch�ftsf�higkeit vorausgesetzt) zu
diskriminieren. Das gleiche gilt f�r den Umstand, dass der
Antragsteller staatliche Hilfsprogramme in Anspruch nimmt
oder dass er irgendwelche Rechte aus dem Gesetz aus�bt. Im
anschließenden Absatz l�sst das Gesetz allerdings Ausnah-
men zu, die sich vor allem auf die Frage des Alters beziehen.
Hier wird auch das Scoring indirekt angesprochen, indem es
heißt, dass empirisch abgeleitete Kreditsysteme, die das Alter
in Betracht ziehen, zul�ssig sein kçnnen, wenn sie nachweis-
bar statistisch �berzeugen kçnnen und das Alter eines �lteren
Antragstellers nicht als negativen Faktor bewerten.

Ob Negativdaten, die gem�ß 15 U.S.C. § 1681 c FCRA
wegen Zeitablaufs von 7 bzw. 10 Jahren nicht in einen
Kreditbericht eingehen d�rfen, auch beim Scoring nicht
verwendet werden d�rfen, ist ungekl�rt. In der Praxis ist
es aber �blich, die Scorewertberechnung auf den Verbrau-
cherbericht zu st�tzen, so dass Negativdaten der Kredit-
geschichte in der Regel nach 7 Jahren keine Rolle mehr f�r
den Score spielen.59 Klarer ist 15 U.S.C. § 1681 b (g) (2)
FCRA, der sich an den Kreditgeber wendet und medizi-
nische Daten von der Ber�cksichtigung bei der Kreditver-
gabe ausschließt. Diese Daten d�rfen dann auch in den
Credit Score nicht eingehen.

4. Die rechtliche Regelung der �bermittlung
kreditrelevanter Daten – insbesondere des
Scorewertes – an Kreditgeber

In den USA gibt es keine strenge Eingrenzung der Aus-
kunftsberechtigten auf Kreditgeber. Gefordert wird in
15 U.S.C. § 1681 b (a) (3) (F) FCRA letztlich nur ein „be-
rechtigtes gesch�ftliches Bed�rfnis“ („legitimate business
need“). Neben den Kreditgebern kommen vor allem Ver-
sicherungen, Vermieter und Arbeitgeber in Betracht. Nur
Arbeitgeber bzw. potenzielle Arbeitgeber bençtigen f�r ein
Auskunftsersuchen die Einwilligung des Verbrauchers. An-
sonsten kann die �bermittlung nach Bundesrecht – anders
hingegen in Vermont – ohne Einwilligung des Betroffenen
erfolgen. In der Praxis wird sie jedoch h�ufig eingeholt.60

Je nach Zweck und Adressaten des jeweils �bermittelten
Berichts bestehen Einschr�nkungen, welche Informationen
geliefert werden d�rfen. Wie erw�hnt d�rfen bei Verbrau-
cherberichten f�r Kreditzwecke in der Regel negative In-
formationen, die �lter als 7 Jahre sind (bei Insolvenzen
10 Jahre) nicht mehr im Bericht erscheinen. Es gibt jedoch
keine allgemeine Regel, dass alle Informationen, die der

Kreditgeber bei der Kreditvergabe nicht ber�cksichtigen
darf, schon aus dem �bermittelten Bericht der Auskunftei
zu lçschen sind. Allerdings ist der Kreditgeber durch
§ 1002.5 (a) (3 b) der Richtlinie B zum ECOA daran gehin-
dert, Nachforschungen zu Rasse, Hautfarbe, Religion usw.
des Antragstellers anzustellen. Verbraucherberichte, die
diese Merkmale eines Antragstellers offenbaren, sind f�r
ihn daher nicht verwendbar. Entsprechend d�rfen Score-
wertberechnungen diese Aspekte nicht ber�cksichtigen. FI-
CO betont, dass die Scores des Unternehmens auf derartige
diskriminierende Merkmale keinerlei Gewicht legen. Auch
Alter und Wohnort w�rden nicht ber�cksichtigt.61

Zu den Pflichten des Kreditgebers gehçrt es auch, den
Antragsteller eingehend zu informieren, wenn er eine ab-
lehnende Entscheidung trifft, die wenigstens teilweise auf
einem Verbraucherbericht einer Auskunftei beruht,
15 U.S.C. § 1681 m (a) FCRA. Der Credit Score sowie die
dahinter stehende Auskunftei mit ihren Erreichbarkeitsdaten
ist – in diesem Fall kostenlos – offenzulegen. Auf weitere
Rechte ist hinzuweisen.

Traditionell ist es dem US-amerikanischen Regulierungs-
system der Finanzm�rkte fremd, konkrete Sorgfaltsanfor-
derungen an die Kreditgeber hinsichtlich der Informations-
beschaffung �ber die Kreditw�rdigkeit der Kreditsuchen-
den zu stellen. Nach der Finanzkrise hat allerdings das 2011
geschaffene Consumer Financial Protection Bureau (CFPB)
begonnen, die seit 2010 vorhandene gesetzliche General-
klausel durch konkrete Richtlinien zu f�llen. Ab Januar
2014 wird f�r die Vergabe von Hypothekenkrediten bezo-
gen auf die eigene Wohnimmobilie („residential mortgage
loan“) festgelegt, dass der Kreditgeber einen solchen Kredit
nicht ohne Beurteilung der F�higkeit des Kreditnehmers zur
R�ckzahlung �ber den gesamten Zahlungszeitraum verge-
ben darf, 15 U.S.C. § 1639 c (a) (1) = TILA Sect. 129
C (a) (1). In TILA Sect. 129 C (a) (3) werden dann einzelne
in Betracht zu ziehende Informationsquellen aufgez�hlt,
z. B. die Kredithistorie oder anderweitige R�ckzahlungs-
verpflichtungen. Die Angaben m�ssen verl�sslich verifi-
ziert werden. Ohne Kreditauskunftei d�rfte diesen Ver-
pflichtungen nur in seltenen F�llen nachzukommen sein.
Kreditberichte der Auskunfteien gelten ausdr�cklich als
verl�sslich, § 1026.43 (c) (3) Truth in Lending (Regulati-
on Z) (Ability-to-Repay and Qualified Mortgage Rule). Un-
ter bestimmten Voraussetzungen haftet der Kreditgeber bei
Zahlungsausf�llen, wenn er gegen diese Vorschriften ver-
stoßen hat.62 Schon zuvor hatte das CFPB in § 1026.51 (a)
Truth in Lending (Regulation Z) f�r die Kreditkartenvergabe
eine Beurteilung der Zahlungsf�higkeit eingef�hrt.

IV. Frankreich

1. Die rechtliche Lage des Kreditinformations-
wesens im �berblick

Unter den Vergleichsl�ndern stellt Frankreich einen Son-
derfall dar, weil es ein privates Kreditinformationswesen
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nicht gibt. Stattdessen sind mehrere Stellen bei der Staats-
bank „Banque de France“ angesiedelt, die Kreditinforma-
tionen sammeln und zur Verf�gung stellen. Die staatliche
Kreditinformation wird als Teil der Sozialpolitik betrachtet,
die die B�rger vor �berschuldung sch�tzt. Sozialpolitik ist
nach franzçsischem Verst�ndnis Sache des Staates. Eine
Privatisierung steht gegenw�rtig nicht auf der Agenda.

Bezogen auf Verbraucherkredite werden bisher lediglich
Daten �ber Stçrungen in der Kreditr�ckzahlung (Negativ-
daten) erfasst. Eine Gesetzesinitiative aus dem Zeitraum
2013/14, wonach k�nftig auch Positivdaten, die stçrungs-
freie Kreditverl�ufe betreffen, einbezogen werden sollten,
ist im M�rz 2014 noch vor Inkrafttreten vom Verfassungsrat
f�r verfassungswidrig erkl�rt worden.63

a) Private und staatliche Akteure

Private Kreditauskunfteien existieren in Frankreich nicht.
So bleiben als private Akteure die Banken, die f�r Zwecke
der Kreditvergabe Scorewerte zur Kreditw�rdigkeit von
Antragstellern berechnen.64 Als Informationsgrundlage
kçnnen sie neben eigenen Daten und Erfahrungen mit dem
Antragsteller die Daten des „Fichier national des incidents
de remboursement des cr�dits aux particuliers“ (FICP) bei
der franzçsischen Staatsbank nutzen.

Bei der franzçsischen Staatsbank (Banque de France) be-
stehen mehrere Register, die sich zum Teil ausschließlich
mit der Kreditw�rdigkeit von Unternehmen befassen. F�r
den Verbraucherbereich ist seit 1989 der FICP maßgeblich,
der f�r die Erfassung von R�ckzahlungsproblemen bei Ver-
braucherkrediten zust�ndig ist.65 Das Register enthielt 2012
f�r 2,6 Millionen Personen 3,6 Millionen Vorf�lle, die
R�ckzahlungsprobleme betrafen.66 Ein Score wird hier
nicht errechnet. Weitere Register erfassen irregul�re Vor-
g�nge mit Schecks und Kreditkarten.

Ziel der Reformgesetzgebung, die der Verfassungsrat im
M�rz 2014 unterbunden hat, war die Schaffung eines neuen
Registers unter dem Namen „Registre national des cr�dit
aux particuliers“ (RNCP), in dem Verbraucherkredite un-
abh�ngig von R�ckzahlungsstçrungen erfasst werden soll-
ten.67 Der Verfassungsrat beanstandete, dass durch die kon-
krete Ausgestaltung des Gesetzes das Grundrecht auf Ach-
tung des Privatlebens verletzt werde. Kritisch betonte der
Rat,68 dass bei Erfassung auch stçrungsfreier Kreditverl�ufe
die Zahl erfasster Personen auf 12 Millionen steigen w�rde.
Auch sei der Zugang zu den Daten zu wenig beschr�nkt
worden. Man rechnete im Falle der Einf�hrung der neuen
Regelungen mit 900 Millionen Zugriffen j�hrlich. Zu groß
sei nach Ansicht des Verfassungsrates die Zahl der Anl�sse,
die Zugriff erlaubten, bzw. der Personen, die Zugriff h�tten.
Vorerst bleibt es also bei der alten Rechtslage auf Basis
allein der Negativdaten des FICP.

Aufsichtsbefugnisse f�r die Datenverarbeitung bei den Ban-
ken und anderen Kreditgebern hat die unabh�ngige Daten-
schutzbehçrde „La Commission nationale de l’informatique
et des libert�s“ (CNIL).

b) Regelungsziele und Rechtsquellen

Der FICP wird als integraler Bestandteil einer auf Verbrau-
cherschutz ausgerichteten staatlichen Regulierung des Fi-
nanzsektors angesehen. Aufbauend auf der Arbeit von
staatlichen Kommissionen in den Departements, die f�r
F�lle der �berschuldung von Verbrauchern zust�ndig sind
und in solchen F�llen Vergleiche vermitteln oder auch
anordnen, soll das zentrale Register daf�r sorgen, dass in

kritischen F�llen eine weitere Verschuldung unterbleibt.
Regelungsgrundlage ist entsprechend das Verbraucher-
schutzgesetz Code de la Consommation (Art. L 330 - 334).
Im Code de la Consommation sind auch die Pflichten des
Kreditgebers geregelt, eine �berpr�fung der Kreditw�rdig-
keit des Kreditsuchenden durchzuf�hren, Art. L 311-9.

Aus dem Datenschutzrecht ergibt sich das Recht auf Ein-
sichtnahme des Betroffenen und gegebenenfalls Korrektur
der personenbezogenen Datenbest�nde bei Kreditgebern
und Registern, Art. 39, 40 Loi Informatique et Libert�s.
Auf der Richtlinienebene befasst sich die Datenschutzbe-
hçrde auch mit dem Scoring der Banken.69 Der Schutz des
Bankgeheimnisses ist im Finanzsektor ein wichtiges Anlie-
gen des franzçsischen Datenschutzes.

In der erw�hnten Entscheidung des Verfassungsrates vom
M�rz 2014 gegen die beabsichtigte Ausweitung der Kredit-
informationen auf Positivdaten ist die Verfassungswidrig-
keit des entsprechenden Gesetzes auch damit begr�ndet
worden, dass die Achtung des Privatlebens ein Recht mit
Verfassungsrang sei, w�hrend dies f�r den Schutz der Ver-
braucher gegen �berschuldung nicht gelte.70 Die konkrete
Ausgestaltung des Gesetzes sei angesichts dessen unver-
h�ltnism�ßig. Der franzçsische Gesetzgeber kann folglich
das Ziel des �berschuldungsschutzes mit Maßnahmen, die
wesentlich geringer in die Privatsph�re eingreifen, weiter-
verfolgen. Nach dem Wortlaut der Entscheidung des Ver-
fassungsrates m�sste er dabei aber wohl entweder auf das
Erfassen von Positivdaten verzichten oder die Zugriffsbe-
rechtigung auf diese Daten stark einschr�nken.

2. Die rechtliche Regelung der Sammlung kredit-
relevanter Daten

Rechtliche Grundlage des FICP ist Art. L 333-4 Code de la
Consommation. Unternehmen des Kreditgewerbes und des
elektronischen Zahlungsverkehrs sind demnach die wesent-
lichen Adressaten, die die Informationen sowohl liefern als
auch nutzen. Der Sache nach geht es um Informationen �ber
Zahlungsprobleme bei Verbraucherkrediten und �ber Ver-
fahren im Falle der �berschuldung von Verbrauchern.71 Die
einzelnen Fakten, die in das Register aufgenommen werden
d�rfen, sind in der Ausf�hrungsverordnung ArrÞt� du 26
octobre 2010 relatif au FICP in Kapitel II und III sehr
detailliert geregelt. Dazu gehçren qualifizierte Zahlungs-
r�ckst�nde, Antr�ge an die �berschuldungskommission,
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freiwillige und angeordnete Vergleiche bis hin zu Privat-
insolvenzen.

Geregelt ist in der Verordnung weiter, in welchen F�llen
bzw. wann die jeweiligen Daten wieder aus dem Register
gelçscht werden. In der Regel werden R�ckzahlungsvor-
f�lle nach 5 Jahren gelçscht. Bei Vergleichen dauert es
teilweise 8 Jahre. Die vollst�ndige R�ckzahlung f�hrt zur
sofortigen Lçschung des Vorfalls.

Betroffene Personen werden nach Art. 14 ArrÞt� du 26
octobre 2010 relatif au FICP �ber eine Eintragung in den
FICP informiert, nach Art. 15 kçnnen Betroffene Einsicht
nehmen und das Verfahren nach dem Datenschutzgesetz
(Art. 40 Loi Informatique et Libert�s) zwecks Korrektur des
Datenbestandes betreiben. Kosten der Einsichtnahme sind
gem�ß Art. 39 Abs. 1 Loi Informatique et Libert�s auf die
Kosten der Kopie der Daten beschr�nkt.

3. Die rechtliche Regelung der Aufbereitung
kreditrelevanter Daten – insbesondere im Zuge
des Scoring

Beim FICP werden die Daten nur gesammelt und nicht im
Hinblick auf die Kreditw�rdigkeit ausgewertet. Eine solche
Auswertung, auch in Form eines Scoring, findet bei den
einzelnen Kreditgebern statt.72

La Commission nationale de l’informatique et des libert�s,
(CNIL) hat eine Richtlinie herausgegeben, welche Anfor-
derungen aus Datenschutzperspektive an das Scoring zu
stellen sind. Insbesondere war der CNIL an einer Begren-
zung der einfließenden Daten gelegen, die in der D�clara-
tion S�lection�e AU-005 abschließend aufgez�hlt werden.
Zul�ssig sind insbesondere Daten zur Bankkonten- und
Darlehenssituation einschließlich besonderer R�ckzah-
lungsvorf�lle, Daten zur wirtschaftlichen Lage und Ein-
kommenssituation sowie zu persçnlichen Umst�nden wie
vor allem:

• Alter
• Nationalit�t
• Familienstatus, Zahl der Kinder
• D�partement des Wohnorts
• Art und Dauer der Wohnverh�ltnisse
• Art und Dauer der Besch�ftigungsverh�ltnisse
• telefonische und elektronische Erreichbarkeit.

Gegen�ber den Banken bestehen dieselben Informations-,
Einsichtnahme- und Korrekturanspr�che aus Art. 39, 40 Loi
Informatique et Libert�s. Wird ein Kreditantrag abgelehnt,
muss dies erl�utert werden. Insbesondere ist dem Antrag-
steller mitzuteilen, wenn die Ablehnung auf Daten aus dem
FICP oder auf einem bankeigenen Scorewert beruht.73 Der
Scorewert ist mitzuteilen. Es besteht Anspruch auf eine
Neubewertung außerhalb des Scoring.

4. Die rechtliche Regelung der �bermittlung
kreditrelevanter Daten – insbesondere des
Scorewertes – an Kreditgeber

Geregelt ist in Art. 2 ArrÞt� du 26 octobre 2010 relatif au
FICP, wer berechtigt ist, die Daten des FICP zu erhalten.
Geregelt ist dort außerdem, wer unter welchen Umst�nden
auf die Daten des FICP zur�ckgreifen muss. Berechtigt sind
nur Kreditgeber und einige weitere Akteure des Finanzsek-
tors. In der Regel sind Kreditgeber vor der Kreditvergabe
seit 2010 auch verpflichtet, den FICP zu konsultieren. Diese
im Rahmen des Loi Lagarde in Kraft getretene Verpflich-

tung war eingebettet in eine umfangreiche Reform zur Ver-
besserung des �berschuldungsschutzes in Frankreich.74

Formuliert wurde die Pflicht in Art. L 311-9 Code de la
consommation, der in Umsetzung von Art. 8 (1) der Ver-
braucherkreditrichtlinie 2008/48/EG vorsieht, dass im Rah-
men einer umfangreichen Beurteilung der Kreditw�rdigkeit
des Antragstellers,75 der zun�chst einen eingehenden Fra-
gebogen erh�lt, zwecks Verifizierung der Angaben der
FICP heranzuziehen ist.

V. Zusammenfassende Betrachtung der
Vergleichsl�nder

Das Regelungsregime des Kreditinformationswesens weist
in den vier ausgew�hlten L�ndern enorme Unterschiede, aber
auch einige auffallende Parallelen auf. Vordergr�ndig ist
deutlich, dass die maßgeblichen Rechtsquellen der jeweili-
gen L�nder sowohl hinsichtlich der Regelungstechnik als
auch hinsichtlich der festgelegten Inhalte fest in den natio-
nalen Traditionen und typischen Entwicklungspfaden veran-
kert sind. Die zentrale Rolle des Staates in Frankreich, das
dichte Geflecht von Akten der Selbstregulierung in Groß-
britannien und der hohe Stellenwert der unternehmerischen
Freiheit in den USA sind jeweils f�r diese L�nder charakte-
ristisch und auf anderen Regelungsfeldern �hnlich anzutref-
fen. Auch der hohe Stellenwert des Datenschutzes in Aus-
tralien hat schon eine beachtliche Tradition. Die L�nder
stehen aber aktuell alle vor durchaus �hnlichen Problemen,
die sich auch �berall in fortgesetzten Rechtsetzungsaktivit�-
ten niederschlagen. Dies hat in verschiedener Hinsicht zu
partiellen Angleichungsprozessen gef�hrt, in deren Verlauf
sich zun�chst die Regelungsziele und dann zum Teil auch die
Regelungsinstrumente signifikant angen�hert haben.

In allen untersuchten L�ndern hat das Textvolumen der
Regelungen, die das Kreditinformationswesen betreffen,
große bis sehr große Ausmaße erreicht. Schl�sse auf die
Regelungsintensit�t lassen sich aus dem Volumen einschl�-
giger Texte jedoch nicht ziehen. Kurze knappe Regelungen
sind h�ufig einschneidender als solche mit langen Ausnah-
mekatalogen. Auf keinen Fall darf nur die Gesetzgebung in
den Blick genommen werden. Je nach nationaler Rege-
lungskultur spielen untergesetzliche Regelungswerke mit-
unter die entscheidende Rolle. So kçnnen behçrdliche
Richtlinien oder Akte freiwilliger Selbstregulierung eine
große regulierende Durchschlagskraft bekommen, insbe-
sondere wenn sie zur Grundlage staatlicher Aufsicht bzw.
Lizenzierung der geregelten T�tigkeit herangezogen wer-
den. Der auff�lligste Fall ist insoweit Großbritannien, wo
wenig gesetzlich geregelt ist, aber kollektive – innerhalb der
Kreditindustrie und mit den Auskunfteien vereinbarte –
Regelungswerke zu einem dichten Regelungsregime ge-
f�hrt haben. Auf der anderen Seite stehen die USA, wo sehr
umfangreiche Regelungen auf der Gesetzes- und Verord-
nungsebene die Bewegungsfreiheit des Kreditinformations-
wesens nur sehr vorsichtig einschr�nken.
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In allen untersuchten L�ndern fehlt eine geschlossene Re-
gelung zum Credit Scoring, obgleich die Regelungsbed�rf-
tigkeit �berall anerkannt wird und unterschiedlich intensive
Regelungsans�tze �berall sichtbar sind. Am weitesten ist
Großbritannien mit dem „Guide to Credit Scoring 2000“.
Auch hieraus ergeben sich kaum R�ckschl�sse auf die
Regelungsintensit�t. Es zeigt sich jedoch eine der grçßten
Schwierigkeiten der Untersuchung. Wenn Spezialregelun-
gen zum Scoring fehlen, bleiben stattdessen zahlreiche
Bestimmungen, die die personenbezogenen Kreditdaten
bzw. Kreditberichte der Auskunfteien betreffen. Bei jeder
einzelnen Regelung zur Sammlung und Speicherung von
Kreditdaten stellt sich dann die Frage, ob sie auch direkt auf
das Scoring anzuwenden ist oder ob sich immerhin indirekte
Auswirkungen auch auf das Scoring ergeben. Das ist eine
Frage der Auslegung und verl�ssliche rechtliche Auffassun-
gen, z. B. aus Urteilen der Gerichte, fehlen h�ufig. Es
spricht jedoch viel daf�r, die allgemeinen Regeln der Kre-
ditberichterstattung grunds�tzlich auch auf das Scoring an-
zuwenden. Entsprechend ist in dieser Untersuchung auch
vorgegangen worden.

Hinsichtlich der Zielsetzungen, die mit der gesetzlichen und
nicht-gesetzlichen Regulierung der Kreditberichterstattung
bzw. des Scoring verfolgt wird, fallen – trotz unterschied-
licher Traditionen – interessante Angleichungseffekte ins
Auge. Einige L�nder sind traditionell den Zielsetzungen des
Verbraucherschutzes besonders verpflichtet. Das gilt trotz
großer Unterschiede bei den Regelungsinstrumenten so-
wohl f�r die USA als auch f�r Frankreich. Allerdings muss
dabei angemerkt werden, dass in den L�ndern die Idee des
Verbraucherschutzes ganz unterschiedlich ausgepr�gt ist. In
Frankreich herrscht ein paternalistisches Verst�ndnis vor,
den Verbraucher – notfalls gegen seinen Willen – vor den
Gefahren �berfordernder Kredite in Schutz zu nehmen. In
den USA dagegen wird Verbraucherschutz als Gew�hrleis-
tung eines fairen und diskriminierungsfreien Zugangs des
Verbrauchers zu den Kreditm�rkten verstanden. Auf der
anderen Seite steht Australien f�r einen vorrangig vom
Leitbild des Schutzes der Privatsph�re gepr�gten Regulie-
rungspfad. Die lange gepflegte Abneigung, auch Positiv-
daten der Kredithistorie einzubeziehen, ist nur damit zu
erkl�ren, dass die verwendeten Datenmengen aus Daten-
schutzgesichtspunkten so klein wie mçglich gehalten wer-
den sollten. In der Mitte zwischen den Regelungszielen
Datenschutz- und Verbraucherschutz steht Großbritannien,
das schon lange beide Ziele gleichberechtigt verfolgt.

Interessant ist, wie in allen L�ndern beobachtet werden
kann, dass jene Zielsetzungen, die zun�chst untergeordnet
bearbeitet worden waren, irgendwann in den Blickpunkt
geraten sind und in der Bedeutung aufholen. Im Ergebnis
l�sst sich daher feststellen, dass die Regelungsziele in allen
untersuchten L�ndern sowohl Datenschutz- als auch Ver-
braucherschutzbelange umfassen. Auch unterschiedliche
Aspekte des Verbraucherschutzes finden dabei in allen
L�ndern Ber�cksichtigung. Grundlegende kulturelle Diffe-
renzen wirken dennoch fort und sind bei einer vertiefenden
Analyse zu ber�cksichtigen. Sie manifestieren sich am
deutlichsten in den unterschiedlichen Zust�ndigkeiten auf
Ebene der Aufsichtsbehçrden, wo zum Teil die Verbrau-
cherschutzbehçrden und zum Teil die Datenschutzbehçrden
maßgeblich sind.

Im Vergleich aller L�nder ergibt sich ein einheitlicher
Grundbestand an Regelungen, die die Transparenz der ge-
sammelten Kreditdaten f�r die betroffenen Verbraucher
sowie die Mçglichkeit der Einflussnahme zur Sicherstel-

lung der Korrektheit und Aktualit�t der Daten umfasst. Alle
L�nder sehen Verfahren der Einsichtnahme und Korrektur
durch die Betroffenen vor. Auch gibt es in allen L�ndern
Anspr�che auf Erl�uterung im Falle abgelehnter Kreditan-
tr�ge – allerdings unterschiedlich intensiv ausgestaltet. F�h-
rend sind hier die USA, wo eine geringe Beschr�nkung der
Gesch�ftst�tigkeit der Auskunfteien im Hinblick auf die Art
der gesammelten Daten und die Adressaten der Bericht-
erstattung dadurch kompensiert wird, dass besonders inten-
sive Anforderungen an Transparenz und nachtr�gliche Ein-
flussnahme der Betroffenen formuliert werden.

Besonders große Unterschiede der Regelungsintensit�t zei-
gen sich bei der Frage, welche Daten f�r welche Interes-
senten gesammelt und zur Verf�gung gestellt werden d�r-
fen. In Australien und Frankreich ist positiv formuliert
worden, welche Daten einbezogen werden d�rfen. In den
USA und Großbritannien finden sich dagegen umgekehrt
Regelungen, die festlegen, welche Daten nicht gesammelt
bzw. nicht weitergegeben werden d�rfen. Dabei spielen
�berall die Probleme, welche Daten aus Gesichtspunkten
des Diskriminierungsschutzes nicht erhoben werden d�rfen
und wie lange erhobene Daten in den Datens�tzen verblei-
ben d�rfen, eine erhebliche Rolle. Die Adressaten bzw. die
Zwecke der Weitergabe der Daten durch Auskunfteien sind
in den meisten L�ndern eng auf die Kreditvergabe begrenzt.
Es gibt allerdings variierende Ausnahmen und eine insoweit
sehr offene Rechtslage in den USA, wo andere Zwecke als
die Kreditvergabe von vornherein mit einbezogen worden
sind.

Die auffallendste Parallele in der Rechtsentwicklung aller
untersuchten L�nder ist die verst�rkte Implementierung der
Vorstellung einer „verantwortlichen Kreditvergabe“. Die
daraus resultierenden Vorschriften richten sich an die Kre-
ditgeber, beziehen aber die Berichterstattung der Auskunf-
teien ausdr�cklich ein. In allen L�ndern gibt es neuere
Regelungen, die sich auf eine verantwortungsvolle Beur-
teilung der Kreditw�rdigkeit vor der Kreditvergabe bezie-
hen und dabei den Kreditberichten der Auskunfteien – nicht
ausdr�cklich dem Scoring – eine wichtige Rolle zuordnen.
In Frankreich ist diese Vorstellung nicht neu. Das staatliche
Kreditauskunftswesen ist seit langem integraler Bestandteil
des gesetzlichen �berschuldungsschutzes in der Verbrau-
cherschutzgesetzgebung. Mit dem Loi Lagarde 2010 ist das
entsprechende Instrumentarium aber noch einmal deutlich
intensiviert und verfeinert worden. In den anderen L�ndern
gibt es durchweg aktuelle Regelungen, die im Rahmen der
verantwortlichen Kreditvergabe die Einbeziehung von Kre-
ditauskunfteien zwar nicht zwingend vorschreiben, aber
doch ausdr�cklich und teils eindringlich empfehlen.

VI. Schlussfolgerungen f�r die Rechtslage
in Deutschland

Vor dem Hintergrund der Erkenntnisse �ber die vier unter-
suchten Systeme soll abschließend die Rechtslage in der
Bundesrepublik Deutschland international vergleichend be-
leuchtet werden. Die grçßte N�he unter diesen vier Ver-
gleichssystemen weist zum deutschen System das neue
australische Recht auf, wenn man die rechtlichen Zielset-
zungen und Instrumente betrachtet. In beiden L�ndern lie-
gen die Zielsetzungen des einschl�gigen Rechts sehr deut-
lich beim Datenschutz, und es sind umf�ngliche Spezial-
regelungen, die das Kreditinformationswesen betreffen, in
die Datenschutzgesetze eingef�gt worden. Der Gedanke des
Verbraucherschutzes spielt hier wie dort eine nachrangige
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Rolle. Die Gemeinsamkeit setzt sich fort in der Zuordnung
der behçrdlichen Aufsicht in die Zust�ndigkeit der Daten-
schutzbehçrden.

Im Detail finden sich dann allerdings zahlreiche Unterschie-
de. Australien hat sich f�r den Systemwechsel sehr viel Zeit
genommen, um einen umfassenden eigenen, recht allge-
meinverst�ndlichen Abschnitt des Gesetzes zum Thema
Kreditausk�nfte zu formulieren. In Deutschland musste
das spezielle Recht in das der Logik der europ�ischen
Datenschutzrichtlinie folgende BDSG eingearbeitet wer-
den. Dabei geriet es �ußerst un�bersichtlich und f�r die
�ffentlichkeit kaum nachvollziehbar. Ein Beispiel sind die
Lçschungsfristen im australischen Recht, die abgestuft nach
verschiedenen Datenarten eindeutig beziffert sind. Die Be-
deutung der Pr�fungsfristen in § 35 Abs. 2 S. 2 Ziff. 4
BDSG des deutschen Rechts sind dagegen f�r den B�rger
wenig nachvollziehbar.

Gleichzeitig kann das australische Recht damit als Mah-
nung an den europ�ischen Gesetzgeber aufgefasst werden,
der sich anschickt, per Verordnung direkt das nationale
Datenschutzrecht der Mitgliedsstaaten in abstrakt allgemei-
nen Regelungen zu bestimmen. Denn in Australien ist of-
fenbar klar, dass das Kreditinformationswesen so viele
Besonderheiten etwa im Vergleich zu weltweiten Internet-
anbietern wie Facebook, Amazon oder Google aufweist,
dass es eines bereichsspezifischen Zuschnitts des Daten-
schutzes bedarf. Das Kreditinformationswesen wird dort
also in einem eigenen Abschnitt des Gesetzes in speziellen
Vorschriften unter Beachtung der f�r die Branche besonde-
ren Belange geregelt.

Die drei anderen L�nder weisen gegen�ber Deutschland
erhebliche Unterschiede teilweise schon in den Zielsetzun-
gen bzw. im Regelungsansatz auf. Das gilt f�r die britische
Selbstregulierung unter der Lizenzierungshoheit des Staa-
tes, die zu sehr detaillierten Regelungen auch des Scorings
gef�hrt hat. Das gilt f�r die Verbraucherschutzorientierung
in den USA und in Frankreich mit jeweils unterschiedlichen
Schutzschwerpunkten. Im Vergleich Deutschlands mit
Frankreich f�llt das in Frankreich vorherrschende Anliegen
des �berschuldungsschutzes im Interesse der Verbraucher
auf. Deutlich wird das an der Umsetzung von Art. 8 (1) der
Verbraucherkreditrichtlinie 2008/48/EG, der die verant-
wortliche Kreditvergabe betrifft. W�hrend in Deutschland
eine wenig aufsehenerregende 1:1 – Umsetzung in einer
Minimalvorschrift stattfand, hat man in Frankreich die Ge-
legenheit ergriffen, Fragen der Bonit�tspr�fung im Interesse
des �berschuldungsschutzes detailliert zu erçrtern und zu
regeln.

Im Vergleich der f�nf L�nder f�llt Deutschland weder durch
ein besonders hohes, noch durch ein besonders niedriges
Regelungsniveau auf dem Feld des Kreditinformationswe-
sens auf. Im Detail sind gleiche oder �hnliche Instrumente
vorhanden, um eine mçglichst transparente und im Ergebnis
zutreffende Bonit�tsbewertung durch Scoring sicherzustel-
len. Der Verbraucher wird durch Auskunfts-, Berichti-
gungs- und Lçschungsanspr�che in die Lage versetzt, an
einem korrekten Bewertungsergebnis mitzuwirken. Das ist
internationaler Standard. In manchen L�ndern ist es f�r den
Verbraucher recht teuer, neben den allgemeinen Kreditin-
formationen auch den persçnlichen Scorewert zu erfahren
(USA, GB). Hier ist das deutsche Recht (�hnlich das aus-
tralische) besonders verbraucherfreundlich, wenn es in § 34
Abs. 8 BDSG grunds�tzlich Unentgeltlichkeit f�r die �ber-
mittlung des Scorewertes an den Betroffenen und eine

detaillierte Erl�uterung anordnet. Im Hinblick auf andere
Belange, bei denen sich international grçßere Unterschiede
zeigen, liegt das deutsche Recht im Mittelfeld. Das gilt z. B.
f�r jenen Schutz personenbezogener Daten beim Scoring,
der darauf gerichtet ist, eine Verwendung zu anderen Zwe-
cken als der verantwortungsvollen Kreditvergabe zu be-
schr�nken. Gegen�ber einer solchen anderweitigen Ver-
wendung ist das amerikanische Recht offener als das deut-
sche, das australische Recht hingegen zweifellos strenger.
Auch im Hinblick auf Lçschungsfristen liegt das deutsche
Recht im Mittelfeld zwischen dem strengen australischen
und dem großz�gigen britischen und vor allem dem US-
amerikanischen Recht.
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